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Auf	Grund	von	

1.	 Art.	55	Nr.	4	Satz	2	der	Verfassung	des	Freistaates	
Bayern	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
15.	Dezember	1998	(GVBl	S.	991,	BayRS	100-1-I),	
zuletzt	geändert	durch	Gesetze	vom	10.	Novem-
ber	2003	(GVBl	S.	816	und	817),	

2.	 Art.	18	Abs.	1	Satz	2	Halbsatz 2,	Art. 26 Abs. 2,	
Art.	41	Abs.	2	Satz	2	Halbsatz	2,	Art.	49	Abs.	3,	
Art.	81	Abs.	6	Satz	2,	Art.	86	Abs.	2	Satz	3,	Art.	
92	Abs.	2	Satz	1	Halbsatz 2	des	Bayerischen	Be-
amtengesetzes	(BayBG)	vom	29.	Juli	2008	(GVBl	
S. 500,	BayRS	2030-1-1-F),	zuletzt	geändert	durch	
§	 2	 des	 Gesetzes	 vom	 8.	 Dezember	 2009	 (GVBl	
S.	605),

3.	 Art.	2	Abs.	1,	Art.	8d	Abs.	2	Halbsatz	2	des	Bay-
erischen	 Richtergesetzes	 –	 BayRiG	 –	 (BayRS	
301-1-J),	 zuletzt	geändert	durch	Art.	10	des	Ge-
setzes	vom	27.	Juli	2009	(GVBl	S.	348),	

4.	 §	72	Satz	2	der	Verordnung	über	die	Laufbahnen	
der	bayerischen	Beamtinnen	und	Beamten	(Lauf-
bahnverordnung	–	LbV)	vom	1.	April	2009	(GVBl	
S.	51,	BayRS	2030-2-1-2-F),

5.	 §	18	Abs.	1	Satz	2	der	Verordnung	über	den	Ur-
laub	 der	 bayerischen	 Beamten	 und	 Richter	 (Ur-
laubsverordnung	–	UrlV)	vom	24. Juni	1997	(GVBl	
S.	 173,	 ber.	 S.	 486,	 BayRS	 2030-2-25-F),	 zuletzt	
geändert	durch	§	2	der	Verordnung	vom	15.	De-
zember	2009	(GVBl	S. 643),	

erlassen	 die	 Bayerischen	 Staatsministerien	 der	 Jus-
tiz	 und	 für	 Verbraucherschutz,	 des	 Innern,	 für	 Wis-
senschaft,	Forschung	und	Kunst,	der	Finanzen	sowie	
für	Arbeit	und	Sozialordnung,	Familie	und	Frauen	im	
Einvernehmen	mit	dem	Bayerischen	Landespersonal-
ausschuss	folgende	Verordnung:

§	1

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	die	Rechtspfl	eger

Die	 Zulassungs-,	 Ausbildungs-	 und	 Prüfungs-

ordnung	für	die	Rechtspfl	eger	–	ZAPO/RPfl		–	(BayRS	
2038-3-3-9-J),	zuletzt	geändert	durch	§	28	des	Geset-
zes	vom	7. August	2003	(GVBl	S.	503),	wird	wie	folgt	
geändert:	

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	bei	§	45	das	Wort	„Prü-
fungsvergünstigungen“	 durch	 das	 Wort	 „Nach-
teilsausgleich“	ersetzt.	

2.	 §	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Absatzbezeichnung	entfällt.

bb)	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Die	Satznummerierung	entfällt.

bbb)	Nr.	2	wird	gestrichen.

ccc)		 Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

ddd)	Die	 bisherige	 Nr.	 4	 wird	 Nr.	 3	 und	
erhält	folgende	Fassung:	

„3.	 am	 besonderen	 Auswahlverfah-
ren	 (§	15	LbV)	mit	Erfolg	 teilge-
nommen	hat.“

cc)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

3.	 §	5	Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„§	5a“	durch	die	
Worte	„§	5b“	ersetzt.	

b)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

c)	 Der	bisherige	Satz	3	wird	Satz	2.

4.	 In	§	18	Abs.	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	43	
BayBG)“	gestrichen.

5.	 In	§	19	Abs.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	er-
setzt.

Verordnung
zur Änderung der

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie der 

Verordnung über die Zuständigkeit in richterrechtlichen und beamtenrechtlichen 
Angelegenheiten in der Justizverwaltung

Vom 29. Dezember 2009

Verordnung 
zur Änderung der 

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnungen im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie der 

Verordnung über die Zuständigkeit in richterrechtlichen und beamtenrechtlichen 
Angelegenheiten in der Justizverwaltung

Vom 29. Dezember 2009



11Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	2/20102 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	2/2010

§	2

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	die	Gerichtsvollzieher

Die	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsord-
nung	für	die	Gerichtsvollzieher	–	ZAPO/GV	–	(BayRS	
2038-3-3-14-J),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	
vom	8.	Oktober	2004	(GVBl	S. 407),	wird	wie	folgt	ge-
ändert:

1.	 In	 der	 Inhaltsübersicht	 wird	 bei	 §	 45	 das	 Wort	
„Prüfungsvergünstigungen“	 durch	 das	 Wort	
„Nachteilsausgleich“	ersetzt.

2.	 In	§	4	Abs.	1	Nr.	1	werden	die	Worte	„und	höchs-
tens	43“	gestrichen.

3.	 In	 §	 4a	 Abs.	 2	 Satz	 1	 Nr.	 1	 werden	 die	 Worte	
„Art.	24“	durch	die	Worte	„Art. 32“	ersetzt.

4.	 In	§	19	Abs.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	er-
setzt.

§	3

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	den	mittleren	Justizdienst

Die	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsord-
nung	für	den	mittleren	Justizdienst	(ZAPO/mJD)	vom	
2.	 August	 2005	 (GVBl	 S.	 358,	 BayRS	 2038-3-3-8-J)	
wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	bei	dem	Dritten	Teil	
die	 Überschrift	 „Anstellungsprüfung“	 durch	 die	
Überschrift	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

2.	 In	§	1	Abs.	2	werden	nach	dem	Wort	„bayerischen“	
die	Worte	„Beamtinnen	und“	eingefügt	sowie	die	
Worte	„in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	
4.	März	1996	(GVBl	S. 99,	BayRS	2030-2-1-2-F)“	
durch	die	Worte	„vom	1.	April	2009	(GVBl	S.	51,	
BayRS	2030-2-1-2-F)“	ersetzt.

3.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Nr.	2	wird	gestrichen.

bb)	Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

cc)	 Die	bisherige	Nr.	4	wird	Nr.	3;	die	Worte	
„§	16“	werden	durch	die	Worte	„§	15“	er-
setzt.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

c)	 Der	bisherige	Abs.	3	wird	Abs.	2.

4.	 §	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Nr.	1	wird	der	Klammerzusatz	„(§	13	
LbV)“	gestrichen.

b)	 In	Abs.	7	werden	die	Worte	„Abs.	3“	durch	die	
Worte	„Abs.	2“	ersetzt.

5.	 In	§	10	Abs.	3	Satz	2	wird	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	er-
setzt.

6.	 In	der	Überschrift	zum	Dritten	Teil	sowie	in	§	16	
Abs.	1	Satz	1	wird	jeweils	das	Wort	„Anstellungs-
prüfung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	er-
setzt.

7.	 §	23	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Satz	2	wird	aufgehoben.

b)	 Die	bisherigen	Sätze	3	bis	5	werden	Sätze	2	
bis	4.

8.	 §	32	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	2	Nrn.	1	bis	3	werden	jeweils	nach	den	
Worten	 „eine	 Note“	 die	 Worte	 „im	 Schwer-
punkt“	eingefügt.

b)	 In	Satz	3	werden	die	Worte	„Bei	der	Vergabe	
der	 drei	 Einzelnoten	 sind“	 durch	 die	 Worte	
„Mindestens	 eine	 der	 drei	 Einzelnoten	 hat“	
ersetzt.

§	4	

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	den	gehobenen	Vollzugsverwaltungsdienst	bei	
den	Justizvollzugsanstalten	

Die	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsord-
nung	 für	 den	 gehobenen	 Vollzugsverwaltungsdienst	
bei	 den	 Justizvollzugsanstalten	 –	 ZAPO/gVVD	 –	
(BayRS	2038-3-3-7-J),	zuletzt	geändert	durch	§	27	des	
Gesetzes	vom	7. August	2003	(GVBl	S.	503),	wird	wie	
folgt	geändert:	

1.	 In	 der	 Inhaltsübersicht	 wird	 in	 der	 Überschrift	
zu	III.	das	Wort	„Anstellungsprüfung“	durch	das	
Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

2.	 In	§	2	wird	das	Wort	„Anstellungsprüfung“	durch	
das	Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

3.	 §	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Nr.	2	wird	gestrichen.
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bbb)	Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

ccc)		 Die	 bisherige	 Nr.	 4	 wird	 Nr.	 3;	 die	
Worte	„§16“	werden	durch	die	Wor-
te	„§	15“	ersetzt.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

c)	 Der	bisherige	Abs.	3	wird	Abs.	2.

4.	 In	§	12	wird	das	Wort	„Anstellungsprüfung“	durch	
das	Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.	

5.	 In	§	18	Abs.	1	wird	der	Klammerzusatz	„(Art.	43	
BayBG)“	gestrichen.

6.	 In	der	Überschrift	zu	III.	sowie	in	§	19	Abs.	1	Satz	1	
und	Abs.	3,	§	26	Abs.	1	Satz	1	und	§	45a	Abs.	6	
wird	 jeweils	 das	 Wort	 „Anstellungsprüfung“	
durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

§	5

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	den	allgemeinen	Vollzugsdienst	bei	den	
Justizvollzugsanstalten

Die	 Zulassungs-,	 Ausbildungs-	 und	 Prüfungs-
ordnung	für	den	allgemeinen	Vollzugsdienst	bei	den	
Justizvollzugsanstalten	–	ZAPO/aVD	–	 (BayRS	2038-
3-3-15-J),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	
9.	Oktober	1998	(GVBl	S.	920),	wird	wie	 folgt	geän-
dert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Bei	 §	 3	 wird	 das	 Wort	 „Ausleseverfahren“	
durch	das	Wort	„Auswahlverfahren“	ersetzt.

b)	 Bei	III.	wird	die	Überschrift	„Anstellungsprü-
fung“	 durch	 die	 Überschrift	 „Laufbahnprü-
fung“	ersetzt.

2.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Absatzbezeichnung	entfällt.	

bb)	Nr.	2	wird	gestrichen.

cc)	 Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

dd)	Die	bisherige	Nr.	4	wird	Nr.	3;	die	Worte	
„§	16“	werden	durch	die	Worte	„§	15“	er-
setzt.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

3.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	wird	das	Wort	„Auslesever-
fahren“	durch	das	Wort	„Auswahlverfahren“	
ersetzt.

b)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Ausleseverfah-
ren	(§	2	Abs.	1	Nr.	4)“	durch	die	Worte		„Aus-
wahlverfahren	(§	2	Nr.	3)“	ersetzt.

c)	 Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Die	 Verordnung	 zur	 Regelung	 der	 beson-
deren	 Auswahlverfahren	 für	 die	 Einstellung	
in	 Laufbahnen	 des	 mittleren	 und	 gehobe-
nen	 nichttechnischen	 Dienstes	 (AVfV)	 vom	
8.	 Februar	 2000	 (GVBl	 S.	 48,	 BayRS	
2038-3-1-3-F)	gilt	in	ihrer	jeweiligen	Fassung	
entsprechend.“

d)	 In	den	Sätzen	3	und	4	wird	jeweils	das	Wort	
„Ausleseverfahren“	 durch	 das	 Wort	 „Aus-
wahlverfahren“	ersetzt.

4.	 In	der	Überschrift	zu	III.	sowie	in	§	20	Abs.	1	Satz	1	
und	§	32b	Abs.	2	Satz	1	wird	jeweils	das	Wort	„An-
stellungsprüfung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprü-
fung“	ersetzt.

§	6

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	den	mittleren	Verwaltungsdienst	bei	den	
Justizvollzugsanstalten

Die	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsord-
nung	 für	 den	 mittleren	 Verwaltungsdienst	 bei	 den	
Justizvollzugsanstalten	 –	 ZAPO/mVDJVz	 –	 (BayRS	
2038-3-3-16-J),	zuletzt	geändert	durch	§	1	Nr.	42	des	
Gesetzes	vom	7.	August	2003	(GVBl	S.	497),	wird	wie	
folgt	geändert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	bei	III.	die	Überschrift	
„Anstellungsprüfung“	 durch	 die	 Überschrift	
„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

2.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Nr.	2	wird	gestrichen.

bb)	Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

cc)	 Die	bisherige	Nr.	4	wird	Nr.	3	und	erhält	
folgende	Fassung:

„3.	 am	 besonderen	 Auswahlverfahren	
(§	 15	 LbV)	 mit	 Erfolg	 teilgenommen	
hat.“

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

c)	 Der	bisherige	Abs.	3	wird	Abs.	2.
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3.	 In	der	Überschrift	zu	III.	sowie	in	§	20	Abs.	1	Satz	1	
wird	 jeweils	 das	 Wort	 „Anstellungsprüfung“	
durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

§	7

Änderung	der	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	
Prüfungsordnung	

für	den	mittleren	Werkdienst	bei	den	
Justizvollzugsanstalten

Die	Zulassungs-,	Ausbildungs-	und	Prüfungsord-
nung	für	den	mittleren	Werkdienst	bei	den	Justizvoll-
zugsanstalten	–	ZAPO/mWD	–	(BayRS	2038-3-3-17-J),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	13.	Oktober	
1998	(GVBl	S.	891),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	bei	III.	die	Überschrift	
„Anstellungsprüfung“	 durch	 die	 Überschrift	
„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

2.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Absatzbezeichnung	entfällt.	

bb)	Nr.	2	wird	gestrichen.

cc)	 Die	bisherigen	Nrn.	3	und	4	werden	Nrn.	
2	und	3.

b)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

3.	 In	der	Überschrift	zu	III.	sowie	in	§	20	Abs.	1	Satz	1	
und	 §	 32	 b	 Abs.	 2	 Satz	 1	 wird	 jeweils	 das	 Wort	
„Anstellungsprüfung“	 durch	 das	 Wort	 „Lauf-
bahnprüfung“	ersetzt.

§	8

Änderung	der	Ausbildungsordnung	für	den	
Justizwachtmeisterdienst

In	§	3	Nr.	2	der	Ausbildungsordnung	für	den	Jus-
tizwachtmeisterdienst	(AO/JwD)	vom	7. Januar	2008	
(GVBl	S.	21,	BayRS	2038-3-3-6-J)	werden	die	Worte	
„Art.	23“	durch	die	Worte	„Art.	31“	ersetzt.

§	9

Änderung	der	Ausbildungs-	und	Prüfungsordnung	
für	Juristen	

Die	Ausbildungs-	und	Prüfungsordnung	für	Juris-
ten	(JAPO)	vom	13.	Oktober	2003	(GVBl	S. 758,	BayRS	
2038-3-3-11-J)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	11	Abs.	6	erhält	folgende	Fassung:

	 „(6)1Die	Entscheidung	über	die	Rechtsfolgen	

nach	 Abs.	 1	 bis	 5	 wird	 durch	 schriftlichen	 Ver-
waltungsakt	 bekannt	 gegeben.	 2Ist	 die	 Prüfung	
bereits	 durch	 Bekanntgabe	 des	 Prüfungsergeb-
nisses	beendet,	so	ist	sie	nachträglich	für	nicht	be-
standen	zu	erklären	oder	die	Prüfungsgesamtnote	
entsprechend	zu	berichtigen.	3Das	Prüfungszeug-
nis	ist	einzuziehen.“

2.	 §	13	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„wer-
den“	ein	Komma	sowie	die	Worte	„soweit	die	
Behinderung	nicht	das	abgeprüfte	Leistungs-
bild	betrifft“	eingefügt.

b)	 In	Abs.	2	Satz	1	wird	das	Wort	„körperlichen“	
gestrichen	und	werden	nach	dem	Wort	„wer-
den“	ein	Komma	sowie	die	Worte	„soweit	die	
Behinderung	nicht	das	abgeprüfte	Leistungs-
bild	betrifft“	eingefügt.

3.	 §	18	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nr.	1	Buchst.	c	erhält	folgende	Fassung:

„c)	 das	 Erbrecht	 (nur	 gesetzliche	 Erbfolge,	
rechtliche	 Stellung	 des	 Erben,	 Pfl	icht-
teilsrecht,	Wirkungen	des	Erbscheins	und	
gewillkürte	 Erbfolge	 ohne	 Testaments-
vollstreckung	 und	 ohne	 Erbverzicht)	 in	
Grundzügen;“.

b)	 In	Nr.	5	Buchst.	c	werden	nach	der	Zahl	„6“	
die	Worte	„und	ohne	Art.	45	und	46“	einge-
fügt.

4.	 §	19	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Das	Wort	„fünf“	wird	durch	das	Wort	„sechs“	
ersetzt.

b)	 In	Nr.	2	wird	das	Wort	„zwei“	durch	das	Wort	
„drei“	ersetzt.

5.	 In	§	21	Abs.	2	Nr.	1	Buchst.	a	werden	nach	dem	
Wort	„Professoren“	die	Worte	„und	Juniorprofes-
soren“	eingefügt.

6.	 In	§	22	Abs.	3	werden	die	Worte	„Art.	71	Abs.	4	
Satz	1“	durch	die	Worte	„Art.	57	Abs.	1	Satz	1“	
ersetzt.	

7.	 §	26	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Satz	 2	 werden	 die	 Worte	 „Art.	 64“	 durch	
die	Worte	„Art.	48“	ersetzt.

b)	 Sätze	3	und	4	erhalten	folgende	Fassung:

„3Wer	die	Frist	nach	Satz	1	überschreitet,	des-
sen	Prüfung	gilt	vorbehaltlich	§	10	als	abgelegt	
und	 nicht	 bestanden,	 es	 sei	 denn,	 die	 Frist-
überschreitung	 beruht	 auf	 von	 ihm	 nicht	 zu	
vertretenden	 Gründen.	 4Gründe	 nach	 Satz	 3	
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sind	 beim	 Landesjustizprüfungsamt	 geltend	
zu	machen	und	nachzuweisen;	 im	Fall	einer	
Krankheit	ist	der	Nachweis	auf	Verlangen	des	
Landesjustizprüfungsamts	durch	ein	Zeugnis	
eines	Landgerichtsarztes	oder	eines	Gesund-
heitsamts	zu	erbringen.“

8.	 §	27	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	3	wird	der	Schlusspunkt	durch	ei-
nen	Strichpunkt	ersetzt.

bb)	Es	wird	folgende	Nr.	4	angefügt:	

„4.	 die	infolge	Richterspruchs	die	Fähig-
keit	zur	Bekleidung	öffentlicher	Äm-
ter	nicht	besitzen.“

b)	 Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

	 „(2)	Die	Zulassung	zur	Ersten	Juristischen	
Staatsprüfung	 kann	 Bewerbern	 versagt	 wer-
den,
1.	 gegen	 die	 ein	 strafrechtliches	 Ermitt-

lungsverfahren	 oder	 ein	 gerichtliches	
Strafverfahren	 läuft,	 das	 zu	 einer	 Ent-
scheidung	nach	Abs.	1	Nr.	4	führen	kann;

2.	 die	 an	 einer	 Krankheit	 leiden,	 die	 die	
Gesundheit	anderer	erheblich	gefährden	
oder	 den	 ordnungsgemäßen	 Ablauf	 der	
Prüfung	 erheblich	 beeinträchtigen	 wür-
de;

3.	 für	die	ein	Betreuer	bestellt	ist.“

9.	 §	36	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	2	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„er-
folgen“	ein	Strichpunkt	und	die	Worte	„dies	
gilt	 nicht	 im	 Fall	 eines	 Nichtbestehens	 nach	
§	9	Abs.	1,	2	und	4,	§ 11	Abs.	1	Satz	2	und	Abs.	5	
oder	nach	§	26	Abs.	2	Satz	3“	eingefügt.

b)	 Abs.	3	Sätze	2	und	3	erhalten	 folgende	Fas-
sung:

„2Wer	die	Frist	nach	Satz	1	überschreitet,	des-
sen	Prüfung	gilt	vorbehaltlich	§	10	als	wieder-
holt	abgelegt	und	endgültig	nicht	bestanden,	
es	 sei	 denn,	 die	 Fristüberschreitung	 beruht	
auf	von	 ihm	nicht	zu	vertretenden	Gründen.	
3Gründe	nach	Satz	2	sind	beim	Landesjustiz-
prüfungsamt	 geltend	 zu	 machen	 und	 nach-
zuweisen;	 im	 Fall	 einer	 Krankheit	 ist	 der	
Nachweis	 auf	 Verlangen	 des	 Landesjustiz-
prüfungsamts	durch	ein	Zeugnis	eines	Land-
gerichtsarztes	oder	eines	Gesundheitsamts	zu	
erbringen.“

10.	 §	37	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Im	einleitenden	Satzteil	werden	die	Wor-
te	„Art.	64“	durch	die	Worte	„Art.	48“	er-
setzt.

bb)	In	Nr.	2	Buchst.	b	werden	nach	dem	Wort	
„anderen“	 die	 Worte	 „nicht	 anders	 ab-
wendbaren“	eingefügt.

b)	 In	Abs.	3	Satz	2	wird	nach	dem	Wort	„ist“	das	
Wort	„grundsätzlich“	eingefügt.

c)	 In	Abs.	4	Satz	1	wird	vor	dem	Wort	„fachspe-
zifi	sche“	das	Wort	„zusätzliche“	eingefügt.

d)	 In	Abs.	7	werden	die	Worte	„Abs.	6	Satz	1“	
durch	die	Worte	„Abs.	6	Satz	2“	ersetzt.

11.	 In	§	38	Satz	2	werden	die	Worte	„Art.	72“	durch	
die	Worte	„Art.	58“	und	die	Worte	„Art. 81“	durch	
die	Worte	„Art.	61“	ersetzt.

12.	 In	§	43	Satz	1	werden	die	Worte	„Art.	82“	durch	
die	Worte	„Art.	63“	ersetzt.

13.	 In	§	46	Abs.	5	Nr.	1	werden	die	Worte	„und	de-
ren	 Strafe	 noch	 nicht	 getilgt	 worden	 ist“	 durch	
die	 Worte	 „und	 deren	 Verurteilung	 noch	 in	 das	
Führungszeugnis	für	Behörden	aufzunehmen	ist“	
ersetzt.	

14.	 §	48	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:	

a)	 Satz	3	erhält	folgende	Fassung:

„3Die	 Präsidenten	 der	 Oberlandesgerichte	
können	 die	 Reihenfolge	 der	 Ausbildungsab-
schnitte	nach	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	ändern,	falls	
Belange	 der	 Ausbildung	 dies	 erfordern;	 sie	
können	die	Ausbildungsabschnitte	nach	Satz	1	
Nr.	 1	 Buchst.	 a	 und	 Nr.	 2	 zugunsten	 eines	
anderen	 Ausbildungsabschnitts	 bis	 auf	 drei	
Monate	verkürzen,	wenn	das	Ausbildungsziel	
auch	 in	 der	 gekürzten	 Zeit	 erreicht	 werden	
kann.“

b)	 Es	wird	folgender	Satz	4	angefügt:

„4Soweit	der	Ausbildungsabschnitt	nach	Satz	1	
Nr.	 2	 betroffen	 ist,	 ergeht	 die	 Entscheidung	
im	 Einvernehmen	 mit	 der	 jeweiligen	 Regie-
rung.“

15.	 In	§	50	Abs.	1	Satz	1	werden	die	Worte	„des	Vor-
bereitungsdienstes	 bei	 der	 Justiz	 und	 bei	 der	
Verwaltung“	durch	die	Worte	„der	Ausbildungs-
abschnitte	nach	§	48	Abs.	2	Satz	1	Nrn.	1	bis	3“	
ersetzt.

16.	 In	§	53	Abs.	2	Satz	3	werden	die	Worte	„Mutter-
schutzzeiten	sowie	eine	daran	anschließende	El-
ternzeit“	durch	die	Worte	„Mutterschutz-	und	El-
ternzeiten“	ersetzt.
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17.	 In	§	54	Abs.	4	Satz	2	werden	die	Worte	„unter	An-
gabe	der	Gründe“	gestrichen.

18.	 In	 §	 57	 Abs.	 1	 wird	 das	 Wort	 „Anstellungsprü-
fung“	durch	das	Wort	„Laufbahnprüfung“	ersetzt.

19.	 §	58	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	2	Nr.	4	Buchst.	a	werden	nach	der	Zahl	
„6“	die	Worte	„und	ohne	Art.	45	und	46“	ein-
gefügt.

b)	 Abs.	3	Nr.	1	Buchst.	d	erhält	folgende	Fassung:

„d)	Bayerisches	 Strafvollzugsgesetz	 ein-
schließlich	 Jugendstrafvollzug	 (nur	
Grundsätze,	gelockerter	Vollzug,	Verkehr	
mit	 der	 Außenwelt,	 Freizeit	 und	 Diszip-
linarmaßnahmen	–	 jeweils	ohne	sonstige	
besondere	 Vollzugsarten)	 sowie	 Rechts-
behelfe	im	Strafvollzugsrecht.“

20.	 §	71	Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	1	eingefügt:

„1Die	§§	44	ff.	gelten	sinngemäß.“

b)	 Der	bisherige	Satz	1	wird	Satz	2.

c)	 Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	3;	der	Strich-
punkt	und	die	Worte	„§	52	Abs.	1	gilt	entspre-
chend“	werden	gestrichen.

§	10

Änderung	der	Verordnung	über	die	Zuständigkeit	in	
richterrechtlichen	und	beamtenrechtlichen	
Angelegenheiten	in	der	Justizverwaltung

Die	Verordnung	über	die	Zuständigkeit	in	richter-
rechtlichen	 und	 beamtenrechtlichen	 Angelegenhei-
ten	 in	der	Justizverwaltung	 (ZustV-JM)	vom	27.	Juli	
1999	 (GVBl	 S.	 353,	 BayRS	 2030-3-3-2-J),	 zuletzt	 ge-
ändert	durch	Verordnung	vom	23. Januar	2003	(GVBl	
S.	59),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Nr.	1	wird	gestrichen.

bb)	Die	bisherige	Nr.	2	wird	Nr.	1;	das	Wort	
„übrigen“	wird	gestrichen.

cc)	 Die	bisherige	Nr.	3	wird	Nr.	2.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	1	werden	die	Worte	„§	60“	durch	
die	Worte	„§	72“	ersetzt.

bb)	Nr.	2	erhält	folgende	Fassung:

„2.	 Entscheidungen	nach
§	6	Abs.	2	Satz	6,
§	6	Abs.	3	Satz	2,
§	12	Abs.	3	Satz	4,	soweit	es	der	Zu-
stimmung	 des	 Landespersonalaus-
schusses	nicht	bedarf,
§	17	Abs.	2,
§	36	Abs.	2	Satz	2,
§	37	Abs.	2,
§	37	Abs.	3	Satz	1,
§	40	Abs.	2,	 sofern	 in	der	Laufbahn-
prüfung	 die	 Gesamtnote	 „gut“	 er-
reicht	wurde	und	das	Prüfungsergeb-
nis	im	ersten	Fünftel	der	festgesetzten	
Platzziffern	liegt,
§	40	Abs.	3	Satz	1,
§	44	Abs.	2,	soweit	 in	der	Laufbahn-
prüfung	 die	 Gesamtnote	 „gut“	 er-
reicht	wurde	und	das	Prüfungsergeb-
nis	im	ersten	Fünftel	der	festgesetzten	
Platzziffern	liegt,
§	44	Abs.	3	Satz	1	und
§	 54	 für	 die	 Laufbahn	 der	 Bewäh-
rungs-	und	Gerichtshelfer.“

2.	 In	§	2	werden	die	Worte	„Art.	80e	Abs.	1“	durch	die	
Worte	„Art.	92	Abs.	2“,	die	Worte	„Art. 8d	Abs.	1	
Satz	1“	durch	die	Worte	„Art.	8d	Abs.	2“	ersetzt	
und	werden	die	Worte	„dem	Präsidenten	des	Bay-
erischen	Obersten	Landesgerichts,	dem	General-
staatsanwalt	 bei	 diesem	 Gericht	 sowie“	 und	 die	
Worte	„bei	den	Oberlandesgerichten“	gestrichen.	

3.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	1	werden	die	Worte	„dem	Präsiden-
ten	des	Bayerischen	Obersten	Landesge-
richts,	dem	Generalstaatsanwalt	bei	die-
sem	 Gericht,“	 sowie	 die	 Worte	 „bei	 den	
Oberlandesgerichten“	gestrichen.

bb)	In	Nr.	2	werden	die	Worte	„bei	den	Ober-
landesgerichten“	gestrichen.

b)	 In	 Abs.	 2	 werden	 die	 Worte	 „Art.	 35	 Abs.	 2	
BayBG	 zuständigen	 Präsidenten	 des	 Bayeri-
schen	 Obersten	 Landesgerichts	 oder“	 durch	
die	Worte	„Art. 49	Abs.	2	BayBG	zuständigen	
Präsidenten“	ersetzt.

4.	 In	§	4	werden	die	Worte	„Art.	73	Abs.	6	Satz	1	und	
Art.	 78“	 durch	 die	 Worte	 „Art.  81	 Abs.  6	 Satz	 1	
und	 Art.	 86“	 ersetzt	 und	 die	 Worte	 „dem	 Präsi-
denten	des	Bayerischen	Obersten	Landesgerichts,	
dem	 Generalstaatsanwalt	 bei	 diesem	 Gericht,“	
sowie	die	Worte	„bei	den	Oberlandesgerichten“	
gestrichen.
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§	11

Inkrafttreten

(1)	Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	1.	Ap-
ril	2009	in	Kraft.

(2)	1Abweichend	von	Abs.	1	treten	§	9	Nrn.	7	und	9	
Buchst.	b	am	1.	September	2011	in	Kraft.	2Sie	fi	nden	
ab	diesem	Zeitpunkt	auch	auf	Bewerber	Anwendung,	
die	 sich	 vor	 diesem	 Zeitpunkt	 exmatrikuliert	 haben;	
dies	gilt	auch	für	Bewerber,	die	die	Erste	Juristische	
Staatsprüfung	 als	 Hochschulabschlussprüfung	 abge-
legt	haben.	3Abweichend	hiervon	besteht	die	Berech-
tigung	 des	 Landesjustizprüfungsamts,	 im	 Fall	 einer	
Krankheit	 als	 Nachweis	 ein	 Zeugnis	 eines	 Landge-
richtsarztes	 oder	 eines	 Gesundheitsamts	 zu	 verlan-
gen,	bereits	ab	Inkrafttreten	dieser	Verordnung.

(3)	§	9	Nr.	19	Buchst.	b	 tritt	 am	1.	April	2010	 in	
Kraft;	 er	 gilt	 erstmals	 ab	 dem	 Prüfungstermin	 der	
Zweiten	Juristischen	Staatsprüfung	2009/2.

München,	den	29.	Dezember	2009

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz

Dr.	Beate	M e r k ,	Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim	H e r r m a n n ,	Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr.	Wolfgang	H e u b i s c h ,	Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
der Finanzen

Georg	F a h r e n s c h o n ,	Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Christine	H a d e r t h a u e r ,	Staatsministerin
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Auf	Grund	von	Art.	25	Abs.	3	Satz	1,	Art.	37	Abs.	3	
Satz	3,	Art.	44	Abs.	2	Satz	1,	Art. 45	Abs.	2	Sätze	1	und	
4,	Art.	46	Abs.	4	Satz	3,	Art.	68,	86	Abs.	15,	Art.	89	und	
128	Abs.	1	des	Bayerischen	Gesetzes	über	das	Erzie-
hungs-	 und	 Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	 der	 Fas-
sung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2000	(GVBl	
S.	414,	ber.	S.	632,	BayRS	2230-1-1-UK),	zuletzt	geän-
dert	durch	Gesetz	vom	22.	Juli	2008	(GVBl	S.	467),	er-
lässt	das	Bayerische	Staatsministerium	für	Unterricht	
und	Kultus	folgende	Verordnung:

Inhaltsübersicht

Erster	Teil

Allgemeines

§			1		Geltungsbereich
§			2		Schulaufsicht

Zweiter	Teil

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, Lehr-
kräfte, Schülerinnen und Schüler, Eltern, 

Schulforum

Abschnitt	1

Schulgemeinschaft

§			3		Schulgemeinschaft,	Eigenverantwortung

Abschnitt	2

Schulleiterin und Schulleiter

§	 4	 Schulleiterin	und	Schulleiter

Abschnitt	3

Lehrkräfte

§	 5	 Aufgaben	der	Lehrerkonferenz
§	 6	 Sitzungen
§	 7	 Einberufung
§	 8	 Beschlussfassung
§	 9	 Klassenkonferenz,	Lehr-	und	Lernmittelausschuss,	Diszi-	
	 	 plinarausschuss
	

Abschnitt	4

Schülerinnen und Schüler

§	 10	 Schülermitverantwortung,	Verbindungslehrkräfte
§	 11	 Klassensprecherinnen	und	Klassensprecher

§	 12	 Schülersprecherinnen	 und	 Schülersprecher,	 Schüler-
	 	 ausschuss
§	 13	 Überschulische	 Zusammenarbeit,	 Bezirksschülerspre-
	 	 cherinnen	und	Bezirksschülersprecher
§	 14	 Finanzierung	 und	 fi	nanzielle	 Abwicklung	 von
	 	 Veranstaltungen	der	Schülermitverantwortung
§	 15	 Ordnungsmaßnahmen	 und	 sonstige	 Erziehungsmaß-
	 	 nahmen
§	 16	 Entlassung
§	 17	 Volljährige	Schülerinnen	und	Schüler

Abschnitt	5

Schule und Erziehungsberechtigte

§	 18	 Zusammenarbeit	 der	 Schule	 mit	 den	 Erziehungs-
	 	 berechtigten
§	 19	 Amtszeit	des	Elternbeirats	und	Mitgliedschaft
§	 20	 Geschäftsgang
§	 21	 Wahl	des	Elternbeirats
§	 22	 Klassenelternsprecherinnen	und	Klassenelternsprecher

Abschnitt	6

Schulforum

§	 23	 Schulforum

Abschnitt	7

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 
Veranstaltungen, Sammlungen und Spenden

§	 24	 Finanzielle	Abwicklung	sonstiger	schulischer	Veranstal-
	 	 tungen,	Schülerfi	rma
§	 25	 Sammlungen	und	Spenden

Dritter	Teil

Aufnahme und Schulwechsel

Abschnitt	1

Aufnahme in die Eingangsstufe

§	 26	 Voraussetzungen	und	Zeitpunkt	der	Aufnahme
§	 27	 Probeunterricht	 an	 drei-	 und	 vierstufi	gen	 Wirt-
	 	 schaftsschulen

Abschnitt	2

Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe

§	 28	 Voraussetzungen	und	Zeitpunkt	der	Aufnahme
§	 29	 Aufnahmeprüfung
§	 30	 Probezeit

2236-5-1-UK

Schulordnung 
für die Wirtschaftsschulen in Bayern

(Wirtschaftsschulordnung – WSO)

Vom 30. Dezember 2009

2236-5-1-UK

Schulordnung  
für die Wirtschaftsschulen in Bayern 

(Wirtschaftsschulordnung – WSO)

Vom 30. Dezember 2009
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Abschnitt	3

Gastschülerinnen und Gastschüler

§	 31	 Gastschülerinnen	und	Gastschüler

Abschnitt	4

Schulwechsel

§	 32	 Übertritt	 an	 eine	 andere	 Wirtschaftsschule	 oder
	 	 in	eine	andere	Wahlpfl	ichtfächergruppe

Vierter	Teil

Schulbetrieb

Abschnitt	1

Einrichtung von Klassen und Fächern

§	 33	 Klassen	und	andere	Unterrichtsgruppen
§	 34	 Wahlpfl	ichtfächergruppen	(Ausbildungsrichtungen)
§	 35	 Wahlpfl	ichtfächer	und	Wahlfächer

Abschnitt	2

Schulbesuch

§	 36	 Teilnahme
§	 37	 Beaufsichtigung	der	Schülerinnen	und	Schüler
§	 38	 Alkoholverbot,	Sicherstellung	von	Gegenständen
§	 39	 Beendigung	des	Schulbesuchs
§	 40	 Höchstausbildungsdauer

Abschnitt	3

Stunden und Fächer

§	 41	 Stundenplan,	Unterrichtszeit
§	 42	 Stundentafeln
§	 43	 Religiöse	Erziehung,	Religionsunterricht
§	 44	 Ethikunterricht

Fünfter	Teil

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, Vorrücken 
und Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt	1

Hausaufgaben und Leistungsnachweise

§	 45	 Hausaufgaben
§	 46	 Nachweise	des	Leistungsstands
§	 47	 Schulaufgaben,	Kurzarbeiten,	Deutsche	
	 	 Hausaufgaben	und	Schriftliche	Hausarbeiten
§	 48	 Stegreifaufgaben,	mündliche	und	praktisch	Leistungen,		
	 	 fachliche	Leistungstests
§	 49	 Besprechung,	Aufbewahrung	und	Einsichtnahme
§	 50	 Bewertung	der	Leistungen
§	 51	 Nachholung	von	Leistungsnachweisen
§	 52	 Bildung	der	Jahresfortgangsnote

Abschnitt	2

Vorrücken und Wiederholen

§	 53	 Entscheidung	über	das	Vorrücken
§	 54	 Vorrücken	auf	Probe
§	 55	 Nachprüfung	

§	 56	 Überspringen	einer	Jahrgangsstufe
§	 57	 Freiwilliges	Wiederholen
§	 58	 Verbot	des	Wiederholens

Abschnitt	3

Schülerbogen, Zeugnisse

§	 59	 Schülerbogen
§	 60	 Zwischen-	und	Jahreszeugnisse
§	 61	 Bescheinigung	über	die	Dauer	des	Schulbesuchs

Sechster	Teil

Prüfungen

Abschnitt	1

Abschlussprüfung für Schülerinnen und 
Schüler öffentlicher und staatlich anerkannter 

Wirtschaftsschulen

§	 62	 Prüfungsausschuss
§	 63	 Festsetzung	der	Jahresfortgangsnoten
§	 64	 Schriftliche	Prüfung
§	 65	 Mündliche	Prüfung
§	 66	 Praktische	Prüfung
§	 67		Bewertung	der	Prüfungsleistungen
§	 68		Festsetzung	des	Prüfungsergebnisses
§	 69	 Notenausgleich
§	 70		Abschlusszeugnis
§	 71		Wiederholung	der	Abschlussprüfung
§	 72		Verhinderung	an	der	Teilnahme
§	 73	 Nachholung	der	Abschlussprüfung
§	 74	 Unterschleif

Abschnitt	2

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen und 
Bewerber

§	 75	 Allgemeines
§	 76	 Zulassung
§	 77	 Schriftliche	und	praktische	Prüfung
§	 78	 Mündliche	Prüfung
§	 79	 Festsetzung	des	Prüfungsergebnisses
§	 80	 Zusätzliche	 Regelungen	 für	 Schülerinnen	 und
	 	 Schüler	staatlich	genehmigter	Ersatzschulen

Abschnitt	3

Ergänzungsprüfungen

§	 81	 Ergänzungsprüfungen

Siebter	Teil

Schlussvorschriften

§	 82	 Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

Anlagen:

Anlage	1	 Stundentafel	für	vierstufi	ge	Wirtschaftsschulen

Anlage	2	 Stundentafel	für	dreistufi	ge	Wirtschaftsschulen

Anlage	3	 Stundentafel	für	zweistufi	ge	Wirtschaftsschulen
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Erster	Teil

Allgemeines

§	1	

Geltungsbereich
(vgl.	Art.	1	bis	3	BayEUG)

(1)	 Diese	 Schulordnung	 gilt	 für	 die	 öffentlichen	
Wirtschaftsschulen	 und	 die	 staatlich	 anerkannten	
Wirtschaftsschulen	mit	dem	Charakter	einer	öffentli-
chen	Schule.

(2)	 Für	Ersatzschulen	gilt	diese	Schulordnung	im	
Rahmen	der	Art.	90,	92	Abs.	2	Nr.	2	und	Abs.	5	und	
Art.	93	BayEUG;	für	staatlich	anerkannte	Ersatzschu-
len	 gilt	 sie	 darüber	 hinaus	 im	 Rahmen	 des	 Art.	 100	
Abs.	2	BayEUG.

§	2	

Schulaufsicht
(vgl.	Art.	111	bis	117	BayEUG)

(1)	Zu	den	Aufgaben	der	Regierungen	gehört	es	
auch,	die	Schulen	bei	der	eigenve	rantwortlichen	Auf-
gabenwahrnehmung	zu	unterstützen.

(2)	Das	Staatsministerium	für	Unterricht	und	Kul-
tus	 (im	 Folgenden:	 Staatsministerium)	 oder	 die	 von	
ihm	beauftragte	Stelle	kann	Ausnahmen	von	einzel-
nen	 Bestimmungen	 dieser	 Verordnung	 gewähren,	
wenn	die	Anwendung	der	Bestimmung	im	Einzelfall	
zu	einer	unbilligen	Härte	führen	würde	und	die	Ab-
weichung	auch	unter	dem	Gesichtspunkt	der	Gleich-
behandlung	unbedenklich	erscheint.	

Zweiter	Teil

Schulgemeinschaft, Schulleiterin und Schulleiter, 
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, Eltern, 

Schulforum

Abschnitt	1

Schulgemeinschaft

§	3	

Schulgemeinschaft,	Eigenverantwortung
(vgl.	Art.	2	BayEUG)

1Die	 Schulgemeinschaft	 soll	 ihre	 Gestaltungs-
spielräume	 nutzen;	 daz		u	 gehört	 es,	 	innerhalb	 der	
Schulgemeinschaft	 zu	 	erörtern,	 welche	 im	 Rahmen	
von	 Schulversuchen	 freigegebenen	 Maßnahmen	 die	
Schule	 durchführt.	 2Entscheidet	 sich	 die	 Lehrerkonfe-
renz	für	die	Durchführung	solcher	Maßnahmen,	gelten	
insoweit	die	gesondert	bekannt	gemachten	Bestimmun-
gen	des	Staatsministeriums.	3Die	Lehrerkonferenz	ist	in	

diesem	Fall	berechtigt,	erforderlichenfalls	von	einzelnen	
Bestimmungen	dieser	Schulordnung	abzuweichen.

Abschnitt	2

Schulleiterin und Schulleiter

§	4	

Schulleiterin	und	Schulleiter
(vgl.	Art.	57,	84	und	85	BayEUG)

(1)	 Die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 trägt	
die	 pädagogische,	 organisatorische	 und	 rechtliche	
Gesamtverantwortung,	 übt	 das	 Hausrecht	 in	 der	
Schulanlage	 aus	 und	 erlässt	 unter	 Mitwirkung	 der	
Personalvertretung,	 des	 Schulforums	 und	 des	 Auf-
wandsträgers	eine	Hausordnung.

(2)	Die	Schulleiterin	oder	der	Schulleiter	entschei-
det	unbeschadet	von	§	5	Nr. 2	und	§	20	Abs.	4	über	
die	 Durchführung	 und	 Verbindlichkeit	 von	 Schul-
veranstaltungen,	über	Sammelbestellungen,	die	Ver-
breitung	 von	 Druckschriften	 und	 Plakaten	 sowie	 im	
Einvernehmen	mit	dem	Aufwandsträger	über	die	Zu-
lässigkeit	von	Bild-,	Film-,	Fernseh-	und	Tonaufnah-
men	in	der	Schule.	

(3)	1Schulinterne	Erhebungen	sind	von	der	Schul-
leiterin	oder	vom	Schulleiter	 zu	genehmigen,	 ande-
re	 Erhebungen	 vom	 Staatsministerium.	 2Keiner	 Ge-
nehmigung	bedürfen	Erhebungen	der	Regierungen,	
des	Landesamts	für	Statistik	und	Datenverarbeitung	
und	 im	 Rahmen	 seiner	 Aufgaben	 des	 jeweiligen	
Aufwands	trägers.	 3Genehmigungsbedürftige	 Erhe-
bungen,	die	sich	an	die	Erziehungsberechtigten	rich-
ten,	bedürfen	des	Einvernehmens	des	Elternbeirats,	
es	sei	denn,	die	Erziehungsberechtigten	sind	zur	An-
gabe	von	Daten	verpfl	ichtet.	4Art.	85	BayEUG	bleibt	
unberührt.	

Abschnitt	3	

Lehrkräfte
(vgl.	Art.	51,	53,	58	und	59	BayEUG)

§	5	

Aufgaben	der	Lehrerkonferenz

Die	Lehrerkonferenz	beschließt	im	Rahmen	ihrer	
Aufgaben	 nach	 Art.	 58	 Abs.	 3	 und	 4	 BayEUG	 auch	
über

1.	 Beschwerden	 von	 grundsätzlicher	 Bedeutung	
gegen	 allgemeine	 Unterrichts-	 und	 Erziehungs-
maßnahmen	der	Schule	mit	Ausnahme	von	Auf-
sichtsbeschwerden	 gegen	 die	 Schule	 und	 von	
Dienstaufsichtsbeschwerden,

2.	 Veranstaltungen,	die	 	die	gesamte	Schule	betref-
fen.
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§	6	

Sitzungen

(1)	1Die	Sitzungen	der	Lehrerkonferenz	sind	nicht	
öffentlich.	2Sie	sind	außerhalb	der	regelmäßigen	Un-
terrichtszeit	durchzuführen.

(2)	1Die	Lehrerkonferenz	soll	Dritte	zur	Beratung	
einzelner	 Tagesordnungspunkte	 in	 der	 Lehrerkonfe-
renz	 hinzuziehen,	 soweit	 dies	 angezeigt	 ist.	 2Art.  62	
Abs.	5	Satz	3	Halbsatz	2	BayEUG	bleibt	unberührt.	

(3	)	1Über	jede	Sitzung	ist	eine	Niederschrift	zu	er-
stellen.	2	Die	Mitglieder	der	Lehrerkonferenz	haben	das	
Recht,	 die	 Niederschrift	 ein	zusehen;	 die	 nach	 Abs.	 2	
Hinzugezogenen	haben	das	Recht,	die	Niederschrift	
zu	den	Tagesordnungspunkten	einzusehen,	zu	denen	
sie	hinzugezogen	wurden.	3Die	Niederschrift	ist	acht	
Jahre	aufzubewahren.

§	7

Einberufung

(1)	 1Die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 beruft	
die	 Lehrerkonferenz	 bei	 Bedarf,	 mindestens	 jedoch	
zweimal	im	Schuljahr,	ein.	2Die	Lehrerkonferenz	muss	
innerhalb	 von	 14	 Tagen	 einberufen	 werden,	 wenn	
mindestens	ein	Viertel	der	Mitglieder	oder	die	Regie-
rung	unter	Angabe	der	zu	beratenden	Gegenstände	
dies	verlangt.

(2)	 1Die	 Schulleiterin	 od	er	 der	 Schulleiter	 hat	
Ort,	Zeit	und	Tagesordnung	der	Sitzung	den	Mitglie-
dern	 mindestens	 eine	 Woche	 vor	 Beginn	 schriftlich	
bekan	nt	zu	geben.	2Die	schriftliche	Bekanntmachung	
kann	 durch	 Aushang	 in	 der	 an	 der	 Schule	 üblichen	
Weise	erfolgen.	3In	dringenden	Fällen	ist	die	Schullei-
terin	oder	der	Schulleiter	an	die	Frist	n	icht		gebunden.

§	8	

Beschlussfassung

(1)	1Die	Lehrerkonferenz	ist	beschlussfähig,	wenn	
sämtliche	 Mitglieder	 ordnungsgemäß	 geladen	 sind	
und	die	Mehrheit	der	Mitglie	der	anwesend	ist.	2Wird	
die	 Lehrerkonferenz	 zum	 zweiten	 Mal	 zur	 Behand-
lung	 desselben	 Gegenstandes	 zusammengerufen,	
ist	 sie	 insoweit	 ohne	 Rücksicht	 auf	 die	 Zahl	 der	 Er-
schienenen	beschlussfähig.	3Art.	87	Abs.	1	Satz	2	und	
A	rt. 88	Abs.	1	Satz	3	BayEUG	bleiben	unberührt.

(2)	1Stimmberechtigt	sind	alle	Mitglieder	der	Leh-
rerkonferenz,	es	sei	denn,	es	besteht	die	Besorgnis		der	
Befangenheit	 nach	 Art.	 21	 des	 Bayerischen	 Verwal-
tungsver	fahrensgesetzes.	 2Die	 anwesenden	 stimm-
berechtigten	 Lehrkräfte	 sind	 bei	 Abstimmungen	 zur	
Stimmabgabe	 verpfl	ichtet.	 3Di	e	s	 gilt	 nicht	 für	 nach	
Art.	86	Abs.	9	BayEUG	eingeschaltete	Lehrkräfte.

(3)		 	1Beschlüsse	 werden	 in	 offener	 Abstimmung	
mit	 einfacher	 Mehrheit	 der	 abgegebenen	 Stimmen	
gefasst;	Art.	87	Abs.	1	Satz	1	und	Art.	88	Abs.	1	Satz	
2	BayEUG	bleiben	unberührt.	2Bei	St	immengleichheit				
gibt	die	Stimme	der	Schulleiterin	oder	des	Schullei-
ters	den	Ausschlag.	 3Besteht	me	hr	als	die	Hälfte	der	
Mitglieder	 der	 Lehrerkonferenz	 aus	 nebenamtlich	
tätigen		oder		mit	weniger	als	der	Hälfte	der	regelmäßi-
gen	 Unterrichtspfl	ichtzeit	 beschäftigten	 Lehrkräften,	
sind	Beschlüsse	nur	wirksam,	wenn	sie	auch	von	der	
Mehrheit	 der	 abgegebenen	 Stimmen	 der	 hauptamt-
lich	tätigen	oder	der	mit	mindestens	der	Hälfte	der	re-
gelmäßigen	Unterrichtspfl		ichtzeit	beschäftigten	Lehr-
kräfte	unterst	ützt	werden.	

§	9

Klassenkonferenz,	Lehr-	und	Lernmittelausschuss,	
Disziplinarausschuss

(vgl.	Art.	58	Abs.	1	Satz	3	BayEUG)

(1)	 Die	 Klassenkonferenz	 (Art.	 53	 Abs.	 4	 Satz	 3	
BayEUG)	hat	neben	den	Aufgaben	nach	Art.	53	Abs. 4	
Satz	1	BayEUG	auch	über	die	pädagogische	Situation	
der	 Klasse	 und	 einzelner	 Schülerinnen	 und	 Schüler	
sowie	über	größere	Veranstaltungen	und	Projekte	der	
jeweiligen	Klasse	zu	beraten.	

(2)	 Dem	Lehr-	und	Lernmittelausschuss	(vgl.	Art. 58	
Abs.	1	Satz	3	BayEUG)	gehören	die	Schulleiter	in	oder	
der	Schulleiter	als	Vorsitzende	bzw.	Vorsitzender	so-
wie	 für	 jedes	 an	 der	 Schule	 erteilte	 Pfl	ichtfach	 die	
Fachbetreuerin	oder	der	Fachbetreuer	oder	eine	von	
der	Lehrerkonferenz	gewählte	Lehrkraft	an.

(3)	 Dem	Disziplinarausschuss	(vgl.	Art.	58	Abs.	1	
Satz	 3	 BayEUG)	 gehören	 die	 Schulleiterin	 oder	 der	
Schulleiter	 als	 Vorsitzende	 bzw.	 Vorsitzender,	 die	
ständige	Vertreterin	oder	der	ständige	Vertreter	und	
sieben	 weitere	 Mitglieder	 an;	 diese	 sowie	 eine	 aus-
reichende	Zahl	von	Ersatzmitgliedern	werden	von	der	
Lehrerkonferenz	gewählt.	

(4)	 1Für	das	Verfahren	gelten	die	Bestimmungen	
für	die	Lehrerkonferenz	entsprechend.	 2Der	Diszipli-
narausschuss	berät	und	entscheidet	stets	mit	der	vol-
len	Zahl	seiner	Mitglieder.

Abschnitt	4

Schülerinnen und Schüler
(vgl.	Art.	62,	62a	und	63	BayEUG)

§	10

Schülermitverantwortung,	Verbindungslehrkräfte

(1)	 1Veranstaltungen	 im	Rahmen	der	Schülermit-
verantwortung	 unterliegen	 der	 Aufsicht	 der	 Schu-
le.	 2Die	 Durchführung	 einer	 Veranstaltung	 und	 die	
Bildung	einer	Arbeitsgruppe	 sind	unter	Angabe	des	
Zwecks,	 der	 Beteiligten	 und	 der	 Leitung	 der	 Schul-
leiterin	oder	dem	Schulleiter	rechtzeitig	anzuzeigen.	
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(2)	1Die	Verbreitung	schriftlicher	Mitteilungen	im	
Rahmen	 der	 Schülermitverantwortung	 an	 die	 Schü-
lerinnen	 und	 Schüler	 ist	 nur	 dem	 Schülerausschuss	
gestattet.	2Sie	bedarf	der	Genehmigung	der	Schullei-
terin	oder	des	Schulleiters.	

(3)	 Ein	 Mitglied	 der	 Schülervertretung	 scheidet	
bei	 Verlust	 der	 Wählbarkeitsvoraussetzungen,	 bei	
schriftlichem	Verlangen	 seiner	Erziehungsberechtig-
ten	und	bei	Rücktritt	aus	seinem	Amt	aus.

(4)	Über	das	Verfahren	der	Wahl	der	Verbindungs-
lehrkräfte	 entscheidet	 der	 Schülerausschuss	 im	 Ein-
vernehmen	mit	der	Schulleiterin	oder	dem	Schulleiter.	

§	11	

Klassensprecherinnen	und	Klassensprecher

1Über	das	Verfahren	der	Wahl	und	die	Zahl	von	
Klassensprecherinnen	 und	 Klassensprechern	 ent-
scheidet	der	Schülerausschuss	im	Einvernehmen	mit	
der	Schulleiterin	oder	dem	Schulleiter;	die	Wahl	fi	ndet	
innerhalb	 von	 vier	 Wochen	 nach	 Unterrichtsbeginn	
statt.	2Scheidet	eine	Klassensprecherin	oder	ein	Klas-
sensprecher	aus	dem	Amt	aus,	fi	ndet	für	den	Rest	des	
Schuljahres	eine	Neuwahl	statt;	Entsprechendes	gilt,	
wenn	eine			Stellvertreterin	oder	ein	Stellvertreter	aus	
dem	Amt	ausscheidet.	

§	12	

Schülersprecherinnen	und	Schülersprecher,	
Schülerausschuss

(1)	 1Die	 Schülersprecherinnen	 und	 Schülerspre-
cher	werden	jeweils	für	ein	Schuljahr	gewählt.	2Über	
das	Wahlverfahren	ent				scheidet	der	Schülerausschuss	
im	 Einvernehmen	 mit	 der	 Schulleiterin	 oder	 dem	
Schulleiter.	

(2)	 1Die	Wahl	fi	ndet	innerhalb	von	zwei	Wochen	
nach	 der	 Wahl	 der	 Klassensprecherinnen	 und	 Klas-
sensprecher	 statt.	 2Die	 Schülersprecherinnen				 und	
Schülersprecher	 führen	 die		 Geschäfte	 bis	 zur	 Wahl	
der	 neuen	 Schülersprec	herinnen	 und	 Schülerspre-
cher	weiter.	3Scheidet	eine	Schülersprecherin	oder	ein	
Schülersprech	er	aus	dem	Amt	aus,	fi	ndet	für	den	Rest	
des	Schuljahres	eine	Neuwahl	statt.

§	13	

Überschulische	Zusammenarbeit,	Bezirksschüler-
sprecherinnen	und	Bezirksschülersprecher

	
(1)	 Die	 Schülervertretungen	 mehrerer	 Schulen	

können	 gemeinsam	 Veranstaltungen	 durchführen	
oder	 zum	 Austausch	 von	 Erfahrungen	 und	 zur	 ge-
meinsamen	Aussprache	zusammentreten.

(2)	 1Für	 den	 Erfahrungsaustausch	 und	 die	 Erör-

terung	von	Wünschen	und	Anregungen	fi	ndet	in	der	
Regel	einmal	im	Jahr	eine	Zusammenkunft	der	Schü-
lersprecherinnen	und	Schülersprecher	mit	der	Regie-
rung	 statt.	 2Die	 Gesamtleitung	 bei	 den	 Aussprache-
tagungen	hat	eine	Vertreterin	oder	ein	Vertreter	der	
Regierung.

(3)	 1Die	 Bezirksschülersprecherinnen	 und	 Be-
zirksschülersprecher	 sowie	deren	Stellvertreterinnen	
und	 Stellvertreter	 werden	 jeweils	 für	 ein	 Schuljahr	
gewählt.	 2Über	 das	 Wahlverfahren	 entscheiden	 die	
Schülersprecherinnen	 und	 Schülersprecher	 der	 Be-
rufsschulen,	 Berufsfachschulen,	 Wirtschaftsschulen,	
Fachschulen	und	Fachakademien	des	Regierungsbe-
zirks	im	Einvernehmen	mit	der	Regierung;	soweit	an	
den	 Berufsschulen	 keine	 Schülersprecherinnen	 und	
Schülersprecher	gewählt	wurden,	wirken	stattdessen	
die	 Tagessprecherinnen	 und	 Tagessprecher	 an	 der	
Entscheidung	mit.	 3§ 12	Abs.	2	Sätze	2	und	3	gelten	
entsprechend.

§	14	

Finanzierung	und	fi	nanzielle	Abwicklung	von	Veran-
staltungen	der	Schülermitverantwortung

(1)	 1Die	 notwendigen	 Kosten	 der	 Schülermitver-
antwortung	trägt	der	Aufwandsträger	im	Rahmen	der	
zur	Verfügung	 stehenden	Haushaltsmittel.	 2Aufwen-
dungen	der	Schülermitverantwortung	können	 ferner	
durch	 Zuwendungen	 Dritter	 oder	 durch	 Einnahmen	
aus	Veranstaltungen	fi	nanziert	werden.

(2)	 Finanzielle	 Zuwendungen	 an	 die	 Schule	 für	
Zwecke	der	Schülermitverantwortung	dürfen	nur	ent-
gegengenommen	werden,	wenn	sie	nicht	mit	Bedin-
gungen	verknüpft	sind,	die	der	Aufgabe	der	Sch	üler-
	mitverantwortung	widersprechen.

(3)	1Über	die	aus	Zuwendungen	Dritter	sowie	die	
aus	 Veranstaltungen	 zur	 Verfügung	 stehenden	 Ein-
nahmen	u	nd	deren	Verwendung	ist	ein	Nachweis	zu	
führen.	2Die	Verwaltung	der	Gelder	und	die	Führung	
des	Nachweises	obliegen	dem	Schülerausschuss	ge-
meinsam		 mit	 einer	 von	 der	 Schulleiterin	 oder	 dem	
Schulleiter	bestellten	Lehrkraft;	eine	Überprüfung	er-
folgt	 in	 regelmäßigen	Abständen	durch	ein	Mitglied	
der	 Schulleitung	 und	 ein	 Mitglied	 der	 Klassenspre-
cherversammlung.	

§	15	

Ordnungs	maßn	ahmen	und	sonstige	Erziehungs-
maßnahmen

(vgl.	Art.	86	bis	88a	BayEUG)

(1)	 Ordnungsmaßnahmen,	 sonstige	 Erziehungs-
maßnahmen	 und	 Maßnahmen	 des	 Hausrechts		 	sind	
nebeneinander	zulässig.	

(2)	 1Nach	 einem	 Schulwechsel	 kann	 eine	 früher	
besuchte	 öffentliche	 Schule	 die	 Feststellung	 treffen,	
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dass	 im	Fall	des	Verbleibens	der	Schülerin	oder	des	
Sc			hülers	 an	 der	 Schule	 die	 Entlassung	 angedroht	
oder	die	Schülerin	oder	der	Schüler	entlassen	worden	
wäre.	 2Ist	bei	einem	Schulwechsel	gegen	eine	Schü-
lerin	 oder	 einen	 Schüler	 bereits	 eine	 Untersuchung	
anhängig,	führt	die	abgebe			nde	Schule	diese	zu	Ende	
und	entscheidet,	ob	eine	der	in	Satz	1	genannten	Fest-
stellungen	getroffen	worden	wäre.	 3Die		Feststellung,	
dass	 die	 Entlassung	 angedroht	 worden	 wäre,	 steht	
einer	 Androhung	 der	 Entlassung	 gleich;	 die	 Fest-
stellung,	 dass	 die	 Schülerin	 oder	 der	 Schüler	 ent-
lassen	 worden	 wäre,	 steht	 einer	 Entlassung	 gleich.	
4Für	das	Verfahren	gelten	die	für	die	Androhung	der	
Entlassung	 bzw.	 für	 die	 Entlassung	 geltenden	 Vor-
schriften.	

(3)	Ordnungsmaßnahmen	nach	Art.	86	Abs.	2	Satz 1	
Nrn.	4	bis	6a	BayEUG	und	Nacharbeiten	werden	den	
Erziehungsberechtigten	 vor	 Vollzug	 schriftlich	 unter	
Angabe	des	zugrunde	liegenden	Sachverhalts	mitge-
teilt,	 im	 Fall	 des	 Art.	 87	 Abs.	 1	 Satz	 6	 BayEUG	 erst	
nach	der	Entscheidung	der	Regierung.	

(4)	 Die	 Regierung	 ist	 berechtigt,	 Ordnungsmaß-
nahmen	 der	 Schule	 aufzuheben,	 abzuändern	 oder	
eine	neue	Entsch	eidung	zu	verlangen.	

§	16	

Entlassung

(1)	 Die	 Untersuchung	 ist	 von	 der	 Schulleiterin	
oder	 dem	 Schulleiter	 oder	 e	inem	 von	 ihr	 oder	 ihm	
beauftragten	Mitglied	der	Lehrerkonferenz	oder	des	
Disziplinarausschusses	zu	führen.

(2)	 1Das	 vorläufi	ge	 Ergebnis	 der	 Untersuchung	
wird	den	Erziehungsberechtigten	durch	Einschreiben	
mitgeteilt.	 2Die	 Schülerin	 oder	 der	 Schüler	 und	 die	
Erziehungsberechtigten	sind	gleichz				eitig	unter	ange-
messener	 Fristsetzung	 auf	 die	 Möglichkeit	 zur	 Stel-
lungnahme	und	auf	ihre	Rechte	nach	Art.	86	Abs. 9,	
10	Satz	1	und	 	Art.	 87	Abs.	1	Satz	3	BayEUG	h	inzu-
weisen.	 3Das	Ergebnis	der	Untersuchung	wird	unter	
Berücksichtigung	der	Stellungnahme	der	Erziehungs-
berechtigten	schriftlich	niedergelegt.	 4Ist	die	Mitwir-
kung	des	Elternbei	ra	ts		beantragt,	erhält	die	oder	der	
Vorsitzende	des	Elternbeirats	einen	Abdruck	des	Un-
tersuchungsberichts	zur		Stellungnahme	innerhalb	ei-
ner	angemessenen	Frist.

(3)	§ 39	Abs.	3	gilt	entsprechend.

§	17	

Volljährige	Schülerinnen	und	Schüler

Schülerinnen	und	Schüler	nehmen	mit	dem	Ein-
tritt	 der	 Volljährigkeit	 die	 durch	 diese	 Verordnung	
jeweils	 bestimmten	 Recht	e	 und	 Pfl	ichten	 der	 Er-
ziehungsberechtigten	wahr;	§ 21	Abs.	2	bleibt	unbe-
rührt.

Abschnitt	5

Schule und Erziehungsberechtigte
(vgl.		Art.	64	bis	68,	74	und	76	BayEUG)	

§	18	

Zusammenarbeit	der	Schule	mit	den	
Erziehungsb		erechtigten

(1)	 1Der	Zusammenarbeit	der	Schule	mit	den	Er-
ziehungsberechtigten	 dienen	 i	nsbesondere	 Eltern-
sprechstunden,	 Elternsprechtage,	 Klasseneltern-
versammlungen	 und	 Elternversammlungen.	 2Die	
Durchführung	von	allgemeinen	Veranstaltungen,	die	
die	 Zusammenarbeit	 von	 Schule	 und	 Erziehungsbe-
rechtigten	 betreffen,	 bedarf	 des	 Einvernehmens	 des	
Elternbeirats.

(2)	Die	mit	mindestens	der	Hälfte	der	Unterrichts-
pfl	ichtzeit	 beschäftigten	 	Lehrkräf	te	 halten	 wöchent-
lich	 eine	 Elternsprechstunde	 außerhalb	 ihrer	 Un-
terrichtszeit	 ab,	 die	 übrigen	 Lehrkräfte	 jeweils	 nach	
Vereinbarung.	

(3)	 1In	 jedem	 Schulhalbjahr	 wird	 ein	 Eltern-
sprechtag	 abgehalten,	 an	 dem	 alle	 Lehrk	räft	e	 den	
Erziehungsberechtigten	 zur	 Verfügung	 stehen.	 	2In	
jedem	 Schuljahr	 sind	 in	 den	 ersten	 drei	 Monaten	
nach	 Unterrichtsbeginn	 Klassenel	ternversammlun-
gen	 einzuberufen;	 eine	 weitere	 Versammlung	 ist	
einzuberufen,	wenn	dies	ein	Drittel	der	Erziehungs-
berechtigten	 der	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 einer	
Klasse	 beantragt.	 3Elternsprechtage	 und	 Elternver-
sammlungen	 sind	 außerhalb	 der	 regelmäßigen	 Un-
terrichtszeit	so	anzusetzen,	dass	berufstätigen	Erzie-
hungsberechtigten	der	Besuch	in	der	Regel	möglich	
ist.	

§	19	

Amtszeit	des	Elternbeirats	und	Mitgliedschaft

(1)	 1Die	 Amtszeit	 des	 Elternbeirats	 	beträgt	 zwei	
Jahre.	2Sie	begi	nnt	am	Ersten	des	Monats,	d			er	auf	die	
Wahl	folgt.	3Zur	gleichen	Zeit	endet	die	Amtsze	it	des	
bisherigen	Elternbeirats.

(2)	Die	Tätigkeit	im	Elte	rnbeirat	ist	ehrenamtlich.

(3)	1Die	Mitgliedschaft	endet	mit	dem	Ab		lauf	der	
Amtszeit,	dem	Ausscheiden	des	Kindes	aus	der	S	chu-
l	e,	 der	 Niederlegung	 des	 Ehrenamts,	 der	 Aufl	ösung	
des	Elternbeirats	oder	dem	Verlust	der	Wählbarkeit.	
2An	die	Stelle	ausgeschiedener	Mitglieder	rücken	für	
die	restliche	Dauer	der	Amtszeit	die	Ersatzl	eute	in	der	
Reihenfolge	ihrer	Stimmenzahlen	nach.

(4)	1Eheleute	oder	Personen,	denen	die	elterliche	
Sorge	gemeinsam	zusteht,	können	nicht	gleichzeiti	g	
demselben	Elternbeirat	angehören.	2Das	Gleiche	gilt	
für	 Erziehungsberechtigte	 und	 eine	 von	 ihnen	 er-
mächtigte	Person	im	Sinn	des	Art.	68	Satz	2	BayEUG.
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§	20	

Geschäftsgang

(1)	Der	Elternbeirat	wählt	in	der	ersten	Sitzung	aus	
seiner	Mitte	eine	Vorsitzen		de	oder	einen	Vorsitzenden	
sowie	eine	Stellvertreterin	oder	einen	Stellvertreter.	

(2)	Die	Sitzungen	des	Elternbeirats	sind	nicht	öf-
fentlich.

(3)	1Der	Elternbeirat	kann	die	Anwesenheit	einer	
Vertreterin	oder	eines	Vertreters	des	Aufwandsträgers	
sowie	der	Schulleiterin	oder	des	Schulleiters	verlan-
gen.	2Er	kann			zur	Beratung	einzelner	Angelegenhei-
ten	weitere	Personen	einladen.	3Eine	Vertreterin	oder	
ein	Vertreter	des	Aufwandsträgers	und	die	Schullei-
terin	oder	der	Schulleiter	müssen	vom	Elternbeirat	zu	
den	von	ihnen	genannten	Angelegenheiten	in	der	Sit-
zung	gehört	werden.	

(4)	1Die	Zustimmung	des	Elternbeirats	ist	außer	in	
den	Fällen	des	Art.	65	Abs.	1	Satz	3	Nrn.	6,	7	und	13	
BayEUG	erforderlich	für	die	Durchführung	von	Schul-
landheimaufenthalten,	 Schulskikursen,	 Lehr-	 und	
Studienfahrten	sowie	von	Fahrten	im	Rahmen	des	in-
ternationalen	 Schüleraustausches.	 2Zudem	 bedürfen	
Grundsätze	 zur	 Durchführung	 von	 Veranstaltungen	
der	ganzen	Schule,	zur	Festlegung	von	Unterrichtszei-
ten	oder	zur	Durchführung	von	Veranstaltungen	in	der	
unterrichtsfreien	 Zeit	 des	 Einvernehmens	 des	 Eltern-
beirats;	§ 5	Nr.	2	und	§ 41	Abs.	2	bleiben	unberührt.

(5)	 1Die	 Mitglieder	 des	 Elternbeirats	 haben	 auch	
nach	 Beendigung	 der	 Mitgliedschaft	 über	 die	 ihnen	
bei	 ihrer	Tätigkeit	als	Elternbeirat	bekannt	geworde-
nen	Angelegenheiten	Verschwiegenheit	zu	bewahren.	
2Dies	gilt	nicht	für	Tatsachen,	die	offenkundig	sind	oder	
ihrer	Natur	nach	keiner	Geheimhaltung	bedürfen.

§	21	

Wahl	des	Elternbeirats

(1)	 Die	 Wahlen	 zum	 Elternbeirat	 werden	 zu	 Be-
ginn	eines	Schuljahres	durchgeführt.

(2)	 1Wahlberechtigt	 sind	 die	 Eltern	 volljähriger	
		Schülerinnen	und	Schüler,	alle	Erziehungsberechtig-
ten,	 die	 wenigstens	 ein	 Kind	 haben	,	 da	s	 die	 betref-
fende	Schule	besucht,	ermächtigte	Personen	im	Sinn	
des	Art.	68	Satz	2	BayEUG	sowie	die	in	Art. 66	Abs. 3	
Satz	3	BayEUG	genannten	Leiterinnen	und	Leiter	ei-
nes	 Schülerheims	 oder	 einer	 ähnlichen	 Einrichtung.	
2Wählbar	 sind	 die	 Wahlberechtigten	 mit	 Ausnahme	
der	an	der	betreffenden	Schule	tätigen	Lehrkräfte.

(3)	 1Über	Ort	und	Zeit	der	Wahl	entschei	det	der	
Elternbeirat	 im	 Einvernehmen	 mit	 der	 Schulleiterin	
oder	 dem	 Schulleiter;	 besteht	 an	 der	 Schule	 noch	
kein	 Elternbeirat,	 entscheidet	 die	 Schulleiterin	 oder	
der	Schulleiter	allein.	 2Das	Wahlverfahren	regelt	der	
Elternbeirat	 im	 Einvernehmen	 mit	 der	 Schulleiterin	
oder	dem	Schulleiter	 in	einer	Wahlordnung,	die	den	

allgemeinen	 demokratischen	 Grundsätzen	 entspre-
chen	muss.

(4)	 Der	 Wahlvorstand	 erstellt	 über	 die	 Wahlver-
sammlung	eine	Niederschrift,	die	zu	den	Schulakten	
genommen	wird.

§	22	

Klassenelternsprecherinne	n	und	
Klassenelternsprecher

Über	 das	 Verfahren	 der	 Wahl,	 die	 Amtszeit	 und	
die	 Aufgaben	 der	 Klassenelternsprecherinnen	 und	
Klassenelternsprecher	(Art.	64	Abs.	2	Satz	1	Halbsatz	2	
BayEUG)	entscheidet	der	Elternbeirat.

Abschnitt	6	

Schulforum
(vgl.	Art.	69	BayEUG)

§	23	

Schulforum

(1)	 1Die	 Sitzungen	 des	 Schulforums	 sind	 nicht	
öffentlich.	2Sie	sind	außerhalb	der	regelmäßigen	Un-
terrichtszeit	 durchzuführen.	 3Für	 die	 Pfl	icht	 zur	 Ver-
schwiegenheit	 gilt	 §	 20	 Abs.	 5	 entsprechend.	 4Das	
Schulforum	 kann	 zur	 Behandlung	 einzelner	 Tages-
ordnungspunkte	Dritte	hinzuziehen.

(2)	1Das	Schulforum	ist	über	Art.	69	Abs.	6	BayEUG	
hinaus	 auf	 Verlangen	 von	 mindestens	 vier	 Mitglie-
dern	einzuberufen.	 2Es	 ist	beschlussfähig,	wenn	alle	
Mitglieder	ordnungsgemäß	geladen	sind	und	mindes-
tens	die	Hälfte	der	Mitglieder	anwesend	ist.	3Die	Be-
schlüsse	werden	in	offener	Abstimmung	mit	einfacher	
Stimmenmehrheit	gefasst.	4Über	jede	Sitzung	ist	eine	
Niederschrift	zu	erstellen.	

(3)	 1Die	 Lehrerkonferenz	 bestimmt	 die	 Amts-
dauer	 der	 in	 das	 Schulforum	 gewählten	 Lehrkräfte.	
2Elternbeirat,	 Lehrerkonferenz	 und	 Klassensprecher-
versammlung	können	für	den	Fall	der	Verhinderung	
eine	Regelung	zur	Vertretung	der	von	ihnen	gewähl-
ten	 Mitglieder	 des	 Schulforums	 bzw.	 der	 Mitglieder	
des	Schülerausschusses	treffen.	

Abschnitt	7	

Finanzielle Abwicklung sonstiger schulischer 
Veranstaltungen, Sammlungen und Spenden

§	24	

Finanzielle	Abwicklung	sonstiger	schulischer	Veran-
staltungen,	Schülerfi	rma

(1)	 1Fallen	 für	 die	 Durchführung	 von	 Schulski-
kursen,	 Schullandheimaufenthalten,	 Lehr-	 und	 Stu-
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dienfahrten,	 Schüler-	 und	 Lehrwanderungen	 sowie	
von	 ähnlichen	 Veranstaltungen	 der	 Schule	 Kosten	
an,	 können	 die	 von	 den	 Erziehungsberechtigten	
zu	 entrichtenden	 Beiträge	 auf	 ein	 Konto	 der	 Schu-
le	 eingezahlt	 werden;	 in	 besonderen	 Fällen	 kann	
eine	 Zahlung	 an	 die	 Schule	 auch	 in	 bar	 erfolgen.	
2Haushaltsmittel	 dürfen	 über	 dieses	 Sonderkon-
to	 nicht	 abgewickelt	 werden.	 3Die	 Verwaltung	 des	
Kontos	 oder	 der	 Barbeträge	 obliegt	 der	 Schulleite-
rin	oder	dem	Schulleiter	oder	den	von	ihr	bzw.	 ihm	
damit	 beauftragten	 Bediensteten.	 4Im	 Schuljahr	 fi	n-
det	 mindestens	 eine	 Kassenprüfung	 durch	 einen	
Kassenprüfungsausschuss	statt,	dessen	drei	Mitglie-
der	aus	der	Mitte	der	Lehrerkonferenz	gewählt	wer-
den.

(2)	 1Voraussetzung	 für	 die	 Aufnahme	 der	
Tätigkeit	einer	Schülerfi	rma	ist	der	Abschluss	einer	
Haftpfl	ichtversicherung.	 2Die	 Schulleiterin	 oder	 der	
Schulleiter	 oder	 die	 betreuende	 Lehrkraft	 schließt	
die	 Versicherung	 für	 die	 mit	 schriftlichem	 Einver-
ständnis	der	Erziehungsberechtigten	teilnehmenden	
minderjährigen	Schülerinnen	und	Schüler	im	Namen	
der	Erziehungsberechtigten	bzw.	für	die	volljährigen	
Schülerinnen	und	Schüler	in	deren	Namen	ab.	3Diese	
haben	 die	 Beiträge	 für	 die	 Haftpfl	ichtversicherung	
zu	entrichten.

§	25	

Sammlungen	und	Spenden

(1)	 1In	 der	 Schule	 sind	 Sammlungen	 für	 außer-
schulische	 Zwecke	 und	 die	 Aufforderung	 an	 die	
Schülerinnen	 und	 Schüler,	 sich	 an	 Sammlungen	 in	
der	 Öffentlichkeit	 zu	 beteiligen,	 unzulässig.	 2Aus-
nahmen	kann	die	Sc	hull	eiterin	oder	der	Schulleiter	
im	Einvernehmen	mit	dem	Schulforum	genehmigen.	
3Unterrichtszeit	darf	für	Sammlungstätigkeiten	nicht	
verwendet	werden.

(2)	 Spenden	 der	 Erziehungsberechtigten		 für	
schulische	Zwecke	dürfen	von	der	Schulleiterin	oder	
dem	Schulleiter	und	von	Lehrkräften	nicht	ang	eregt	
werden.	

(3)	1Wird	die	Schule	bei	der	Erfüllung	ihrer	Auf-
gaben	 durc	h	 erhebl	iche	 Zuwendungen	 Dritter	 un-
terstützt	oder	die	Herstellung	oder	Anschaffung	 für	
Erziehung	und	Unterricht	förderlicher	Gegenstände	
ermöglicht,	 kann	 auf	 A	ntra	g	 der	 Dritten	 hierauf	 in	
geeigneter	Weise	hingewiesen	werden.	 2Unzulässig	
ist	 eine	 über	 die	 Nennung	 der	 zuwendenden	 Per-
son	oder	Einrichtung,	der		Art	und	des	Umfangs	der	
Zuwendung	 hinausgehende	 Produktwerbung.	 3Die	
Entscheidung	trifft	die	Schulleiterin	oder	der	Schul-
leiter	nach	Anhörun	g	des	Schulforums.

Dritter	Teil

Aufnahme und Schulwechsel
(vgl.	Art.	44	BayEUG)

Abschnitt	1	

Aufnahme in die Eingangsstufe

§	26	

Voraussetzunge	n	und	Zeitpunkt	der	Aufnahme

(1)	Die	Schülerinnen	und	Schüler	werden	von	ei-
nem	Erziehungsberechtigten	angemeldet.	

(2)	Die	Aufnahme	in	die	Jahrgangsstufe	7	als	Ein-
gangsstufe	der	vierstufi	gen	und	die	Jahrgangsstufe	8	
als	 Eingangsstufe	 der	 dreistufi	gen	 Wirts			chaftssc	hule	
setzt	voraus,	dass	die	Schülerin	oder	der	Schüler

1.	 für	den	Bildungsweg	de	r	Wirtsc	haftsschule	geeig-
net	ist	(Abs.	3),

2.	 den	 Besuch	 mindestens	 der	 vorausgehenden	
Jahrgangsstufe	 der	 Hauptschule,	 der	 Realschule	
oder	des	Gymnasiums	nachweisen	kann,	

3.	 am	 30.	 Juni	 des	 jeweiligen	 Kalenderjahres	 das	
15.	Lebensjahr	(vierstufi	ge	Wirtschaftsschule)	bzw.	
das	16.	Lebensjahr	 (dreistufi	ge	Wirtschaftsschule)	
noch	nicht	vollendet	hat;	über	Ausnahmen	in	be-
sonderen	Fällen	entscheidet	die	Schulleiterin	oder	
der	Schulleiter.	

(3)	 1Für	 den	 Bildungsweg	 der	 Wirtschaftsschule	
si	nd	im	Sinn	des	Abs.	2	Nr.	1	geeignet

1.	 Schülerinnen	und	Schüler	einer	öffentlichen	oder	
staatlich	anerkannten	Hauptschule,	wenn	sie	 im	
Zwischenzeugnis	 dieser	 Schule	 eine	 Gesamt-
durchsch	nitt	snote	 von	 mindestens	 2,33	 aus	 den	
Jahresfortgangsnoten	 in	 den	 Fächern	 Deutsch,	
Mathematik	und	Englisch	erreichen.	

2.	 Schülerinnen	und	Schüler	einer	öffentlichen	oder	
staatlich	anerkannten	Hauptschule	

a)	 wenn	sie	mit	dem	Zwischenzeugnis	die	Vor-
rückungserlaubnis	in	den	M-Zug	der	Haupt-
schule	 erhalten	 haben;	 Schülerinnen	 und	
Schüler,	die	auf	Grund	eines	Beschlusses	der	
Lehrerkonferenz	in	die	Jahrgangsstufe	7	des	
M-Zugs	 der	 Hauptschule	 eintreten	 können,	
müssen	diese	Jahrgangsstufe	erfolgreich	ab-
solviert	 haben,	 bevor	 sie	 an	 die	 Wirtschafts-
schule	übertreten	können	oder

b)	 wenn	sie	im	M-Zug	der	Hauptschule	die	Vor-
rückungserlaubnis	 in	 die	 der	 Eingangsstufe	
entsprechende	Jahrgangsstufe	erhalten	haben	
oder	im	Jahreszeugnis	in	Vorrückungsfächern	
des	M-Zugs,	die	auch	in	der	Eingangsstufe	der	
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Wirtschaft	unterrichtet	werden,	höchstens	ein-
mal	die	Note	5	oder	in	den	Fächern	Deutsch,	
Englisch	(soweit	Pfl	ichtfach)	und	Mathematik	
mindestens	die	Note	4	nachweisen.	

3.	 Schülerinnen	und	Schüler	eines	öffentlichen	oder	
staatlich	anerkannten	Gymnasiums	oder	einer	öf-
fentlichen	 oder	 staatlich	 anerkannten	 Realschu-
le,	wenn	sie	die	Vorrückungserlaubnis	in	die	der	
Eingangsstufe	 entsprechende	 Jahrgangsstufe	
erhalten	 haben	 oder	 im	 Jahreszeugnis	 der	 der	
Eingangstufe	vorausgehenden	Jahrgangsstufe	 in	
Vorrückungsfächern,	 die	 auch	 in	 der	 Eingangs-
stufe	 der	 Wirtschaftsschule	 unterrichtet	 werden,	
höchstens	einmal	die	Note	5	oder	in	den	Fächern	
Deutsch,	Englisch	(soweit	Pfl	ichtfach)	und	Mathe-
matik	mindestens	die	Note	4	nachweisen.	

4.	 Schülerinnen	und	Schüler,	die	mit	Erfolg	am	Pro-
beunterricht	teilgenommen	haben.

2Das	 Zeugnis	 des	 Gymnasiums	 bzw.	 der	 Real-
schule	 oder	 des	 M-Zugs	 der	 Hauptschule	 und	
der	 mit	 Erfolg	 besuchte	 Probeunterricht	 gelten	
hinsichtlich	des	Satzes	1	nur	für	das	folgende	Schuljahr.

(4)	 1Wurde	 einer	 Schülerin	 oder	 einem	 Schüler	
des	 Gymnasiums	 das	 Wiederhole	n	 am	 Gymnasium	
versagt,	kann	sie	oder	er	auch	bei	Vorliegen	der	Vo-
raussetzungen	nach	Abs.	2	und	3	in	die	gleiche	oder	
nächst	höhere	 Jahrgangsstufe	der	drei-	und	vierstu-
fi	gen	 Wirtschaftsschule	 	nur	 	aufgenommen	 werden,	
wenn	sie	oder	er	nach	den	Zeugnissen	und	dem	Gut-
achten	des	Gymnasiums,	 in	dem	auch	die	Ursachen	
für	 das	 Versagen	 am	 Gymnasium	 mitzuteilen	 sind,	
für	den	Besuch	der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschafts-
schule	 geeignet	 erscheint.	 2Entsprechendes	 gilt	 für	
eine	 Schülerin	 oder	 einen	 Schüler	 des	 M-Zugs	 der	
Hauptschule	oder	der	Realschule.	3Die	Entscheidung	
trifft	die	Schulleiterin	oder	der	Schulleiter.

(5)	 Die	 Aufnahme	 in	 die	 Jahrgangsstufe	 10	 als	
Eingangsstufe	 der	 zweistufi	gen	 Wirtschaftsschule	
setz	t	voraus,	dass	die	Schülerin	oder	der	Schüler

1.	 den	 qualifi	zierenden	 Hauptschulabschluss	 nach-
weist	und	im	Fac	h	Englisch	im	Zeugnis	über	den	
qualifi	zierenden	 Hauptschulabschlus	s	 oder	 i	m	
Zeugnis	 über	 den	 erfolgreichen	 Hauptschulab-
schluss	mindestens	die	Note	3	erzielt	hat,	

2.	 die	Jahrgangsstufe	9	des	M-Zugs	der	Hauptschu-
le,	der	Realschule	oder	des	Gymnasiums	mit	Er-
folg	durchlaufen	hat	oder

3.	 die	Jahrgangsstufe	9	des	M-Zugs	der	Hauptschu-
le,	 der	 Realschule	 oder	 des	 Gymnasiums	 ohne	
Erfolg	 durchlaufen	 hat,	 wenn	 im	 Jahreszeugnis	
der	 jeweiligen	 Jahrgangsstufe	 9	 in	 den	 Fächern	
Deutsch	und	Englisch	mindestens	die	Note	4	er-
zielt	wurde.

(6)	1Sind	mehr	Bewerberinnen	und	Bewerber	vor-
handen	als	im	Hinblick	auf	die	räumlichen	und	perso-

nellen	Verhältnisse	der	Schule	aufgenommen	werden	
können,	bemühen	sich	die	Leiterinnen	und	Leiter	der	
staatlichen	und	nichtstaatlichen	Schulen	um	einen	ört-
lichen	Ausgleich.	2Gelingt	die		ser		nicht,	entscheidet	die	
Regierung	mit	Wirkung	für	die	öffentlichen	Schulen.

(7)	Die	Aufnahme	erfolgt	zu	Beginn	des	Schuljahres,	
sonst	nur	aus	wichtigem	Grund.

§	27

Probeunterricht	an	drei-	und	vierstufi	gen	
Wirtschaftsschulen

(1)	 1Für	Schülerinnen	und	Schüler,	bei	denen	die	
Voraussetzungen	nach	§ 26	Abs.	3	Nrn.	1	bis	3	nicht	
gegeben	 sind,	 führt	 die	 Wirtschaft	sschule	 einen	 Pro-
beunterricht	 in	 den	 Fächern	 Deutsch	 und	 Mathema-
tik	durch.	2Er	fi	nde										t	für	Schülerinnen	und	Schüler	der	
Hauptschule	 im	 letzten	 Drittel	 des	 Schuljahres	 statt.	
3Für	 die	 übrigen	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 wird	 der	
Probeunterricht	in	den	letzten	Tagen	der	Sommerferien	
durchgeführt.	4In	begründeten	Ausnahmefällen,	insbe-
sondere	bei	schulärztlich	nachgewiesener	Erkrankung,	
können	Schülerinnen	und	Schüler	der	Hauptschule	mit	
Genehmigung	 der	 Schulleiterin	 oder	 des	 Schulleiters	
am	 Probeunterricht	 zum	 Termin	 nach	 Satz  3	 teilneh-
men.	5Den	Beginn	des	Probeunterrichts	nach	den	Sät-
zen	2	und	3	setzt	das	Staatsministerium	fest.

(2)	 1Der	 Probeunterricht	 dauert	 grundsätzlich	
drei	 Tage.	 2Der	 Probeunterricht	 nach	 Abs.	 1	 Satz	 3	
kann	gekürzt	werden,	wenn	es	die	Zahl	der	Schüle-
rinnen	und	Schüler	zulässt.	3Der	Probeunterricht	kann	
für	mehrere	Wirtschaftsschulen	gemeinsam	durchge-
führt	werden;	die	Regierung	kann	hierzu	Anordnun-
gen	treffen.	

(3)	 Schülerinnen	und	Schüler,	die	am	Probeunter-
richt	einer	Wirtschaftsschule	teilgenommen	haben,	kön-
nen	diesen	im	selben	Kalenderjahr	nicht	wiederholen.

(4)	 1Für	 die	 Vorbereitung	 und	 Durchführung	
des	Probeunterrichts	beruft	die	Schulleiterin	oder	der	
Schulleiter	 als	 Vorsitzende	 bzw.	 Vorsitzender	 einen	
Aufnahmeausschuss,	dem	neben	der	Schulleiterin	oder	
dem	Schulleiter	Lehrkräfte	der	Wirtschaftsschule	ange-
hören.	 2Die	Regierung	kann	 für	 jede	öffentliche	oder	
staatlich	anerkannte	Wirtschaftsschule	eine	Vorsitzen-
de	oder	einen	Vorsitzenden	des	Aufnahmeausschusses	
bestellen.	3Diese	oder	dieser	kann	auch	Lehrkräfte	an-
derer	Schulen	in	den	Aufnahmeausschuss	berufen.

(5)	 1Im	 Probeunterricht	 sollen	 die	 Schülerinnen	
und	Schüler	in	kleineren	Unterrichtsgruppen	zusam-
mengefasst	werden.	2Für	jede	Unterrichtsgruppe	sind	
mindestens	zwei	Mitglieder	des	Aufnahmeausschus-
ses	verantwortlich,	die	abwechselnd	unterrichten	und	
beobachten.	3Dem	Probeunterricht	werden	die	Anfor-
derungen	der	zuletzt	besuchten	Jahrgangsstufe	unter	
Berücksichtigung	der	Aufgabe	der	Wirtschaftsschule	
zugrunde	gelegt.
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(6)	 1Der	 Probeunterricht	 beginnt	 mit	 einem	 Un-
terrichtsgespräch.	 2Die	 schriftlichen	 Aufgaben	 wer-
den	landeseinheitlich	gestellt	und	von	je	zwei	Mitglie-
dern	des	Aufnahmeausschusses	benotet;	am	Ende	des	
Probeunterrichts	 werden	 insbesondere	 zur	 Klärung	
von	 Zweifelsfällen	 ergänzende	 Prüfungsgespräche	
durchgeführt.	3Die	Arbeiten	sind	zwei	Jahre	aufzube-
wahren.

(7)	 1Die	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 haben	 mit	
Erfolg	 am	 Probeunterricht	 teilgenommen,	 wenn	
in	 dem	 einen	 Fach	 mindestens	 die	 Note	 3	 und	
in	 dem	 anderen	 Fach	 mindestens	 die	 Note	 4	 er-
reicht	 wurde.	 2Die	 erfolglose	 Teilnahme	 wird	 auf	
dem	 Übertrittszeugnis	 der	 Hauptschule,	 das	 den	
Erziehungsberechtigten	zurückgegeben	wird,	ver-
merkt.

(8)	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die	 ohne	 Erfolg	
am	 Probeunterricht	 teilgenommen	 haben,	 aber	 in	
beiden	Fächern	die	Note	4	erreicht	haben,	werden	in	
die	Wirtschaftsschule	aufgenommen,	wenn	die	Erzie-
hungsberechtigten	dies	beantragen.
	

Abschnitt	2	

Aufnahme in eine höhere Jahrgangsstufe

§	28	

Voraussetzungen	und	Zeitpunk	t	der	Aufnahme

(1)	1Die	Aufnahme	in	eine	höhere	Jahrgangsstufe	
der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschaftsschule	setzt	das	
Bestehen	 einer	 Aufnahmeprüfung	 und	 einer	 Probe-
zeit	voraus.	2§ 26	Abs.	2	Nrn.	2	und	3	und	Abs.	4,	6	und	
7	gelten	entsprechend.	3Eine	unmitt									el		bare	Aufnahme	
in	die	Jahrgangsstufe	11	der	zweistufi	gen	Wirtschafts-
schule	fi	ndet	nicht	statt.

(2)	Bei	Aufna	hme		von	Schülerinnen	und	Schülern	
öffentlicher	 oder	 staatlich	 anerkannter	 Gymnasien	
oder	 Realschulen	 bzw.	 von	 Schülerinnen	 und	 Schü-
lern	im	M-Zug	öffentlicher	oder	s	taatlich	anerkannter	
Hauptschulen	in	die	höhere	Jahrgangsstufe	8	oder		9	
entfällt	die	Aufnahmeprüfung,	wenn

1.	 die	Erlaubnis	zum	Vorrücken	in	die	nächst	höhere	
Jahrgangsstufe	ert	eilt	wurde	oder

2.	 das	 Jahreszeugnis	 der	 vorausgehenden	 Jahr-
gangsstufe	in	Vorrückungsfächern,	die	auch	in	der	
entsprechenden	 Jahrgangsstufe	 der	 Wirtschafts-
schule	unterrichtet	werden,	höchstens	einmal	die	
Note	5	aufweist	und	Unterricht	in	Englisch	erteilt	
wurde.

(3)	Bei	Aufnahme	von	Schülerinnen	und	Schülern	
öffentlicher	oder	staatlich	anerkannter	Hauptschulen,	
die	 nicht	 den	 M-Zug	 besuchen,	 in	 die	 höhere	 Jahr-
gangsstufe	 8	 oder	 9	 entfällt	 die	 Aufnahmeprüfung,	

wenn	die	bisherige	Schule	die	Eignung	für	die	betref-
fende	Jahrgangsstufe	der	Wirtschaftsschule	bestätigt	
und	das	 Jahreszeugnis	der	Hauptschule	der	voraus-
gehenden	 Jahrgangs	stufe	 in	 den	 Fächern	 Deutsch,	
Englisch	 und	 Mathematik	 einen	 Notendurchschnitt	
von	mindestens	2,0	aufweist.

(4)	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 der	 Wirtschafts-
schule	 oder	 der	 Realschule,	 denen	 die	 Erlaubnis	
zum	Vorrücken	 in	die	nächst	höhere	Jahrgangsstufe	
versagt	 wurde,	 dürfen	 nicht	 zu	 einer	 Aufnahme-
prüfung	 für	 diese	 Jahrgangsstufe	 zugelassen	 wer-
den.

(5)	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die	 eine	 Wirt-
schaftsschule	 verlassen	 haben	 und	 später	 wieder	
eintreten	 wollen,	 dürfen	 nur	 aufgenommen	 werden,		
wenn	 dadurch	 die	 Ausbildungsdauer	 nicht	 unter-
schritten	 wird;	 Wiederholungsjahre	 bleiben	 dabei	
außer	Betracht.

§	29	

Aufnahmeprüfung

(1)	1Die	Aufnahmeprüfung	erstreckt	sich	auf	alle	
Vorrückungsfächer	 der	 vorhergehenden	 Jahrgangs-
stufe	 der	 drei-	 u	nd	 vierstufi	gen	 Wirtschaftsschule.	
2Nicht	 geprüft	 werden	 Fächer,	 in	 denen	 im	 Jahres-
zeugnis	 des	 Gymnasiums	 oder	 der	 Realschule	 oder	
des	 M-Zuges	 der	 Hauptschule	 mindestens	 die	 Note	
4	 oder	 im	 Jahreszeugnis	 der	 Hauptschule	 mindes-
tens	 die	 Note	 2	 nachgewiesen	 wird.	 3Nicht	 geprüft	
werden	ferner	Fächer,	in	denen	die	Bewerberin	oder	
der	Bewerber	an	der	bisher	besuchten	Schule	keinen	
Pfl	ichtunterricht	hatte.	4Die	Aufnahmeprüfung	für	die	
Jahrgangsstufe	 10	 der	 drei-	 und	 vierstufi	gen	 Wirt-
schaftsschule	beschränkt	sich	für	Bewerberinnen	und	
Bewerber,	die	 im	Zeugnis	über	den	qualifi	zierenden	
Hauptschulabschluss	 in	 den	 Fächern	 Deutsch,	 Eng-
lisch	und	Mathematik	mindestens	die	Note	2	und	in	
der	 Gesamtbewertung	 einen	 Notendurchschnitt	 von	
mindestens	2,0	nachweisen,	sowie	für	Bewerberinnen	
und	Bewerber	gemäß	§ 28	Abs.	2	auf	die	Fächer	Be-
triebswirtschaft,	 Rechnungswesen	 und	 Textverarbei-
tung.	

(2)	 1Die	 Aufnahmeprüfung	 wird	 schriftlich	 oder	
praktisch	 und	 gegebenenfalls	 zusätzlich	 mündlich	
durchgeführt.	 2Schriftliche	 Arbeiten	 sind	 in	 den	
Fächern	 Deutsch,	 Englisch	 und	 Rechnungswesen	
oder	Wirtschaftsmathematik	zu	fertigen.	3Praktische	
Arbeiten	sind	in	dem	Fach	Textverarbeitung	zu	fer-
tigen.

(3)	 1Die	 Entscheidung	 über	 die	 Aufnahme	 trifft	
die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter.	 2Eine	 nicht	
bestandene	Aufnahmeprüfung	für	eine	höhere	Jahr-
gangsstufe	 der	 drei-	 oder	 vierstufi	gen	 Wirtschafts-
schule	 kann	 bei	 entsprechendem	 Ergebnis	 als	 be-
standene	 Aufnahmeprüfung	 für	 eine	 niedrigere	
Jahrgangsstufe	gewertet	werden.	3§ 27	Abs	.	6	Satz	3	
gilt	entspre	chend.
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§	30	

Probezeit

(1)	1Die	endgültige	Aufnahme	ist	abhängig	vom	
Bestehen	einer	Probezeit.	2In	der	Probezeit	wird	fest-
gestellt,	ob	die	Schülerin	oder	der	Schüler	den	An-
forderungen	 der	 Wir	tsch	aftsschule	 gewachsen	 ist.	
3Beim	Übertritt	von	einem	öffentlichen	oder		staatlich	
anerkannten	Gymnasium	oder	von	einer	öffentlichen	
oder	 staatlich	 anerkannten	 Realschule	 entfällt	 die	
Probezeit,	wenn	di	e	übertretende	Schülerin	oder	der	
übertretende	 Schüler	 die	 Vorrückungserlaubnis	 für	
die	nächst	höhere	Jahrgangsstufe	erhalten	hat;	dies	
gilt	nicht	für	Schülerinnen	und	Schüler,	die	auf	Probe	
vorgerückt	sind.

(2)	 1Die	 Probezeit	 dauert	 in	 der	 Regel	 bis	 zur	
Aushändigung	 des	 Zwischenzeugnisses.	 2Über	 das	
Bestehen	der	Probezei	t	entscheidet	die	Schulleiterin	
oder	 der	 Schulleiter	 auf	 der	 Grundlage	 e		iner	 	Emp-
fehlung	der	Klassenkonferenz

1.	 in	der	Regel	 innerhalb	der	Woche	vor	dem	Ter-
m	in	für	die	Ausgabe	des	Zwischenzeugnisses;

2.	 bei	 Schülerinnen	 und	 Schülern,	 bei	 denen	 sich	
schon	 früher	 eindeutig	 zeigt,	 dass	 sie	 für	 die	
Wirtschaftsschule	nicht	oder	noch	nicht	geeignet	
sind,	 innerhalb	 der	 ersten	 sieben	 Schultage	 im	
Dezember;	 mit	 dieser	 Entscheidung	 endet	 die	
Probezeit.

(3)	 1Aus	 besonderen	 Gründen,	 insbesondere	
bei	 nachgewiesener	 längerer	 Erkrankung	 wäh-
rend	 der	 Probezeit,	 kann	 diese	 über	 den	 Termin	
des	 Zwischenzeugnisses	 hinaus,	 längstens	 bis	
zum	Ende	des	Schulj	ahre	s,	verlängert	werden.	2Ist	
die	Probezeit	über	das	erste	Schulhalbjahr	hinaus	
verlängert	 worden,	 erhält	 die	 Schülerin	 oder	 der	
Schüler	 im	 Zwischenzeugnis	 einen	 Vermerk	 über	
die	Verlängerung.	 3Schülerinnen	und	Schüler,	de-
ren	 	Probezeit	 bis	 zum	 Ende	 des	 Schuljahres	 ver-
längert	 wurde,	 unterliegen	 den	 Vorrückungsbe-
stimmungen.	

(4)	1In	den	Pfl	ichtfächern,	in	denen	die	Schülerin-
nen	 und	 Schüler	 in	 der	 bisherigen	 Schule	 nicht	 un-
terrichtet	 wurden	 oder	 die	 an	 der	 Wirtschaftsschule	
ein	höheres	Lehrziel	haben,	müssen	die	Schülerinnen	
und	Schüler	i	nnerhalb	einer	von	der	Schulleiterin	oder	
dem	Schulleiter	festzusetzenden	Frist,	die	in	der	Regel	
nicht	 mehr	 als	 ein	 Jahr	 betragen	 darf,	 eine	 Prüfung	
ablegen.	2In	dieser	Prüfung,	die	auch	in	der	Teilnahme	
an	 schriftlichen	 oder	 praktischen	 Leistungsfeststel-
lungen	bestehen	kann,	müssen	die	Schülerinnen	und	
Schüler	nachweisen,	dass	sie	im	Unterricht	erfolgreich	
mitarbeiten	 können	.	 3Bis	 dahin	 können	 die	 Schüle-
rinnen	und	Schüler	von	den	Leistungsnachweisen	in	
diesen	 Fächern	 durch	 die	 Schulleiterin	 oder	 den	
Schulleiter	befreit	werden.

(5)	 1Die	 Entscheidung	 über	 das	 Bestehen	 der	
Probezeit	 wird	 auf	 der	 Gru	ndlage	 der	 erbrachten	

Leistungen	sowie	der	pädagogischen	Wertung	der	
Gesamtpersönlichkeit	der	Schülerin	oder	des	Schü-
lers	getroffen.	2Hat	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	
die	 Probezeit	 nicht	 bestanden,	 ist	 dies	 unverzüg-
lich	 den	 Erziehungsberechtigten	 schriftlich	 unter	
Darlegung	 der	 Gründe	 mitzuteilen.	 3§	 39	 Abs.	 3	
bleibt	unberührt.	

(6)	Schülerinnen	und	Schüler,	die	die	Probezeit	
nicht	 bestanden	 haben,	 können	 bei	 ausreichendem	
Leistungsstand,	 sofern	 nicht	 andere	 Gründe	 entge-
genstehen,	 in	 die	 vorhergehende	 Jahrgangsstufe	
zurückverwiesen	 werden;	 sie	 gelten	 dort	 nicht	 als		
Wiederholungsschülerinnen	 und	 Wiederholungs-
schüler.

Abschnitt	3	

Gastschülerinnen und Gastschüler

§	31	

Gastschülerinnen	und	Gastschüler

1Schülerinnen	und	Schüler,	die	 ihren	gewöhnli-
chen	Aufenthalt	längere	Zeit	im	Ausland	hatten,	dort	
keine	anerkannte	deutsche	Auslandsschule	besucht	
haben	 und	 sich	 dem	 Aufnahmeverfahren	 zunächst	
nicht	 unterziehen	 wollen,	 kann	 die	 Schulleiterin	
oder	der	Sch	ulleiter	in	stets	widerrufl	icher	Weise	den	
Besuch	 des	 Unterrichts	 in	 einzelnen	 oder	 allen	 Fä-
chern	 gestatten.	 2Unterliegen	 solche	 Schülerinnen	
und	Schüler	der	Schulpfl	icht,	müssen	sie	am	Unter-
richt	in	allen	Pfl	icht-	und	Wahlpfl	ichtfächern	teilneh-
men.	 3Über	 den	 Schulbesuch	 wird	 auf	 Antrag	 eine	
Bestätigung	 ausgestellt.	 4Ein	 Zeugnis	 kann	 nur	 er-
teilt	 werden,	 wenn	 die	 Schülerin	 oder	 der	 Schüler	
auf	 Grund	 des	 bestandenen	 Aufnahmeverfahrens	
die	Schule	besucht.

Abschnitt	4

Schulwechsel

§	32	

Übertritt	an	eine	andere	Wirtschaftsschule	oder	in	
eine	andere	Wahlpfl	ichtfächergruppe

(1)	Für	den	Übertritt	aus	einer	nicht	staatlich	an-
erkannten	 Schule	 an	 eine	 öffentliche	 oder	 staatlich	
anerkannte	Wirtschaftsschule	gelten	§§ 28	bis	30	ent-
sprechend.

(2)	Während	des	Schuljahres	ist	der	Übertritt	nur	
aus	 wichtigem	 Grund,	 insbesondere	 bei	 Wohnsitz-
wechsel,	z	ulässig.

(3)	 Ist	 gegen	 eine	 Schülerin	 oder	 einen	 Schüler	
wegen	 einer	 Verfehlung	 eine	 Untersuchung	 anhän-
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gig,	ist	der	Übertritt	nur	zulässig,	wenn	die	bisher	be-
suchte	Schule		bestätigt,	dass	ein	Antrag	nach	Art.	88	
Abs.	1	Satz	1	BayEUG	nicht	gestellt	wird.

(4)	Für	den	Übertritt	 in	eine	ander	e	Wahlpfl	icht-
fächergruppe	der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschafts-
schule	gilt	§ 30	Abs.	4	entsprechend

Vierter	Teil

Schulbetrieb

Abschnitt	1	

Einrichtung von Klassen und Fächern
(vgl.	Art.	49	und	50	BayEUG)

§	33	

Klassen	und	andere	Unterrichtsgrup	pen

1Na		ch	 Maßgabe	 näherer	 Bestimmungen	 des	
Staatsministeriums	entscheidet	die	Schule	nach	päda-
gogischem	Ermessen	und	nach	den	personellen,	säch-
lichen	 und	 organisatorischen	 Gegebenheiten	 über	
die	Bildung	von	Klassen,	die	Teilung	von	Klassen	 in	
Gruppen	und	die	Einrichtung	von	Ergänzungsunter-
richt	und	von	Unterricht	in	Wahlfächern.	2Bestehen	an	
einem	Ort	mehrere	Klassen,	für	die	ein	Wahlunterricht	
gleicher	 Art	 in	 Betracht	 kommt,	 soll	 er	 gemeinsam	
erteilt	 werden.	 3Die	 Schulleiterinnen	 und	 Schullei-
ter	 entscheiden	 gemeinsam	 über	 die	 Verteilung	 des	
Wahlunterrichts	auf	die	einzelnen	Schulen	und	stellen	
Einvernehmen	mit	dem	Aufwandstr	äger	her.

§	34	

Wahlpfl	ichtfächergruppen	(Ausbildungsrichtungen)
(vgl.	Art.	6	und	14	BayEUG)

(1)	 Ausbildungsrichtungen	 I	 und	 II	 im	 	Sinn	 des	
Art.	 14	Abs.	 3	Satz	2	BayEUG	sind	an	der	vierstufi	-
gen	 Wirtschaftsschule	 die	 Wahlpfl	ichtfächergruppen	
H	und M.

(2)	1Je	nach	den	örtlichen	Erfordernissen	kann	an	
einer	Wirtschaftsschule	Unterricht	in	nur	einer	Wahl-
pfl	ichtfächergruppe	oder	in	beiden	Wahlpfl	ichtfä	cher-
gruppen	 erteilt	 werden.	 2Die	 Entscheidung	 trifft	 bei	
staatlichen	 Wirtschaftsschulen	 die	 Schulleiterin	 oder	
der	Schulleiter	 im	Benehmen	mit	dem	Aufwandsträ-
ge	r,	d	er	Lehrerkonferenz	und	dem	Elternbeirat.

§	35	

Wahlpfl	ichtfächer	und	Wahlfächer

(1)	1In	der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschaftsschule	
wird	die	Wahlpfl	ichtfächergruppe,	in	der		zwei-,	drei-	
und	vierstufi	gen	Wirtschaftsschule	werden	die	Wahl-

pfl	ichtfächer	 im	 Rahmen	 des	 schulischen	 Angebots	
durch	die	Erziehungsberechtigten	gewählt.	2§ 33	gilt				
entsprechend.	 3Das	 für	 die	 Jahrgangsstufe	 9	 an	 der	
drei-	un	d	vi	erstufi	gen	Wirtschaftsschule	bzw.	 für	die	
Jahrgangsstufe	 10	 an	 der	 zweistufi	gen	 Wirtschafts-
schule	gewählte	Wahlpfl	ichtfach	ist	auch	für	die	Jahr-
gangsstufe	10	bzw.	11	verbindlich.

(2)	Der	Besuch	eines	Wahlfachs	darf	während	des	
Schuljahres	 nur	 mit		 Genehmigung	 der	 Schulleite	rin	
oder	 des	 Schulleiters	 abgebrochen	 oder	 begonnen	
werden.

Abschnitt	2	

Schulbesuch
(vgl.	Art.	56	BayEUG)

§	36	

Teilnahme

(1)	1Ist	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	aus	zwin-
genden	Gründen	verhindert,	am	Unterricht	oder	an	
einer	 s	onstigen	 verbindlichen	 Schulveranstaltung	
teilzunehmen,	ist	die	Schule	unverzüglich	unter	An-
gabe	 des	 Grundes	 schriftlich	 zu	 verständigen.	 2Im	
Fall	 fernmündlicher	 Verständigung	 ist	 die	 schriftli-
che	Mitteilung	innerhalb	von	zw		ei	Tagen	nachzurei-
chen.

(2)	1Bei	Erkrankung	von	mehr	als	drei	Unterrichts-
tagen	 kann	 die	 Schule	 die	 Vorlage	 eines	 ärztlichen	
Zeugnisses	 verlangen.	 2Häufen	 sich	 krankheitsbe-
dingte	 Schulversäumnisse	 oder	 bestehen	 an	 der	 Er-
krankung	Zweifel,	kann	die	Schule	die	Vorlage	eines	
ärztlichen	oder	schulärztlichen	Zeugnisses	verlangen.	
3Wird	das	Zeugnis	nicht	unverzüglich	vorgelegt,	gilt	
das	Fernbleiben	als	unentschuldigt.

(3)	1Schülerinnen	und	Schüler	können	auf	schrift-
lichen	 Antrag	 in	 begründeten	 Fällen	 von	 der	 Schu-
le	 vom	 Unterricht	 in	 einzelnen	 Fächern	 befreit	 oder	
vom	Schulbesuch	beurlaubt	werden.	2Den	Schülerin-
nen	 und	 Schülern	 ist	 ausreichende	 Gelegenheit	 zur	
Erfüllung	 ihrer	 religiösen	 Pfl	ichten	 und	 Wahrneh-
mung	religiöser	Veranstaltungen	auch	außerhalb	der	
Schule	zu	geben.	

§	37	

Beaufsichtigung	der	Schülerinnen	und	Schüler

(1)	1Die	Aufsichtspfl	icht	der	Schule	erstreckt	sich	
auf	die	Zeit,	in	der	die	Schülerinnen	und	Schüler	am	
Unterricht	 oder	 an	 sonstigen	 Schulveranstaltungen	
teilnehmen,	 einschließlich	 einer	 angemessenen	 Zeit	
vor	 Beginn	 und	 nach	 Beendigung	 des	 Unterrichts	
oder	der	Schulveranstaltungen.	2Auch	in	Freistunden	
sind	die	Schülerinnen	und	Schüler	zu	beaufsichtigen;	
Schülerinnen	 und	 Schülern	 der	 Jahrgangsstufe	 10	
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und	11	kann	gestattet	werden,	während	der	Freistun-
den	die	Schulanlage	zu	verlassen.	3Während	sonstiger	
Zeiten,	in	denen	sich	Schülerinnen	und	Schüler	in	der	
Schulanlage	aufhalten,	hat	die	Schule	für	eine	ange-
messene	Beaufsichtigung	zu	sorgen.

(2)	 Der	 Umfang	 der	 Aufsichtspfl	icht	 richtet	 sich	
nach	 der	 geistigen	 und	 charakterlichen	 Reife	 der	
zu	beaufsichtigenden	Schülerinnen	und	Schülern.

§	38	

Alkoholverbot,	Sicherstellung	von	Gegenständen

(1)	 Der	 Konsum	 alkoholischer	 Getränke	 ist	 den	
Schülerinnen	und	Schülern	innerhalb	der			Schulanla-
ge	untersagt.

(2)	 1Das	 Mitbringen	 und	 Mitführen	 von	 gefährli-
chen	 Gegenständen	 ist	 den	 Schülerinnen	 und	 Schü-
lern	 untersagt.	 2Die	 Schule	 hat	 solche	 Gegenstände	
wegzunehmen	und	sicherzustellen.	3In	gleicher	Weise	
kann	die	Schule	bei	 sonstigen	Gegenständen	verfah-
ren,	die	den	Unterricht	oder	die	Ordnung	der	Schule	
stören	können	oder	stören.	4Über	die	Rückgabe	derarti-
ger	Gegenstände	entscheidet	d	ie	S	chulleiterin	oder	der	
Schulleiter;	 in	den	Fällen	des	Satzes	2	darf	die	Rück-
gabe,	soweit	dieser	nicht	anderweit	ige	Bestimmungen	
entgegenstehen,	bei	minderjährigen	Schülerinnen	und	
	Schülern	nur	an	die	Erziehungsberechtigten	der	Schü-
lerin	oder	des	Schülers	erfolgen.	5Für	Mobilfunktelefo-
ne	und	sonstige	digitale	Speichermedien	gilt	d	ie	spezi-
elle	Regelung	in	Art.	56	Abs. 5	BayEUG.	

§	39	

Beendigung	des	Schulbesuchs

(1)	Der	Austritt	einer	Schülerin	oder	eines	Schü-
lers	 aus	der	Schule	 ist	 schriftlich	durch	einen	Erzie-
hungsberechtigten	zu	erklären.

(2)	1Der	Austritt	lässt	das	einmal	erworbene	Recht	
zum	Vorrücken	unberührt.	2Ein	späterer	Eintritt	in	die	
nächst	höhere	Jahrgangsstufe	ist	nur	unter	Beachtung	
der	Bestimmungen	über	die	Altersgrenze	möglich.

(3)	Die	Leitung	der	zuletzt	besuchten	Wirtschafts-
schule	hat	die	Erfüllung	der	Schulpfl	icht	zu	überprü-
fen	 und	 bei	 Vorliegen	 der	 Vollzeitschulpfl	icht	 das	
zuständige	Staatliche	Schulamt,	bei	Vorliegen		der		Be-
rufsschulpfl	icht	die	zuständige	oder	nächst	gelegene	
Berufsschule	zu	ver	ständigen.

§	40	

Höchstausbildungsdauer

(1)	 1Die	 Höchstausbildungsdauer	 beträgt	 bei	
vierstufi	gen	 Wirtschaftsschulen	 sechs,	 bei	 dreistu-
	fi	gen	 Wirtschaftsschulen	 fünf	 und	 bei	 zweistufi	-

gen	 Wirtschaftsschulen	 vier	 Schuljahre.	 2Für	 die	
Berechnung	 der	 Höchstausbildungsdauer	 an	 drei-	
und	 vierstufi	gen	 Wirtschaftsschulen	 zählen	 alle	
an	 öffentlichen	 oder	 staatlich	 anerkannten	 drei-	
und	 vierstufi	gen	 Wirtschaftsschulen,	 M-Zügen	 der	
Hauptschulen,	 Realschulen	 oder	 Gymnasien		 in	
	den	 entsprechenden	 Jahrgangsstufen	 verbrachten	
Schuljahre.	 3Für	 die	 Berechnung	 der	 Höchstaus-
bildungsdauer	 an	 zweistufi	gen	 Wirtschaftsschulen	
zählen	alle	an	öffentlichen	oder	staatl	ich	anerkann-
ten	 zweistufi	gen	 Wirtschaftsschulen	 verbrachten	
Schuljahre,	 auch	 wenn	 sie	 durch	 Austritt,	 nicht	
bestandene	Probezeit	oder	Krankheit	verkürzt	wa-
ren.

(2)	 Die	 Höchstausbildungsdauer	 gilt	 auch	 dann	
als	 überschritten,	 wenn	 feststeht,	 dass	 der	 Wirt-
schaftsschulabschluss	 nicht	 mehr	 innerhalb	 der	
Höchstau	sbildungsdauer	erreicht	werden	kann.

(3)	Die	Regierung	kann	unter	den	Voraussetzun-
gen	des	§ 2	Abs.	2	Ausnahmen	zulassen.

Abschnitt	3

Stunden und Fächer
(vgl.	Art.	5,	45	bis	48	BayEUG)

§	41	

Stundenplan,	Unterrichtszeit

(1)	1Der	Stundenplan	wird	von	der	Schulleiterin	
oder	 dem	 Schul	leiter	 festgesetzt.	 2Eine	 Unterrichts-
stunde	dauert	45	Minuten.

(2)	1Der	Unterricht	wird	von	Montag	bis	Freitag	
erteilt.	 2Die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 setzt	
die	 Unterrichtszeit	 im		 Benehmen	 mit	 dem	 Schulfo-
rum	und	dem	Aufgabenträger	im	Sinn	des	Art.	1	des	
Gesetzes	über	die	Kostenfreiheit	des	Schulwegs	fest.	

(3)	 1Fällt	 der	 Unterricht	 an	 mehr	 als	 fünf	 aufei-
nanderfolgende	n	Schultagen	aus,	 ist	die	versäumte	
Zeit	im	gleichen	Schuljahr	nachzuholen.	2Die	Regie-
rung	kann	aus	besonderen	Gründen	Abweichun	gen	
	hiervon	zulassen	oder	anordnen.

§	42	

Stundentafeln	

(1)	 1Für	 die	 Wirtschaftsschule	 gelten	 die	 Stun-
dentafeln	 gemäß	 Anlagen 1 bis  3.	 2Das	 Staatsmi-
nisterium	kann	bei	Vorliegen	besonderer	Umstände	
Abweichungen	 von	 der	 Stundentafel	 für	 die	 Dauer	
eines	Sch			ulja	hres	vornehmen.	3Keiner	Genehmigung	
bedürfen	 organisatorisch	 bedingte	 Zusammenfas-
sungen	 des	 Unterrichts	 in	 einzelnen	 Unterrichtsfä-
chern	(V	erblockung)	im	Rahmen	der	Gesamtstunden	
eines	Fachs	im	Schuljahr.
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(2)	 Mit	 Genehmigung	 der	 Regierung	 kann	 der	
Unt							e	rric	ht	gemäß	den	Anlagen	in	einzelnen	Pfl	icht-
fächern	ganz	oder	teilweise	in	ein	ande	res	Schuljahr	
verlegt	werden.

(3)	 1Im	 Schuljahr	 können	 über	 die	 Stundenta-
fel	 hinaus	 bis	 zu	 zwei	 Wochenstunden	 Unterricht	
in	 Pfl	icht-	 oder	 W	ahlpfl	ichtfächern	 (ausgenommen	
in	 Prüfungsfächern	 in	 der	 letzten	 Jahrgangsstufe)	
erteilt	 werden.	 2Im	 Rahmen	 ihres	 Bildungsauftrags	
entscheidet	die	Schule	über	die	Einrichtung	von	Un-
terricht	i	n	Wahlfächern.	

(4)	 Die	 Summe	 der	 Unterrichtsstunden	 aller	
Pfl	ichtfächer	und	Wahlpfl	ichtfächer	in	der	Woche	darf	
die	 Summe	 der	 wöchentlichen	 Unterrichtsstunden	
nach		den	Stundentafeln	gemäß	den	Anlagen	um	nicht	
mehr	als	zwei	Unterrichtsstunden	überschreiten.

(5)	 Schülerinnen	 und	 Schülern,	 die	 in	 die	 Jahr-
gangsstufe	9	oder	10	der	Wirtschaftsschule	eintreten	
und	an	zuvor	besuc	hten	Schulen	keinen	Unterricht	im	
Fach	Englisch	hatten,	kann	die	Regierung	im	Einzel-
fall	zur	Vermeidung	einer	unb	illigen	Härt	e	genehmi-
g	en,	dass	Englisch	durch	eine	andere	Fremdsprache	
ersetzt	wird.

§	43	

Religiöse	Erziehung,	Religionsunterricht
(vgl.	Art.	46	BayEUG)

(1)	1Die	Schule	unterstützt	die	Erziehungsberech-
tigten	bei	der	religiösen	Erziehung	der	Kinde	r.	2Schul-
gebet,	Schulgottesdienst	und	Schulandacht	sind	Mög-
lichkeiten	 dieser	 Unterstützung;	 die	 Teilnahme	 der	
Schülerinnen	und	Schüler	ist	zu	ermöglichen	und	zu	
fördern.	 3Die	 Mitglieder	 der	 Schulgemeinschaft	 sind	
verpfl	ichtet,	 die	 religiösen	 Empfi	ndungen	 aller	 zu	
achten.

(2)	1Die	Abmeldung	vom	Religionsunterricht	muss	
schriftlich	 und	 spätestens	 am	 letzten	 Unterrichtstag	
des	Schuljahres	mit		Wir	kung	für	das	folgende	Schul-
jahr	 erfolgen;	 eine	 spätere	 Abmeldung	 ist	 nur	 aus	
wichtigem	 Grund	 zulässig.	 2Für	 den	 Religionsunter-
richt	ist	eine	Mindestteilnehmerzahl	von	fünf	Schüle-
rinnen	und	Schülern	erforderlich.	

(3)	 1Auf	 schriftlichen	 Antrag	 der	 Erziehungsbe-
rechtig	ten	werden	Schülerinnen	und	Schüler,	die	kei-
ner	 Religionsgemeinschaft	 angehören,	 zur	 Teilnahme	
am	Religi	onsu	n	terricht	eines	Bekenntnisses	als	Pfl	icht-
fach	zugelassen,	wenn	die	Religionsgemeinschaft,	 für	
deren	 Bekenntnis	 der	 betreffende	 Religionsunterricht	
eingerichtet	 ist,	 zustimmt	 und	 zwingende	 schulorga-
nisatorische	 Gründe	 nicht	 entgegenstehen.	 2Dies	 gilt	
entsprechend	für	Schülerinnen	und	Schüler,	für	deren	
Religionsgemeinschaft	Religionsunterric	ht	a	ls	ordentli-
ches	Lehrfach	für	die	betreffende	Schulart	an	öffentli-
chen	Schulen	in	Bayern	nicht	eingerichtet	ist;	in	diesem	
Fall	ist	dem	Antrag	die	Zustimmung	dieser	Religions-
gemeinschaft	 beizufügen.	 3Die	 Zulassung	 spricht	 die	

Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 aus.	 4Für	 den	 Zeit-
punkt	des	Antrags	und	für	die	Abmeldung	vom	Religi-
onsunterricht	gilt	Abs.	2	Satz	1	entsprechend.	

(4)	1Treten	Schülerinnen		und	Schüler	während	des	
Schuljahres	 aus	 dem	 Religionsunterricht	 aus,	 haben	
sie	binnen	angemessener	Frist	eine	Prüfung	über	den	
bis	 zum	 Zeitpunkt	 des	 Austritts	 im	 Unterrichtsfach	
Ethik	 behandelten	 Stoff	 des	 Schuljahres	 abzulegen.	
2Erfolgt	der	Austritt	während	der	 letzten	drei	Mona-
te	des	Schuljahres,	 ist	die	Prü	fung	 spätestens	 in	der	
ersten	 Unterrichtswoche	 des	 folgenden	 Schuljahres	
abzulegen;	 ihr	 Ergebnis	 gilt	 als	 Jahresfortgangsnote	
im	Fach	Ethik.

§	44	

Ethikunterricht
(vgl.	Art.	47	Ba	yEUG	)

(1)	Sind	an	einer	Schule	mindestens	fünf	Schüle-
rinnen	und	Schüler,	die	den	Religionsunterricht	nicht	
besuchen,	 muss	 für	 diese	 Schülerinnen	 und	 Schüler	
Ethikunterricht	als	Pfl	ichtfach	eingerichtet	werden.

(2)	 Für	 den	 Wechsel	 vom	 Unterrichtsfach	 Ethik	
z	um	Religionsunterricht	gilt	§	43	Abs.	4	entsprechend.	

Fünfter	Teil

Hausaufgaben, Leistungsnachweise, Vorrücken und 
Wiederholen, Zeugnisse

Abschnitt	1

Hausaufgaben und Leistungsnachweise
(vgl.	Art.	52	BayEUG)

§	45	

Hau	saufgaben

1Um	den	Lehrstoff	einzuüben	und	die	Sc	hülerin-
nen	und	Schüler	zu	eigener	Tätigkeit	anzuregen,	wer-
den	Hausaufgaben	gestellt,	die	von	Schülerinnen	und	
Schülern	 mit	 durchschnittlichem	 Leistungsvermögen	
in	angemessener	Zeit	erledigt	werden	können.	2Sonn-
tage,	 Feiertage	 und	 Ferien	 sind	 von	 Hausaufgaben	
freizuhalten.

§ 46

Nachweise	des	Leistungsstands

(1)	 1Leistungsnachweise	 im	 Sinn	 des	 Art.	 52	
Abs.  1	 BayEUG	 sind	 Schulaufgaben,	 Kurzarbeiten,	
Deutsche	 Hausaufgaben,	 Schriftliche	 Hausarbeiten,	
Stegreifaufgaben,	 mündliche	 und	 praktische	 Leis-
tu		ngen	sowie	fachliche	Leistungstests.	2Sie	sind	mög-
lichst	gleichmäßig	über	das	Schuljahr	zu	verteilen.	
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(2)	1In	jedem	Pfl	icht-	und	Wahlpfl	ichtfach	sind	im	
Schulhalbjahr	schriftliche	oder	praktische	Leistungen	
in	angemessener	Zahl	zu	erheben	sowie	mind	estens	
eine	 mündliche	 Leistung.	 2In	 den	 Fächern	 Textver-
arbeitung,	 Datenverarbeitung,	 Sport	 und	 Musische	
Erziehung	 kann	 auf	 mündliche	 Leistungsnachweise	
verzichtet	werden.	

(3)	 1Die	 Entscheidung,	 ob	 Kurzarbeiten	 gefor-
dert	 werden,	 trifft	 die	 Lehrerkonferenz	 zu	 Beginn	
des	Schuljahres.	2In	dreistündigen	Pfl	icht-	und	Wahl-
pfl	ichtfächern	 sin	d	 im	 Schuljahr	 mindestens	 zwei	
Schulaufgaben,	 in	 vier-	 und	 mehrstündigen	 Pfl	icht-
fächern	 mindestens	 drei	 Schulaufgaben	 zu	 fertigen.	
3§ 48	Abs.	3	bleibt	unberührt.	

(4)	 1Im	 Fach	 Deutsch	 kann	 eine	 Schulaufgabe	
durch	 eine	 Deutsche	 Hausaufgabe	 ersetzt	 werden.	
2In	 den	 übrigen	 Fächern	 kann	 eine	 Kurzarbeit	 oder	
Schulaufgabe	 durch	 eine	 Schriftliche	 Hausarbeit	 er-
setzt	 werden;	 im	 Schuljahr	 dürfen	 insg	esam	t	 nicht	
mehr	 als	 zwei	 Schriftliche	 Hausarbeiten	 gegeben	
werden.	

(5)	1Die	Lehrerkonferenz	beschließt	auf	Vorschlag	
der	 Fachgruppe	 Art	 und	 Anzahl	 der	 Leistungsnach-
weise	unter	Berücksichtigung	des	Unterrichtsumfangs	
und	der	Stundenzahl	der	einzelnen	Fächer.	2Vor	dem	
Beschluss	ist	das	Schulforum		zu	hören.	3Der	Beschluss	
ist	den	Erz	iehungsberechtigten	sowie	den	Schülerin-
nen	und	Schülern	zu	Beginn	des	Schuljahres	bekannt	
zu	geben.	

(6)	 Über	 die	 Leistungen	 der	 Schülerinnen	 und	
Schüler	führen	die	Lehrkräfte	Aufzeichnungen.	

§ 47

Schulaufgaben,	Kurzarbeiten,	
Deutsche	Hausaufgaben	und	

Schriftliche	Hausarbeiten	

(1)	1Schulaufgaben	und	Kurzarbeiten	werden	spä-
testens	 eine	 Woche	 vorher	 angekündigt.	 2An	 einem	
Tag	darf	nicht	mehr	als	eine	Schulaufgabe	oder	eine	
Kurzarbeit,	in	einer	Woche	sollen	nicht	mehr	als	zwei	
Schulaufgaben	gehalten	werden.	

(2)	1Auf	eine	Schulaufgabe	sind	höchstens	60	Mi-
nuten	 zu	 verwenden.	 2Bei	 Aufsätzen	 ist	 die	 Arbeits-
zeit	entsprechend	der	Themenstellung	zu	verlängern.	
3In	der	letzten	Jahrgangsstufe	können	in	den	Fächern	
der	 schriftlichen	 Abschlussprüfung	 höchstens	 je	 zwei	
Schulaufgaben	bis	zum	Umfang	einer	Prüfungsaufga-
be	gehalten	werden.	4Schulaufgaben	können	sich	auf	
den	gesamten	bisher	behandelten	Lehrstoff	beziehen.	
5Zur	Bearbeitung	einer	Deutschen	Hausaufgabe	oder	
einer	Schriftlichen	Hausarbeit	ist	eine	Mindestbearbei-
tungszeit	von	einer	Woche	zu	gewähren.	

(3)	 Kurzarbeiten	 erstrecken	 sich	 auf	 den	 Inhalt	
von	 höchstens	 sechs	 unmittelbar	 vorangegangenen	
Unterrichtsstunden	einschließlich	der	Grundkenntnis-

se	eines	Fachs;	die	Bearbeitungszeit	soll	nicht	mehr	30	
Minuten	betragen.	

(4)	 Die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 kann	
nach	 Rücksprache	 mit	 der	 Lehrkraft	 und	 der	 Fach-
betreuerin	 oder	 dem	 Fachbetreuer	 der	 Schule	 eine	
Schulaufgabe	 oder	 Kurzarbeit	 für	 ungültig	 erklären	
und	 die	 Anfertigung	 einer	 neuen	 anordnen,	 wenn	
die	 Anforderungen	 für	 die	 Jahrgangsstufe	 nicht	 an-
gemessen	 waren	 oder	 der	 Lehrstoff	 nicht	 genügend	
vorbereitet	war.	

§ 48

Stegreifaufgaben,	mündliche	und	praktische
Leistungen,	fachliche	Leistungstests	

(1)	 1Stegreifaufgaben	 werden	 nicht	 angekündigt.	
2Sie	 beschränken	 sich	 auf	 den	 Inhalt	 der	 vorherge-
gangenen	Unterrichtsstunde	einschließlich	der	Grund-
kenntnisse	 des	 Fachs;	 in	 den	 Fächern	 Deutsch	 und	
Englisch	 sind	 Diktate	 zulässig.	 3Die	 Bearbeit		ungszeit	
soll	nicht	mehr	als	20	Minuten	betragen.

(2)	 1In	 bis	 zu	 zweistündigen	 Fächern	 kann	 eine	
mündliche	 Leistung	 im	 Schuljahr	 auch	 durch	 eine	
Stegreifaufgabe	 ersetzt	 werden.	 2Leistungen	 in	 einer	
Gruppenarbeit	können	als	mündliche	Leistungen	ge-
wertet	werden.	

(3)	 1In	den	Fächern	Übungsfi	rmenarbeit,	Textver-
arbeitung,	 Sport	 und	 Musische	 Erziehung	 sind	 prak-
tische	 Leistungsnachweise	 zu	 erbringen.	 2Im	 Fach	
Rechnungswesen	 kann	 eine	 Kurzarbeit	 oder	 eine	
Schulaufgabe	durch	einen	praktischen	Leistungsnach-
weis	 größeren	 Umfangs	 ersetzt	 werden.	 3In	 den	 Fä-
chern	Projektarbeit	und	Datenverarbeitung	können	an	
Stelle	der	Kurzarbeiten	praktische	Leistungsnachweise	
größeren	Umfangs	erbracht	werden.	 4In	den	Fächern	
Textverarbeitung	und	Übungsfi	rmenarbeit	werden	im	
Schuljahr	an	Stelle	der	schriftlichen	Leistungen	gemäß	
§ 46	Abs.	3	mindestens	zwei	praktische	Leistungsnach-
weise	 größeren	 Umfangs	 mit	 einer	 Bearbeitungszeit	
von	höchstens	60	Minuten	gefordert;	§ 47	Abs.	1	Satz	1	
gilt	entsprechend.	

(4)	 1Fachliche	 Leistungstests,	 die	 nach	 Maßgabe	
näherer	Bestimmungen	des	Staatsministeriums	gehal-
ten	 werden	 können,	 werden	 spätestens	 eine	 Woche	
vorher	 angekündigt.	 2Bei	 der	 Bildung	 der	 Jahresfort-
gangsnote	gemäß	§ 52	zählen	sie	wie	mündliche	Leis-
tungen.	3An	dem	Tag	an	dem	die	Klasse	einen	fachli-
chen	 Leistungstest	 schreibt,	 werden	 Schulaufgaben,	
Kurzarbeiten	und	Stegreifaufgaben	nicht	gehalten.	

(5)	1An	Tagen,	an	denen	die	Klasse	eine	Schulauf-
gabe	oder	Kurzarbeit	schreibt,	werden	Stegreifaufga-
ben	nicht	gegeben.	2§ 47	Abs.	4	gilt	für	Stegreifaufga-
ben	entsprechend.	
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§	49	

Besprechung,	Aufbewahrung	und	Einsichtnahme

(1)	Schulaufgaben,	Kurzarbeiten,	Deutsche	Haus-
aufgaben	und	Schriftliche	Hausarbeiten	sollen	von	den	
Lehrkräften	 innerhalb	 zweier	 Wochen,	 Stegreifauf-
gaben,	 praktische	 Leistungsnachweise	 und	 fachliche	
Leistungstests	innerhalb	einer	Woche	korrigiert,	beno-
tet,	an	die	Schülerinnen	und	Schüler	zurückgegeben	
und	mit	ihn	en	besprochen	werden.

(2)	 1Schulaufgaben,	 Kurzarbeiten,	 Deutsche	
Hausaufgaben	 und	 Schriftliche	 Hausarbeiten	
werden	 den	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 zur	 Kennt-
nisnahme	 durch	 die	 Erziehungsberechtigten	 mit	
nach	 Hause	 gegeben.	 2Stegreifaufgaben,	 prak-
tische	 Leistungsnachweise	 und	 fachliche	 Leis-
tungstests	 können	 mit	 nach	 Hause	 gegeben	 wer-
den.	 3Die		 Lei	stungsnachweise	 sind	 innerhalb	 einer	
Woche	unverändert	an	die	Schule	zurückzugeben;	an-
dernfalls	kann	die	Hinausgabe	weiterer	Leistungsnach-
weise	d	er	Schülerin	oder		des	Schülers	unterbleiben.

(3)	S	chriftliche	und	praktische	Leistungsnachweise	
werden	von	der	Schule	für	die	Dauer	von	zwei	Schul-
jahren	nach	Ablauf	de	s	Schuljahres,	in	dem	sie	erbracht	
worden	sind,	aufbewahrt.

(4)	Den	Schülerinnen	und	Schülern	und	ihren	Erzie-
hungsberechtigten	ist	Gelegenheit	zu	geben,	nach	Ab-
schluss	des	Aufnahmeverfahrens,	der	Abschlus	sprüfung	
oder	 anderer	 schulischer	 Leistungsfeststellungen	 auf	
Antrag	Einsicht	in	die	Leistungsnachweise	zu	nehmen.	

§	50	

Bewertung	der	Leistungen

(1)	1Erläuterungen	einschließlich	eventueller	No-
tentendenzen	 und	 Schlussbemerkungen	 können	 auf	
den	 Arbeiten	 angebracht	 werden.	 2Beim	 deutschen	
Aufsatz	muss	dies	geschehen.	3Bei	der	Bewertung	ei-
ner	schriftlichen	Arbeit	kann	die	äußere	Form	mit	be-
rücksichtigt	 werden.	 4Bei	 schriftlichen	 Arbeiten	 sind	
Verstöße	gegen	die	Sprachrichtig		keit		sowie	schwerere	
Ausdrucksmängel	zu	kennzeichnen,	im	Fach	Deutsch	
und	in	den	Fremdsprachen	auch	zu	bewerten.	

(2)	1Bedient	si	ch	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	
bei	 der	 Anfertigung	 einer	 zu	 benotenden	 sch			riftli-
chen	oder	praktischen	Arbeit	unerlaubter	Hilfe	 (Un-
terschle	if),	wird	die	Arbeit	abgenommen	und	mit	der	
Note	6	bewertet.	2Bei	Versuch	kann	ebenso	verfahren	
werden.	3Als	Versuch	gilt	auch	die	Bereithaltung	nicht	
zugelassener	Hilfsmittel.	

(3)	 	Nach		 Beginn	 der	 Leistungserhebung	 kön-
nen	 gesundheitliche	 Gründe	 der	 Schülerin	 oder	 des	
Schülers,	denen	zufolge	der	Leistungsnachweis	nicht	
gewertet	werden	soll,	 in	der	Regel	nicht	mehr	aner-
kannt	werden.	

(4)	 1Wird	ohne	 	ausreichende	Entschuldigung	ein	

angekündigt	er	 Leistungsnachweis	 versäumt,	 eine	
Leistung	verweigert	oder	eine	Deutsche	Hausaufgabe	
oder	eine	Schriftliche	Hausarbeit	nicht	termingerecht	
abgegeben,	wird	die	Note	6	erteilt.	 2§ 72	Abs.	2	gilt	
entsprechend.

§	51	

Nachholung	von	Leistungsnachweisen

(1)	 1Versäumen	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 einen	
angekündigten	 Leistungsnachweis	 mit	 ausreichen-
der	 Entschuldigung,	 erhalten	 sie	 einen	 Nachtermin.	
2Versäumen	Schülerinnen	und	Schüler	mehrere	ange-
kündigte	Leistungsnachweis	e	mit	ausreichender	Ent-
schuldigung,	kann	je	Fach	ein	Nachtermin	für	mehre-
re	Leistungsnachweise	angesetzt	werden.

(2)	 1Wird	 auch	 der	 Na	chte	rmin	 mit	 ausreichen-
der	 Entschuldigung	 versäumt,	 kann	 eine	 Ersatzprü-
fung	angesetzt	werden,	die	 sich	über	den	gesamten	
bis	 dahin	 behandelten	 Unte	rrichtsstoff	 des	 Schul-
jahres	 erstrecken	 kann.	 2Eine	 Ersatzprüfung	 kann	
auch	angesetzt	werden,	wenn	in	einem	Fach	wegen	
der	 Versäumnisse	 der	 Schülerin	 oder	 des	 Schülers	
keine	 hinreichenden	 Leist	ungs	nachweise	 durch	
Stegreifaufgaben	 und	 mündliche	 Leistungen	 vorlie-
gen.

(3)	 1Eine	Ersatzprüfung	kann	 in	einem	Fach	nur	
einmal	im	Schulhalbjahr	stattfi	nden.	2Der	Termin	der	
Ersatzprüfung	ist	der	Schülerin	oder	dem	Sc	hüler	und	
den	 Erziehungsberechtigten	 spätestens	 eine	 Woche	
vorher	mitzuteilen.	3Mit	dem	Termin	ist	der	Prüfungs-
stoff	bekanntzugeben.

(4)	1Nimmt	die	Schülerin	oder	der	Schüler	an	der	
Ersatzprüfung	wegen	Erkrankung	nicht	teil,		muss		die	
Erkrankung	 durch	 ärztliches	 Zeugnis	 nachgewiesen	
werden.	2Die	Schule	kann	di	e	Vorlage	eines	schulärzt-
lichen	Zeugnisses	verlangen.

§	52	

Bildung	der	Jahresfortgangsnote

(1)	 1Bei	der	Bildung	der	Jahresfortgangsnote	g	e-
wichtet	 die	 Lehrkraft	 die	 einzelnen	 Leistungsnach-
weise	 	ents	prechend	 ihrem	 Umfang	 und	 Schwierig-
keitsgrad.	 2Die	 Note	 des	 Zwischenzeugnisses	 bleibt	
außer	Betracht.

(2)	1Die	Jahresfortgangsnote	wird	aus	den	Noten	
der	jew	eiligen	Leistungsnachweise	gemäß	§ 46	Abs.	1	
gebildet.	2Über	die	Gewichtung	der	Noten	für	die	Leis-
tungsnachweise	in	de		n	ei	nzelnen	Fächern	beschließt	
die	 Lehrerkonferenz	 auf	 Vorschlag	 der	 Fachgruppe.	
3§	46	Abs.	5	Sätze	2	und	3	gelten	entsprechend.

(3)	Hat	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	außerhalb	
des	 stundenplanmäßigen	 Unterrichts	 in	 Schulver-
anstaltungen	 besondere	 Leistungen	 erzielt,	 können	
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diese	 in	der	Jahresfortgangsnote	 im	entsprechende	n	
Fach	angemessen	berücksichtigt	werden.

Abschnitt	2

Vorrücken und Wiederholen
(vgl.	Art.	53	BayEUG)

§	53	

Entscheidung	über	das	Vorrücken

(1)		1Die	Grundlage	für	die	Entscheidung	über	das	
Vorrück	en	bilden	die	Leistungen	in	den	Vorrückungs-
fächern.	 2Vorrückungsfächer	 sind	 alle	 Pfl	icht-	 und	
Wahlpfl	ichtfächer	 mit	 Ausnahme	 der	 Fächer	 Sport	
und	Musische	Erziehung.	3Vom	Vorrücken	sind	Schü-
lerinnen	 und	 Schüler	 ausgeschlossen,	 deren	 Jahres-
zeugnis	

1.		 in	einem	Vorrückungsfach	die	Note	6	oder	

2.	 in	zwei	Vorrückungsfächern	die	Note	5	

aufweist,	sofern		nicht	gemäß	§ 54	das	Vorrücken	auf	
Probe	 gestattet	 od	er	 gemäß	 §  55	 eine	 Nachprüfung	
erfolgreich	abgelegt	wir	d.	 4 Eine	Bemerkung	gemäß	
§  60	 Abs.  5	 steht	 hinsichtlich	 des	 Vorrückens	 einer	
Note	6	gleich.

(2)	 Bei	 Aussiedlerschüle		rinnen	 und	 Aussiedler-
schülern	und	Schülerinnen	und		Schülern	mit	nichtdeut-
scher	Muttersprache	sind	in	den	ersten	beiden	Jahren	
des	Schulbesuchs	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	
unzureichende	 Leistungen	 im	 Fach	 Deutsch	 in	 den	
Jahrgangsstufen	7	bis	9	bei	der	Entscheidung	über	das	
Vorrücken	nicht	zu	berücksichtigen.

(3)		 1Treten	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 später	 als	
zwei	Monate	vor	Unterrichtsbeendigung	aus	der	Schule	
a		us,	stellt	die	Klassenkonferenz	die	Noten	fest.	2Gleich-
zeitig	entscheidet	sie,	ob	die	Schülerinnen	und	Schü-
ler	bei	weiterem	Verbleib	an	der	Schule	die	Erlaubnis	
zum	Vorrücken	erhalten	hätten;	die	Feststellung	wird	
mit	 Begründung	 in	 die	 Niederschrift	 aufgenommen.	
3Schülerinnen	und	Schüler,	deren	Bescheinigung	nach	
§	61	Satz	1	keine	Bemerkung	über		die		Erlaubnis	zum	
Vorrücken	enthält,	können	im	darauf	folgenden	Schul-
jahr	zu	einer	Aufnahmeprüfung	für	die	nächst	höhere	
Jahrgangsstufe	 nicht	 zugelassen		 werden.	 4Bei	
Wiedereintritt	in	die	gleiche	Jahrgangsstufe	gelten	sie	als	
Wiederholungsschülerinnen	 und	 Wiederholungs-
schüler.

§	54

Vorrücken	auf	Probe

(1)	 Schülerinnen	und	Schüler	der	Jahrgangsstufe	
8	der	dreistufi	gen		Wirtschaftsschule	und	Schülerinnen	
und	Schüler	der	Jahrgangsstufen	7	und	8	der	vierstu-
fi	gen	 Wirtschaftsschule,	 die	 wegen	 Note	 6	 in	 einem	
oder	Note	5	in	zwei	Vorrückungsfächern	das	Ziel	der	

Jahrgangsstufe	erstmals	nicht	erreicht	haben,	die	aber	
in	keinem	weit	eren	Vorrückungsfach	schlechtere	als	
ausreichende	Leistungen	aufweisen,	können	mit	Ein-
verständnis	 ihrer	 Erziehungsberechtigten	 auf	 Probe	
vorrücken,	w	enn	die	Lehrerkonferenz	zu	der	Auffas-
sung	gelangt,	dass	die	Schülerinnen	und	Schüler	die	
Mängel	 in	 den	 Fächern,	 in	 denen	 sie	 keine	 ausrei-
chenden	Leistungen	erzielt	haben,	in	absehbarer	Zeit	
beheben	werden.

(2)	 Wird	einer	Schülerin	oder	einem	Schüler	das	
Vorrücken	 auf	 Probe	 nach	 Abs.	 1	 oder	 nach	 Art.	 53	
Abs.	6	Satz	2	BayEUG	gestattet,	wird	 in	das	Jahres-
zeugnis	 folgende	 Bemerkung	 aufgenommen:	 „Die	
Erlaubnis	zum	Vorrücken	in	die	nächst	höhere	Jahr-
gangsstufe	hat	sie/er	auf	Probe	erhalten.“

(3)	 1Die	 Probezeit	 dauert	 im	 Fall	 des	 Abs.	 1	 bis	
zum	15.	Dezember,	im	Fall	des	Art.	53	Abs.	6	Satz 2	
BayEUG	 bis	 zum	 Termin	 des	 Zwischenzeugnis-
ses.	 2Sie	 kann	 von	 der	 Klassenkonferenz	 in	 beson-
deren	 Fällen	 um	 höchstens	 zwei	 Monate	 verlän-
gert	 werden.	 3Die	 Lehrerkonferenz	 entscheidet,	
ob	 die	 Schülerin	 oder	 der	 Schüler	 die	 Probezeit	
bestanden	 hat	 oder	 zurückverwiesen	 wird.	 4Zu-
rückverwiesene	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 denen	
das	Vorrücken	auf	Probe	nach	Art.	53	Abs.	6	Satz	2	
BayEUG	gestattet	wurde		,	ge	lten	nicht	als	Wiederho-
lungsschülerinnen	und	Wiederholungsschüler.

§	55	

Nachprüfung

(1)	1Schülerinnen	und	Schüler	der	Jahrgangsstu-
fen	 8	 und		 9	 der	 drei-	 und	 vierstufi	gen	 Wirtschafts-
schule	sowie	der	Jahrgangsstufe	10	der	zweistufi	gen	
Wirtschaft	sschule,	 die	 wegen	 Note	 6	 in	 einem	 oder	
Note	5	in	zwei	Vorrückungsfächern	das	Ziel	der	Jahr-
gangsstufe	nicht	erreicht	haben,	di	e	aber	 in	keinem	
weiteren	 Vorrückungsfach	 schlechtere	 als	 ausrei-
chende	 Leistungen	 aufweisen,	 können	 vorrücken,	
wenn	 sie	 sich	 einer	 Nachprüfung	 erfolgreich	 unter-
zogen	haben.	 2Diese	fi	ndet	 in	den	 letzten	Tagen	der	
Sommerferien		stat	t.

(2)	 Von	 der	 Nachprüfung	 ausgeschlossen	 sind	
Schülerinnen	 und	 Schüler	 mit	 der	 Note	 6	 im	 Fach	
Deutsch	 und	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die	 die	 be-
treffende	Jahrgangsstufe	zum	zweiten	Mal	besuchen.

(3)	Die	Lehrerkonferenz	entscheidet,	ob	Schülerin-
nen	und	Schüler,	die	von	einer	Realschule	oder	einem	
Gymnasium	 an	 die	 Wirtschaftsschule	 übergetreten	
sind	und	die	betreffende	Jahrgangsstufe	bereits	einmal	
besucht	haben,	zur	Nachprüfung	zugelassen	werden.

(4)	 1Die		Teilnahme	an	der	Nachprüfung	setzt	einen	
Antrag	 der	 Erziehun	gsberechtigten	 voraus,	 der	 spätes-
tens	am	dritten	Werktag	nach	Aushändigung	des	Jahres-
zeugnisses	bei	der	Schule	vorliegen	muss.	2Die	Schülerin-
nen	und	Schüler	können	bei	einem	Wohnsitzwechsel	die	
Nac	hprüfung	auch	an	der	neuen	Schule	ablegen.
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(5)	1Die	Schülerinnen	und	Schüler	haben	sich	der	
Nachprüfung	in	den	Vorrückungsfächern	zu	unterzie-
hen,	in	denen	sie	nicht	mindestens	die	Note	4	erzielten.	
2Die	Prüfung	wird	schriftlich	oder	praktisch	durchge-
führt	und		hat		in	jedem	Fach	etwa	den	Umfang	einer	
Schulaufgabe.	3Den	Prüfungen	liegt	der	Lehrstoff	der	
zuletzt	besuchten	Jahrgangsstufe	zugrunde.

(6)	 1Die	 Schulleiterin	 oder	 der	 Schulleiter	 stellt	
das	Besteh	en	und	damit	das	Vorrücken	fest,	sofern	in	
der	Nachprüfung	

1.	 nach	der	Jahrgangsstufe	8	der	drei-	und	vierstu-
fi	gen	 W	irts	chaftsschule	 Noten	 erzielt	 wurden,	
mit	 denen	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 unter	 An-
wendung	der	Vorrückungsbestimmungen	hätten	
vorrücken	dürfen,

2.	 nach	der	Jahr	gangsstufe	9	der	drei-	und	vierstu-
fi	gen	Wirtschaftsschule	in	allen	Fächern	mindes-
tens	die	Note	4	erzielt	wurde,

3.	 na	ch	 der	 Jahrgangsstufe	 10	 der	 zweistufi	gen	
Wirtschaftsschule	 in	 allen	 Fächern	 mindest	ens	
	die	Note	4	erzielt	wurde.

2Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die	 sich	 der	 Nachprü-
fung	 erfolgreich	 unterzogen	 haben,	 erhalten	 im	
Jahreszeugnis	 einen	 Vermerk	 darüber,	 dass	 sie	 auf	
Grund	einer	bestandenen	Nachprüfung	in	die	nächst	
höhere	Jahrgangsstufe	vorrücken	dürfen.
.

§	56	

Überspringen	einer	Jahrgangsstufe

1Die	 Lehrerkonferenz	 kann	 besonders	 befähig-
ten	Schülerinnen	und	Schülern	das	Überspringen	ei-
ner	Jahrgangsstufe	gestatten,	wenn	zu	erwarten	ist,	
dass	sie	nach	ihrer	Reife	und	Leistungsfähigkeit	den	
Anforderungen	 gewachsen	 sind.	 2Die	 Schülerinnen	
und	Schüler	rücken	auf	Probe		vor.	 3Hinsichtlich	der	
Probezeit	gilt	§ 30	entsprechend.

§	57	

Freiwilliges	Wiederholen

(1)	 1Auf	 Antrag	 der	 Erziehungsberechtigten	 kön-
nen	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 freiwillig	 wiederholen	
oder	spätestens	im	Anschluss	an	die	Aushändigung	des	
Zwischenzeugnisses	 in	 die	 vorherige	 Jahrgangsst		ufe	
zurücktreten;	 diese	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 gelten	
nicht	 als	 Wiederholungsschülerinnen	 und	 Wiederho-
lungsschüler.	 2Das	 freiwillige	Wiederholen	bedarf	der	
Genehmigung	der	Schulleiterin	oder	des	Schulleiters.

(2)	 Schülerinnen	 und		 Schüler,	 die	 eine	 Jahr-
gangsstufe	 freiwillig	 wiederhole	n,	 aber	 dabei	 das	
Ziel	der	 Jahrgangsstufe	nicht	 erreichen,	 erhalten	an	
Stelle	 des	 Jahresze	ugni	sses	 eine	 Bestätigung	 über	
das	freiwillige	Wiederholen	und	die	dabei	gezeigten	

Leistungen	 mit	 der	 Bemerkung,	 dass	 das	 Vorrücken	
auf	 Grund	 des	 früheren	 Jahreszeugnisses	 gestattet	
wird.

(3)	Schülerinnen	und	Schüler,	die	im	abgelaufe-
nen	 Schuljahr	 infolge	 nachgewiesener	 erheblicher		
Beeinträchtigungen	 ohne	 eigenes	 Verschulden	 we-
gen	 Leistungsminderungen	 die	 Voraussetzungen	
zum	 Vorrücken	 nicht	 erfüllten	 (z.B.	 wegen	 Kra	nk-
heit)	und	denen	das	Vorrücken	auf	Probe	nicht	ge-
stattet	wurde,	gelten	nicht	als	Widerholungsschüle-
rinnen	und	Wiederholungsschüler.

§	58	

Verbot	des	Wiederholens

(1)	Ist	das	Wiederholen	einer	Jahrgangsstufe	nach	
Art.	53	Abs.	3	BayEUG	oder	wegen	Überschreitens	der	
Höchstausbildungsdauer	(Art.	55	Abs.	1	Nr. 6	BayEUG,	
§ 40)	nicht	zulässig,	wird	dies	im	Jahr	eszeugnis	eigens	
vermerkt.

(2)	Über	eine	Befreiung	von	den	Folgen	des	Art.  												
53	 Abs.	 3	 BayEUG	 entscheidet	 die	 Lehrerkonferenz	
von	Amts	wegen.

Abschnitt	3	

Schülerbogen, Zeugnisse

§	59	

Schülerbogen

(1)	 1Die	 Schule	 führt	 für	 alle	 Schülerinnen	 und	
Schüler	 einen	 Schülerbogen.	 2In	 diesen	 werden	 die	
für	den	schulischen	Bildungsweg	wesentlichen	Fest-
stellungen,	 Beobachtungen	 und	 Empfehlungen	 auf-
genommen.

(	2)	1Der	Schülerbogen	wird	beim	Schulwechsel	an	
die	aufnehmende	öffentliche	oder	staatlich	anerkann-
te	Schule	weitergegeben.	2Er	verbleibt	mindestens	20	
Jahre	bei	der	zuletzt	besuchten	Schule.

(3)	Die	Erziehungsberechtigten	könn	en	den	Schü-
lerbogen	einsehen.

§	60	

Zwischen-	und	Jahreszeugnisse

(1)	 1Über	 die	 erzielten	 Leistungen	 werden	 am	
le	tzten	 Unterrichtstag	 der	 zweiten	 vollen	 Woche	 im	
Februar	 Zwisch	enze	ugnisse	 und	 am	 letzten	 Unter-
richtstag	des	Schuljahres	Jahreszeugnisse	nach	de	m	
vom	 Staatsministerium	 herausgegebenen	 Muster	
ausgegeben.	2Die	Teilnahme	am	Wahlunterricht	wird	
durch	 eine	 den	 erzielten	 Fortsch	ritt		 kennzeichnen-
de	 Bemerkung	 bestätigt;	 ohne	 ausreichenden	 Er-
folg	 besuchter	 Wahlunterricht	 wird	 nicht	 erwähnt.	
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3Abweichend	da	von	werden	 im	Wahlfach	Mathema-
tik	Noten	erteilt.

(2)	1Das	Zwischenzeugnis	kann	in	den	Jahrgangs-
stufen	7	und	8	für	eine	oder	beide	Jahrgangsstufen,	
nicht	jedoch	für	einzelne	Kla	ssen,	durch	mindestens	
zwei	 schriftliche	 Informationen	 über	 das	 Noten-
bild	 der	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 ersetzt	 werden.	
2Die	Entscheidung	trifft	die	Lehrerkonferenz	im	Ein-
vernehmen	 mit	 dem	 Elternbeirat	 vor	 Unterrichts-
beginn	 des	 Schuljahres.	 3Unabhängig	 davon	 stellt	
die	Schule	Schülerinnen	und	Schülern	in	begründe-
ten	Fällen,	insbesondere	für	Bewerbungszwecke,	auf	
Antrag	 ein	 Zwischenzeugnis	 nach	 Abs.	 1	 gegebe-
nenfalls	auch	nachträglich	aus.

(3)	1Wenn	es	die	Leistungen	einer		Schülerin	oder	
eines	 Schülers	 im	 ersten	 Schulhalbjahr	 fraglich	 er-
scheinen	lassen,	ob	ihr	oder	ihm	am	Schluss	des	Schul-
jahres	 die	 Erlaubnis	 zum	 Vorrücken	 erteilt	 werden	
kann,	wird	die	Gefährdung	im	Zwischenzeugnis	bzw.	
in	den	Informationen	über	das	Notenbild	angegeben;	
besteht	die	Gefahr,	dass	die	Schülerin	oder	der	Schü-
ler	die	Jahrgangsstufe	gemäß	Art.	53	Abs.	3	BayEUG	
oder	 wegen	 Überschreitens	 der	 Höchstausbildungs-
dauer	(Art.	55	Abs.	1	Nr. 6	BayEUG,	§ 40)	nicht	mehr	
wiederholen	 darf,	 wird	 darauf	 besonders	 hingewie-
sen.	2Ab	Jahrgangsstufe	9	sind	die	Erziehungsberech-
tigten	von	der	Gefährdung	des	Vor	rück	ens	durch	ein	
gesondertes	Schreiben	zu	benachrichtigen.

(4)	1Bei	minderjährigen	Schülerinnen	und	Schü-
lern	 bestätigen	 die	 Erziehungsberechtigten	 durch	
Unterschrift,	dass	sie	vom	Zwischenzeugnis	bzw.	von	
den	Informationen	über	das	Notenbild	Kenntnis	ge-
nommen	haben.	2Das	unterschriebene	Zeugnis	bzw.	
die	Informationen	über	das	Notenbild	sind	der	Klas-
senleiterin	 oder	 dem	 Klassenleiter	 vorzulegen	 und	
werden	 den	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 spätestens	
am	Schuljahresende	zurückgegeben.

(5)	Hat	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	in	einem	
Unterrichtsfach	keine	hinreichenden	Lei	stungsnach-
weise	 erbracht	 und	 mit	 ausreichender	 Entschuldi-
gung	weder	an	Nachterminen	noch	an	einer	Ersatz-
prüfung	 teilgenommen,	 wird	 an	 Stelle	 	einer		 Note	
eine	 entsprechende	 Bemerkung	 mit	 der	 Folge	 des	
§ 53	Abs.	1	Sätze	3	und	4	aufgenommen.

(6)	 1War	 eine	 Schülerin	 oder	 ein	 Schüler	 gemäß	
§	36	Abs.	3	Satz	1	von	der	Teilnahme	am	Unterricht	
im	Fach	Sport	befr	eit,	erhält	sie	oder	er	an	Stelle	einer	
Note	eine	entsprechende	Bemerkung.	 2Entsprechen-
des	gilt	für	das	Fach	Musische	Erziehung.

(7)	 Bei	 Aussiedlerschülerinnen	 und	 Aussied-
lerschülern	 und	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 mit	
nichtdeutscher	 Muttersprache	 kann	 in	 den	 ersten	
beiden	Jahren	des	Schulbesuchs	in	der	Bundesrepu-
blik	Deutschland	die	Benotung	 im	Fach	Deutsch	 in	
den	Jahrgangsstufen	7	bis	9	durch	eine	allgemeine	
Bewertung	 der	 mündlichen	 und	 schriftlichen	 Aus-
drucks-	 und	 Verständigungsfähigkeit	 ersetzt	 oder	
erläutert	werden.

(8)	1In	das	Jahreszeugnis	is	t	ei	ne	allgemeine	Be-
merkung	im	Sinn	des	Art.	52	Abs. 3	Satz	3	BayEUG	
über	Anlagen,	Mitarbeit	und	Verhalten	der	Schüle-
rin	oder	des	Schülers,	 in	das	Zwischenzeugnis	eine	
Bemerkung	über	Mitarbeit	und	Ve	rhalten	aufzuneh-
men.	2Ordnungsmaßnahmen	werden	nur	aus	b	eson-
derem	 Anlass	 erwähnt.	 3In	 den	 Jahrgangsstufen	 9,	
10	 und	 11	 dürfen	 die	 Zeugnisse	 keine	 Bemerkung	
enthalten,	 die	 den	 Übertritt	 in	 das	 Berufsleben	 er-
schwert.	4Auf	Wunsch	der	Schülerin	oder	des	Schülers	
sind	Tätigkeiten	in	der	Schülermitverantwortung,	als	
Schülerlotse	oder	sonstige	freiwillige	Tätigkeiten	für	
die	Schulgemeinschaft	zu	vermerken.

(9)	1Die	Entscheidung	über	das	Vorrücken	muss	
im	Jahresz		eugni	s	vermerkt	sein.	2In	ein	Jahreszeug-
nis,	das	den	Anforderungen	des	§	52	der	Volksschul-
ordnung	 entspricht,	 trägt	 die	 Wirtschaftsschule	 auf	
Antrag	 folgenden	 Vermerk	 ein:	 „Die	 mit	 diesem	
Zeugnis	 nachgewiesene	 Schulbildung	 schließt	 die	
Berechtigungen	 des		 erfolgreichen	 Hauptschulab-
schlusses	ein.“

(10)	 Die	 Zeugnisse	 w	erden	 von	 der	 Klassenlei-
terin	oder	dem	Klassenleiter	entworfen	und	von	der	
Klassenkonferenz	festgesetzt.

§	61	

Bescheinigung	über	die	Dauer	des	Schulbesuchs

1Verlassen	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 während	
des	Schuljahres	die	Schule	oder	werden	 sie	entlas-
sen,	erhalten	sie	auf	Antrag	für	das	laufende	Schul-
jahr	eine	Bescheinigung	ü	ber	d	ie	Dauer	des	Schul-
besuchs	und	die	bis	zum	Zeitpunkt	des	Ausscheidens	
erzielt	en	 Leistungen.	 2Wenn	 sie	 innerhalb	 der	 letz-
ten	 zwei	Monate	vor	Schuljahresende	ausscheiden,	
erhalten	 sie	 außerdem	 eine	 Bemerkung	 über	 die	
Aussicht	auf	das	Erreichen	des	Ziels	der	Jahrgangs-
stufe.	

Sechster	Teil

Prüfungen

Abschnitt	1

Abschlussprüfung für Schülerinnen und Schü ler 
öffentlicher und staatlich 

anerkannter Wirtschaftsschulen
(vgl.	Art.	54	BayEUG)

§	62	

Prüfungsausschuss

(1)	 1Mitglieder		 des	 Prüfungsausschusses	 sind	
alle	Lehrkräfte,	die	während		des	Schuljahres	in	den	
Abschlussklassen	unterrichtet	haben.	2Die	oder	der	
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Vorsitzende	des	Prüfungsausschusses	kann	weitere	
Lehrkräfte	in	den	Prüfungsausschuss	berufen.

(2)	 1Die	oder	der	Vorsitzende	des	Prüfungsaus-
schusses	hat	 insbesondere	 folgende	Aufgaben	und	
Befugnisse:	2Die	oder	der	Vorsitzende	

1.	 setzt	im	Benehmen	mit	dem	Prüfungsausschuss	
Beginn	und	Zeiteinteilung	der	mündlichen	und	
praktischen	Prüfung	fest,

2.	 kann	 für	 die	 mündliche	 Prüfung	 aus	 den	 Mit-
gliedern	 des	 Prüfungsausschusses	 Unteraus-
schüsse	 mit	 mindestens	 zwei	 fachlich	 zustän-
digen	 Lehrkräften	 bilden.	 Verfügt	 eine	 Schule	
in	 den	 zu	 prüfenden	 Fächern	 nicht	 über	 zwei	
fachlich	 zustän	dige		 Lehrkräfte,	 kann	 eine	 an-
dere	 Lehrkraft	 in	 den	 Unterausschuss	 berufen	
werden,

3.	 ist	berechtigt	und	verpfl	ichtet,	etwaige	Beden-
ken	 gegen	 die	 Benotung	 der	 Prüfungsarbeiten	
dem	 Prüfungsausschuss	 vor	 Beginn	 der	 münd-
lichen	 Prüfung	 darzulegen	 und	 eine	 Entschei-
dung	des	Prüfungsausschusses	herbeizuführen,

4.	 muss	einen	Beschluss	beanstanden,	den	Vollzug	
aussetzen	und	die	Entscheidung	der	Regierung	
herbeiführen,	wenn	sie	oder	er	der	Auffassung	
ist,	dass	der	Beschluss	gegen	Rechts-	oder	Ver-
waltungsvorschriften	verstößt,

5.	 hat	das	Recht,	 in	die	Prüfungsvorgänge	einzu-
greifen	und	selbst	Fragen	zu	stellen,

6.	 erledigt	 alle	 Prüfungsangelegenheiten,	 die	
durch	die	Schulordnung	nicht	ausdrücklich	dem	
Prüfungsausschuss,	 dem	 Unterausschuss	 oder	
den	Prüferinnen	und	Prüfern	zugewiesen	sind.

(3)	 1Die	 Regierung	 kann	 für	 jede	 öffentliche	
oder	 staatlich	 anerkannte	 Schule	 eine	 Vorsitzende	
oder	 einen	 Vorsitzenden	 des	 Prüfungsausschusses	
bestellen.	 2Diese	oder	dieser	hat	folgende	zusätzli-
che	Befugnisse:

1.	 Sie	oder	er	kann	auch	Lehrkräfte	anderer	Schulen	
in	den	Prüfungsausschuss	berufen.

2.	 Sie	oder	er	kann	die	Jahresfortgangsnoten	sowie	
die	 Bewertung	 der	 von	 den	 Schülerinnen	 und	
Schülern	 während	 	des	 	Schuljahres	 erbrachten	
schriftlichen	und	praktischen	Leistungsnachweise	
sowie	der	schriftlichen	und	praktischen	Prüfungs-
arbeiten	überprüfen	und	nach	Anhö	rung	des	Prü-
fungsausschusses	die	Bewertung	der	schriftlichen	
und	praktischen	Prüfungsarbeiten	ändern.	Ände-
rungen	der	Bewertung	werden	auf	der	Arbeit	und	
in	 der	 Niederschrift	 über	 die	 Abschlussprüfung	
vermerkt.

(4)	 1Der	 Prüfungsausschuss	 entscheidet	 mit	 ein-
facher			Mehrheit	und	in	Anwesenheit	von	mindestens	
zwei	 Dritteln	 der	 Mitglieder.	 2Stimmenthaltung	 ist	

nicht	zulässig.	3Bei	Stimmengleichheit	entscheidet	die	
Stimme	der	oder	des	Vorsitzenden.

(5)	 1Die	 Unterausschüsse	 entscheiden	 in	 Anwe-
senheit	 von	 mindestens	 zwei	 Mitgliedern.	 2Im	 Übri-
gen	gilt	Abs.	4	entsprechend.

(6)	 1 Von	einer	Prüfungstätigkeit	 ist	ausgeschlos-
sen,	 wer	 das	 Sorge	rech	t	 über	 die	 Schülerin	 oder	
den	 Schüler	hat	 oder	 zu	 ihr	 oder	 ihm	 in	 nahen	 per-
sönlichen	 oder	 wirtschaftlichen	 Beziehungen	 steh	t.	
2 Kommt	ein	derartiger	Ausschluss	i	n	Betracht,	ist	dies	
bis	spätestens	1.	November	des	der	Abschlussprüfung	
v	orau	sgehenden	Jahres	der	Regierung	zu	melden,	die	
eine	Sonderregelung	treffen	kann.

(	7)	1Über	Aufgabenstellung,	Verlauf	und	E	rgeb	nis	
der	Prüfung	ist	eine	Niederschrift	zu	fertigen.	2Für	den	
Prüfungsausschuss	 und	 die	 Unterausschüsse	 bestim-
men	die	Vorsitzenden	je	ein	Mitglied	als	Schriftführerin	
oder	Schriftführer.	3Die	Niedersch	rift	wird	von	der	oder	
dem	 Vorsitzenden	 und	 der	 Schriftführerin	 oder	 dem	
Schriftführer	 unterzeichnet.	 4Der	 Niederschrift	 wird	
ein	Verzeichnis	beigegeben,	das	die	von	allen	Schüle-
rinnen	und	Schülern	in	den	einzelnen	Fächern	in	der	
schriftlichen,	 praktischen	 und	 mündlichen	 Prüfung	
und	 im	 Jahresfor	tgang	 erzielten	 Noten	 einschließlich	
der	Prüfungsnoten	und	Gesamtnoten	enthält.

§	63	

Festsetzung	der	Jahresfortgangsnoten

1Vor	 Beginn	 d	er	 schriftlichen	 Abschlussprüfung	
setzt	die	Klassenkonferenz	die	Jahresfortgangsnoten	
fest.	 2Diese	 werden	 den	 Schüleri	nnen	 und	 Schülern	
vor	der	schriftlichen	Prüfung	mitgeteilt.	3Schülerinnen	
und	Schüler,	denen	bereits	auf	Grund	der	Jahresfort-
gangsnoten	 das	 Abschlusszeugnis	 zu	 versagen	 ist,	
können	auf	Antrag	von	der	Abschlussprüfung	befreit	
werden.

§	64	

Schriftliche	Prüfung

(1)	1Die	schriftliche	Prüfung	erstreckt	sich		auf	den	
gesamten	Lehrs		toff	folgender	Fächer:

1.	 in	der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschaftsschule	auf	
die	 Fächer	 Deutsch,	 Englisc	h,	 Betriebswirtschaft	
sowie	 in	der	Wahlpfl	ichtfächergruppe	H	auf	das	
Fach	Rechnungswesen		und	in	der	Wahlpfl	ichtfä-
chergruppe	M	auf	das	Fach	Mathematik,

2.	 in	der	zweistufi	gen	Wirtschaftsschule	auf	die	Fä-
cher	 Deutsch,	 Englisch,	 Betriebswirtschaft	 und	
Rechnungswesen.

	
2In	den	Fällen	des	§ 42	Abs.	5	k																	ann		an	die	Stelle	von	
Englisch	die	Ersatzfremdsprache	treten.

(2)	 1Die	Arbeitszeit	beträgt	 im	Fach	Deutsch	240	
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Minuten,	 im	 Fach	 Mathematik	 180	 Minuten	 und	 in	
den	Fächern	Englisch	sowie	Betriebswirtschaft	je	105	
Minuten.	 2Die	 Arbeitszeit	 im	 Fach	 Rechnungswesen	
beträgt	 im	 theoretischen	 Prüfungsteil	 120	 Minuten	
und	im	praktischen	Prüfungsteil	60	Minuten.

(3)	1Das	Staatsministerium	stellt	einheitliche	Auf-
gaben.	 2Bei	mehreren	zur	Wahl	gestellten		Aufgaben	
trifft	die	oder	der	Vorsitzende	des	Prüfungsausschus-
ses	im	Benehmen	mit	den	fachlich	zus	tänd	igen	Lehr-
kräften	 des	 Prüfungsausschusses	 am	 Prüfungstag	
oder	 an	 dem	 vom	 Staatsministerium	 angegebenen	
Datum	 die	 Wahl,	 soweit	 dies	 nicht	 nach	 den	 Festle-
gunge	n	des	Staatsministeriums	den	Schülerinnen	und	
Schülern	überlassen	bleiben	soll.	3Bei	Parallelklassen	
können	 für	 jede	 Klasse	 verschiedene	 A	ufga	ben	 ge-
wählt	 werden.	 4Gleiche	 Aufgaben	 sind	 zur	 gleich	en	
Zeit	zu	bearbeiten.

(4)	 Die	 vom	 Staatsministerium	 zugelassenen	
Hilfsmittel	 werden	 den	 Schülerinnen	 und	 Schülern	
rechtzeitig	mitgeteilt.

(5)	1Während	der	Prüfung	führen	mindestens	zwei	
Lehrkräfte	die	Aufsicht.	2Die	Schülerinnen	und	Schü-
ler	 dürfen	 den	 Prüfungsraum	 während	 der	 Prüfung	
nur	mit	Erlaubnis	einer	Aufsicht	führenden	Lehrkraft	
verlassen;	die	Erlaubnis	kann	jeweils	nur	einer	Schü-
lerin	oder	einem	Schüler	erteilt	werden.

§	65	

Mündliche	Prüfung

(1)		 1Im	 Fach	 Englisch	 fi	ndet	 	eine	 verpfl	ichten-
de	 mündliche	 P	rüfung	 nach	 Maßgabe	 näherer	 Be-
stimmungen	 des	 Staatsministeriums	 statt.	 2Abs.	 2	
bis	4	fi	nden	 für	die	Prüfung	 im	Fach	Eng	lisc	h	keine	
Anwendung.	 3Wurde	 statt	 dem	 Fach	 Eng	lisch	 eine	
Ersatzfremdsprache		genehmigt,	fi	ndet	 in	der	Ersatz-
fremdsprache	 keine	 verpfl	ichtende	 mündliche	 Prü-
fung	statt.

(2)	 1Schülerinnen	 und	 Schüler	 können	 sich	 frei-
willig	der	mündlichen	Prüfung	unterziehen

1.	 in	einem	Fach	der	schriftlichen	Prüfung	(§ 64	Abs.	
1,	außer	im	Fach	Englisch		),	w	enn	sich	die	Noten	
der	schriftlichen	Prüfung	und	des	Jahresfortgangs	
um	 eine	 Stufe	 unterscheiden	 und	 nach	 Auffas-
sung	 des	 Prüfungsau	sschusses	 die	 schlechtere	
Note	als	Gesamtnote	festzusetzen	wäre,

2.	 in	 einem	 sonstigen	 Vorrückungsfach,	 wenn	 die	
Leistungen	mit	der	Jahresfortgangsnote	5	oder	6	
bewertet	worden	sind.

2Hat	der	Prüfungsausschuss	einen	Aus	glei	ch	zwischen	
den	 Gesamtnoten	 verschiedener	 Fächer	 herbeige-
führt,	entfällt	in	diesen	Fächern	die	Möglichkeit	einer	
freiwilligen	mündlichen	Prüfung.

(3)	Schülerinnen	und	Schüler	haben	sich	-	ausge-

nommen	im	Fach	Englisch	-	der	mündlichen	Prüfung	
zu	unterziehen,	wenn	nach	den	besonderen	Umstän-
den	des	Falles	der	Leistungsstand	nach	dem	Urteil	des	
Prüfungsausschusses	durch	die	Jahresfortgangsnoten	
und	die	Noten	der	schriftlichen	Prüfung	nicht	geklärt	
erscheint,	 es	 sei	 denn,	 der	 Prüfungsausschuss	 fü	hrt	
bereits	 von	 sich	 aus	 einen	 Ausgleich	 zwischen	 den	
Gesamtnoten	herbei.

(4)	 1Der	Prüfungsausschuss	stellt	 fest,	ob	die	Vo-
raussetzungen	für	die	Teilnahme	an	der	mündlichen	
Prüfung	 vorliegen.	 2S	teht	 fest,	 dass	 das	 Abschluss-
zeugnis	 zu	 versagen	 ist,	 kann	 von	 mündlichen	 Prü-
fungen	abgesehen	werden.

(5)	 Der	 Zeitplan	 für	 die	 mündliche	 Prüfung	 soll	
den	Schülerinnen	und	Schülern	spätestens	zwei	Tage	
vor	der	Prüfung	bekanntgegeben	werden.

(6)	1Die	mündliche	Prüfung	ist	-	ausgenommen	im	
Fach	 Englisch	 -	 eine	 Einzelprüfung;	 diese	 erstreckt	
sich	auf	den	gesamten	Lehrstoff	des	Fachs	unter	be-
sonderer	 Berücksichtigung	 der	 Jahrgangsstuf	e	 10		
der	drei-	und	vierstufi	gen	Wirtschaftsschule	oder	der	
Jahrgangsstufe	11	der	zweistufi	gen	Wirtschaftsschu-
le.	 2Im	 Fach	 	Englisch	 fi	ndet	 die	 mündliche	 Prüfung	
als	Gruppenprüfung	mit	höchstens	drei	Prüfungsteil-
nehmerinnen	 oder	 Pr	üfungsteilnehmern	 statt;	 diese	
erstreckt	sich	auf	den	gesamten	Lehrstoff	des	Fachs.	
3Die	 mündliche	 Prüfung	 wird	 im	 Fach	 Englisch	 von	
mindestens	 zw	ei	 L	ehrkräften	 mit	 der	 Lehramtsbefä-
higung	für	Englisch	abgenommen;	in	den	übrigen	Fä-
chern	wird	die	mündliche	Prüfung	 in	der	Regel	von	
der	 Lehrkraft	 abgenommen,	 die	 in	 der	 Abschluss-
klasse	den	Unterricht	erteilt	hat.	4Die	mündliche	Prü-
fung	 dauert	 im	 Fach	 Englisch	 bei	 drei	 Prüfungsteil-
nehmerinnen	 oder	 Prüfungste	ilnehmern	 mindestens	
20	Minuten,	bei	 zwei	Prüfungsteilnehmerinnen	oder	
Prüfungs	teilnehmern	mindestens	15	Minuten;	in	den	
übrigen	Fächern	dauert	sie	je	Fach	mindestens	10	Mi-
nuten.	5Die	übrigen	Mitglieder	des		Prüfungsausschus-
ses	oder	Unterausschusses	sind	berechtigt,	Fragen	zu	
stellen.	 6Das	 Fach	 Textverarbeitung	 kann	 nicht	 Ge-
genstand	der	mündlichen	Prüfung	sein.

§	66	

Praktische	Prüfung

(1)	 1Die	 praktische	 Prüfung	 in	 Textverarbeitung	
und	 in	 Rechnungswesen	 wird	 im	 letzten	 Drittel	 des	
Sch	uljahres	 durchgeführt.	 2Wird	 der	 Unterricht	 in	
Textverarbeitung	 im	 ersten	 Halbjahr	 zusammenge-
fasst,	wird	die	Prüfung	zu	Beginn	des	zweiten	Halb-
jahres	durchgeführt.

(2)	§ 64	Abs.	5	gilt	entsprechend.

(3)	 1Im	 Fach	 Rechnungswesen	 bildet	 die	 prak-
tische	 Prüfung	 einen	 Teil	 der	 schriftl	ichen	 Prüfung	
nach	§ 64;	für	den	theoretischen	und	den	praktischen	
Prüfungsteil	wird	jeweils	eine	Teilnote	g	ebildet.	 2Bei	
Bildung	der	Note	der	schriftlichen	Prüfung	zählt	die	
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Note	 des	 theoretischen	 Prüfungsteils	 zweifac		h	 un	d	
die	Note	des	praktischen	Prüfungsteils	einfach.

§	67	

Bewertung	der	Prüfungsleistungen

(1)	1Die	schriftlichen	und	pra	ktischen	Prüfungsar-
beiten	werden	je	von	zwei	Mitgliedern	des	Prüfungs-
ausschusses	 bewertet,	 die	 die	 oder	 der	 Vorsitzende	
des	Prüfungsausschusses	 	bestimmt.	 2Kommt	eine	Ei-
nigung	 nicht	 z	usta	nde,	 wird	 die	 Note	 von	 der	 oder	
dem	Vorsitzenden	oder	von	einer	Prüferin	oder	einem	
Prüfer	 festgesetzt;	 diese	 Prüferin	 oder	 dieser	 Prüfer	
wird	von	der	oder	dem	Vorsitzenden	bestimmt.	 3Die	
Bewertungen		sind	zu	unterzeichnen;	im	Fach	Deutsch	
sowie	bei	Abweichungen	sind	sie	kurz	zu	begründen.	
4Im	Übrigen	gelten	§ 50	Abs.	1	Sätze	3	und 4	entspre-
chend.

(2)	Die	Leistungen	in	der	mündlichen	Prüfung	be-
wertet	d	er	z	uständige	Ausschuss.

(3)	 Die	 Ergebnisse	 der	 schriftlichen,	 praktischen	
und	 mündlichen	 Prüfung	 werden	 den	 Schülerinnen	
und	Schülern	bekanntgegeben.

§	68	

Festsetzung	des	Prüfungserg	ebnisses

(1)	 1Nach	 Abschluss	 der	 mündlichen	 Prüfungen	
setzt	der	Prüfungsausschuss	die	Gesamtnoten	fest.	

(2)	 1Bei	 der	 Bildung	 der	 Prüfungsnote	 zählt	 die	
Note	 der	 schriftlichen	 Prüfung	 zweifach,	 die	 Note	
der	 mündlichen		 Prüfung	 einfach.	 2Bei	 der	 Bildung	
der	Prüfungsnote	im	Fach	Englisch	zählt	abweichend	
von	Satz	1	die	Note	de	r	schriftlichen	Prüfung	dreifach	
und	 die	 Note	 der	 mündlichen	 Prüf	ung	 einfach.	 3Die	
Bildung	der	Prüfungsnote	in	Textverarbeitung	richtet	
sich	nach	den		Bestimmungen	des	Staatsministeriums	
für	 die	 Prüfung	 in	 Textverarbeitung	 an	 den	 bayeri-
schen	Wirtschaftsschulen.	

(3)	1Die	Gesamtnote	wird	in	Prüfungsfächern	aus	
der	Jahresfortga	ngsn	ote	und	der	Prüfungsnote	ermit-
telt.	 2Die	 Jahresfortgangsnote	 und	 die	 Prüfungsnote	
sind	 gleichwertig.	 3Bei	 eine	m	 Durchschnitt	 von	 n,	 5	
gibt	 jedoch	 die	 Prüfungsnote	 den	 Ausschlag,	 es	 sei	
denn,	 die	 Jahresfortgangsnote	 entspricht	 nach	 	dem	
Urteil	 des	 Prüfungsausschusses	 der	 Gesamtleistung	
der	Schülerin	oder	des	Schülers	in	dem	betreffenden	
Fach	mehr	als	die	Prüfungsnote.	4Beruht	die	Prüfungs-
note	allein	auf		einer	mündlichen	Prüfung,	gibt	in	der	
Regel	die	Jahresfortgangsnote	den	Ausschlag.	5In	Fä-
chern,	 die	 nicht	 Gegenstand	 der	 Abschlussprüfung	
sind,	gilt	die	Jahresfortgangsnote	als	Gesamtnote.

	(4)	1Auf	Grund	der	Gesamtnoten	entscheidet	der	
Prüfungsausschuss	über	das	Bestehen	der	Abschluss-
prüfung.		2Sie	ist	nicht	bestanden	bei

1.	 Gesamtnote	6	 in	einem	Vorrückung	sfach,	 sofern	
nicht	Notenausgleich	nach	§ 69	gewährt	wird,

2.	 Gesamtnote	5	in	zwei	Vorrückungsfächern,	sofern	
nicht	Notenausgleich	nach	§ 69	gewährt	wird,

3.	 Gesamtnote	6	im	Fach	Deutsch.

(5)	1Scheidet	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	spä-
ter	als	zwei	Monate	vor	Beginn	de	r	schriftlichen	Prü-
fung	aus	der	Schule	aus,	gilt	die	Abschlussprüfung	als	
abgelegt	und	nicht	bestanden.	2Bei	einem	Wiedere	in-
tritt	 in	die	Jahrgangsstufe	10	der	drei-	und	vierstufi	-
gen	Wirtschaftsschule	oder	 in	die	Jahrgangsstufe	11	
d	er	z	weistufi	gen	Wirtschaftsschule	gilt	die	Schülerin	
oder	 der	 Schüler	 als	 Wiederholungsschülerin	 oder	
Wieder	holungsschüler.

§	69	

Notenausgleich

(1)	1Schülerinnen	und	Schülern	mit	Gesamtnote	6	
in	einem	Vorrückungsfach	oder	Gesamtnote	5	in	zwei	
Vorrückungsfächern	wird	bei

1.	 Gesamtnote	1	in	einem	Vorrückungsfach	oder

2.	 Gesamtnote	2	in	zwei	Vorrückungsfächern	oder

3	.	 mi	ndestens	Gesamtnote	3	in	vier	Vorrückungsfä-
chern

Notenausgleich	gewährt.	2Notenausgleich	ist	aus-
geschlossen	bei	Gesamtnote	6	im	Fach	Deutsch	sowie	
bei	 Schülerinnen	 und	 Schülern,	 die	 nebe	n	 der	 Ge-
samtnote	6	 in	einem	Vorrückungsfach	oder	Gesamt-
note	5	in	zwei	Vorrückungsfächern	in	einem	weiteren	
Vorrückungsfach	 Gesamtnote	 5	 oder	 6	 erhalten	 ha-
ben.

(2)	 Konnte	 wegen	 Unterrichtsausfalls	 in	 einem	
Vorrückungsfach	 eine	 Gesamtnote	 nicht	 festgesetzt	
werden,	 entscheidet	 der	 Prüfu		ngsausschuss,	 ob	 die-
ses	 Fach	 unter	 Berücksichtigung	 der	 letzten	 Jahres-
fortgangsnote	 zum	 Notenausgleich	 herangezogen	
werden	kann.

§	70	

Abschlusszeugnis

(1)	1Der	Wirtschaftsschulabschluss	wird	durch	ein	
Zeugnis	nach	dem	vom	Staatsministerium	herausge-
gebenen	Muster	nachgewiesen.	2§ 60	Abs.	1	Sätze 2	
und	3,	Ab	s.	6	sowie	Abs.	8	Satz	4	über	das	Jahreszeug-
nis	gelten	entsprechend.

(2)	 1Das	 Abschlusszeugnis	 soll	 eine	 allgemeine	
Beurteilung	 der	 Schülerin	 oder	 des	 Schülers	 enthal-
ten,	 die	 von	 der	 Klassenkonferenz	 vorgeschlagen	
wird.	2§	60	Abs.	8	Satz	3	gilt	entsprechend.
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(3)	1Auf	Antrag	w	ird	in	das	Abschlusszeugnis	die	
Note	eines	Fachs,	das	vor	der	letzten	Jahrgangsstufe	
abgeschlossen	 wurde,	 mit	 folgender	 Fußnote	 über-
nommen:	 „Die	 Note	 wurde	 aus	 dem	 Jahreszeugnis	
der	 Jahrgangsstufe	 ...	 übernommen.“	 2Die	 aus	 frü-
heren	 Jahrgangsstufen	 übernomme	nen	 Noten	 blei-
ben	bei	der	En	tsch	eidung	über	das	Bestehen	der	Ab-
schlussprüfung	außer	Betracht.

(4)	 Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die	 sich	 der	 Ab-
schlussprüfung		ohne	Erfolg	unterzogen	haben,	erhal-
ten	ein	Jahreszeugnis,	das	die	Leistungen	im	Schuljahr	
ohne	Einbezieh	ung	der	Leistungen	der	Abschlussprü-
fung	und	folgende	Bemerkung	enthält:	„Die	Schüle-
rin/Der	Schüler	hat	 sich	der	Abschlussprüfung	ohne	
Erfolg	unterzogen.“

(5)	 Über	 die	 Zeugnisse	 nach	 Abs.	 1	 und	 4		 be-
s	chließt	der	Prüfungsausschuss.

§	71	

Wiederholung	der	Abschlussprüfung

(1)	1Die	Abschlussprüfung	darf	zur	Notenverbes-
serung	einmal	wiederholt	werden.	2Will	die	Schülerin	
oder	 der	 Schüler	 zu	 diesem	 Zweck	 die	 letzte	 Jahr-
gangsstuf	e	 wiederholen,	 darf	 dies	 grundsätzlich	 nur	
im	 unmittelbar	 folgenden	 Schuljahr	 geschehen	 und	
bedarf	dies	der	Genehmigung	der	Schulleiterin	oder	
	des	Schulleiters.	

(2)	Die	Genehmigung	nach	Art.	54	Abs.	5	Satz	2	
BayEUG	erteilt	die	Regierung.

(3)	1Freiwillige	Wiederholerinnen	und	Wiederholer	
der	 Abschlussprüfung,	 die	 die	 letzte	 Jahrgangsstufe	
nicht	noch	einmal	besuchen,	 sind	keine	anderen	Be-
werberinnen	 und	 Bewerber	 gemäß	 §§	 75	 ff.	 2Bei	 der	
Festsetzung	des	Prüfungserge	bnisses	gilt	§	68	entspre-
chend;	 zur	 Bildung	 der	 Gesamtnote	 wird	 die	 Jahres-
fort	gangsnote	der	im	Vorjahr	besuchten	Jahrgangsst	u-
fe	herangezogen.

§	72	

Verhinderung	an	der	Teilnahme

(1)	Erkrankungen,	die	die	Teilnahme	einer	Schü-
lerin	 oder	 eines	 Schülers	 an	 der	 Abschlussprüfung	
verhindern,	sind	unverzüglich	durch	ärztliches	Zeug-
nis	nachzuweisen;	die	Schule	kann	die	Vorlage	eines	
schulärztlichen	Zeugnisses	verlangen.

(2)	Hat	 sich	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	der	
Prüfung	oder	einem	Prüfungsteil	unterzogen,	können	
nachträglich	gesundheitliche	Gründe,	denen	zufolge	
die	Prüfungsleistung	nicht	gewertet	werden	soll,	nicht	
anerkannt	werden.

(3)	Versäumt	eine	Schülerin	oder	ein	Schüler	eine	
schriftliche,	mündliche	oder	praktische	Prüfung,	wird	

die	Note	6	erteilt,	es	sei	denn,	sie	oder	er	hat	das	Ver-
säumnis	nicht	zu	vertreten.

§	73	

Nachholung	der	Abschlussprüfung

(1)	 1Schülerinnen	 und	 Schüler,	 die		 an	 der	 Ab-
schlussprüfung	 in	 allen	 oder	 e	inzelnen	 Fächern	 aus	
von	ihnen	nicht	zu	vertretenden	Gründen	nicht	teilneh-
men	konnten,	können	die	Abschlussprüfung	oder	die	
nicht	abgelegten	Teile	der	Prüfung	mit	Genehmigung	
der	oder	des	Vorsitzenden	des	Prüfungsausschusses	zu	
einem	späteren	Z	eitpunkt	-	spätestens	ein	halbes	Jahr	
nach	 Abschluss	 des	 letzten	 Prüfungsteiles	 -	 nachho-
len.	2Den	Zeitpunkt	für	die	Nachholung	bestimmt	die	
Regierung.	3Diese	kann	eine	Schule	ihres	Aufsichtsbe-
zirks	mit	der	Abnahme	der	Prüfung	beauftr	agen.

(2)	1Die	Aufgaben	der	schriftlichen	Prüfung	stellt	
die	Regierung.	2Die	Regierungen	können	hierbei	zu-
sammenwirken.

§	74	

Unterschleif

(1)	 1Bedient	 sich	 eine	 Schülerin	 oder	 ein	 Schüler	
u	nerlaubter	Hilfe	oder	macht	sie	oder	er	den		Vers	uch	
dazu	(Unterschleif),	wird	die	Arbeit	abgenommen	und	
die	Note	6	erteilt.	2Als	Versuch	gilt	auch	die	Bereithaltung	
nicht	 zugelassener	 Hilfsmittel	 nach	 Beginn	 der	 Prü-
fung.	3Ebenso	kann	verfahren	werden,	wenn	die	Hand-
lungen	zu	fremdem	Vorteil	unternommen	werden.

(2)	In	schweren	Fällen	wird	die	Schülerin	oder	der	
Schüler	von	der	Prüfung	ausgeschlossen;	diese	gilt	als	
nicht	bestanden.

(3)	 1Wird	 ein	 Tatbestand	 nach	 A	bs.	 1	 erst	 nach	
Abschluss	 der	 Prüfung	 bekannt,	 ist	 die	 betr	effende	
Prüfungsleistung	 nachträglich	 mit	 Note	 6	 zu	 bewer-
ten	 und	 das	 Gesamtprüfungsergebni	s	 en	tsprechend	
zu	 berichtigen.	 2In	 schweren	 Fällen	 ist	 die	 Prüfung	
	als	nicht	bestanden	zu	erklären.	3Ein	unrichtiges		Prü-
fungszeugnis	ist	ein	zuzi	ehen.

(4)	Die	Entscheidung	trifft	der	Prüfungsausschuss.

Abschnitt	2	

Abschlussprüfung für andere Bewerberinnen und 
Bewerber

§	75	

Allgemeines

(1)	Bewerberinnen	und	B	ewerber,	die	an	der	von	
ihnen	 besuchten	 Schule	 den	 Wirtschaftsschulab-
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schluss	oder	einen	anderen	mi	ttleren	Schulabschluss	
gemäß	Art. 25	Abs.	1	Satz	2	BayEUG	nicht	erlangen	
können	oder	die	ke	iner	Schule	angehören,	können	als	
andere	Bewerberinnen	und	Bewerber	zur	Abschluss-
prüfung	an	einer	öffentlichen	Wirtschaftsschule		zug	e-
lassen	werden.

(2)	 Die	 Bewerberinnen	 und	 Bewerber	 dürfen	 im	
Fach	 Englisch	 unmittelbar	 vor	 der	 schriftlichen	 Prü-
fung	 einige	 Unterrichtsstunden	 in	 einer	 Abschluss-
klasse	besuchen.

(3)	Es	gelten	die	Bestimmungen		der	§§ 62	bis	74,	
soweit	nachfolgend	nichts	anderes	bestimmt	ist.

§	76		

Zulassung

(1)	 Die	 Zulassung	 ist	 bis	 spätestens	 1.		 März	 bei	
der	öffentlichen	Wirtschaftsschule	zu	bean		tragen,	an	
der	die	Prüfung	abgelegt	werden	soll.

(2)	Dem	Antrag	sind	beizufügen:

1.	 der	 Geburt	sschein	 oder	 die	 Geburtsurkunde	 in	
beglaubigter	Abschrift,

2.	 ein	 Lebenslauf,	 der	 die	 Daten	 des	 Schulbesuchs	
lückenlos	enthalten	muss,

3.	 das	letzte	Jahreszeugnis	und	gegebenenfalls	eine	
Bescheinigung	über	den	Schulbesuch	der	zuletzt	
besuchten	Schule,

4.	 eine	 Erklärung,	 ob	 und	 gegebenenfalls	 wann	
und	mit	welchem	Ergebnis	die	Bewerberin	oder	
der	Bewerber	schon	einma	l	die	Prüfung	zu	einem	
mittleren	 Schulabschluss	 abgelegt	 und/oder	 ob	
sich	die	Bewerberin	oder	der	Bewerber	zur	glei-
chen	oder	einer	entsprechenden	Prüfung	bereits	
an		einer	anderen	Stelle	gemeldet	hat,

5.	 eine	verbindliche	Erklärung	über	die	Wahlpfl	icht-
fächergruppe	u	nd	die	gemäß	§ 78	Ab	s.	1	Nrn.	3	
und	4	gewählten	Prüfungsfächer,

6.	 eine	Erklärung,	aus	der	hervorgeht,	wie	sich	die	
Bewerberin	oder	der	Bewerber	 in	den	einzelnen	
Fä	chern	 vorbereitet	 und	 welche	 Lehrbücher	 sie	
oder	er	dabei	benutzt	hat.

(3)	Die	Zulassung	 ist	zu	versagen,	wenn	die	Be-
werberin	oder	der	Bewerber

1.	 die	 Prüfung	 früher	 ablegen	 würde,	 als	 dies	 bei	
ordnungsgemäßem	Wirtschaftsschulbesuch	mög-
lich	wäre,

2.	 die	 Prüfung	 zu	 einem	 mittleren	 Schulabschluss	
bereits	 wiederholt	 hat	 (hierzu	 zählen	 auch	 Wie-

derholungsprüfungen	 in	 anderen	 Ländern	 der	
Bundesrepublik	Deutschland)	oder

3.	 an	einer	anderen	Stelle	zu	einer	entsprechenden	
Prüfung	 zugelassen	 wurde,	 diese	 Prüfung	 aber	
noch	nicht	abgeschlossen	ist.

(4)	Die	Zulassung	kann	versagt	werden,	wenn	die	
Bewerberin	oder	der	Bewerber

1.	 die	Zulassung	nicht	fristgemäß	beantragt	oder

2.	 nicht	die	notwendigen	Unterlagen	oder	Erklärun-
gen	vorlegt.

(5)	1Über	die	Zulassung	entscheidet	die	oder	der	
Vorsitzende	des	Prüfungsausschusses	schriftlich.	2Die	
Regierung	 kann	 die	 Bewerberin	 oder	 den	 Bewerber	
einer	 anderen	 öffentlichen	 Wirtschaftsschule	 zuw	ei-
sen,	wenn	die	Zahl	anderer	Bewerberinnen	und	Be-
werber	die	Schule	unzumutbar	belasten	würde.

(6)	Die	Bewerberinnen	und	Bewerber	haben	beim	
Antritt	zur	Prüfung	und	auf	Verlangen	auch	während	
der	Prüfung	ihren	amtlichen	Lichtbildausweis	vorzu-
zeigen.

§	77	

Schriftliche	und	praktische	Prüfung

(1)	Die	schriftliche	Prüfung	erstreckt	sich	auf	die	
Fächer	gemäß	§	64	Abs.	1,	die	praktische	Prüfung	auf	
die	Fächer	gemäß	§	66	Abs.	1.	

(2)	1Die	Bewerberinnen	und	Bewerber	können	in	
den	 Fächern	 	der	 schriftlichen	 Prüfung	 mit	 Ausnah-
me	 des	 Fachs	 Englisch	 zusätzlich	 in	 die	 mündliche	
Prüfung	verwiesen	werden	oder	 sich	 freiwillig	einer	
mündlichen	Prüfung	unterziehen.	2Der	Antrag	zu	ei-
ner	frei	will	igen	mündlichen	Prüfung	ist	spätestens	am	
Tag	nach	Bekanntgabe	des	Ergebnisse	s	de	r	schriftli-
chen		Prüfung	einzureichen.	

§	78	

Mündliche	Prüfung

(1)	1Die	mündliche	Prüfung	erstreckt	sich	auf	

1.	 das	Fach	Englisch,

2.	 das	Fach	Volkswirtschaft,

3.	 ein	Wahlpfl	ichtfach	bzw.	ein	weiteres	Pfl	ichtfach	
und	

4.	 ein	 weiteres	 Vorrückungsfach	 der	 letzten	 Jahr-
gangsstufe.

2In	 höchstens	 zwei	 Fächern,	 in	 denen	 gemäß	 Satz  1	
Nrn.	2	bis	4	eine	mündliche	Prüfung	abgelegt	wurde,	
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fi	ndet	auf	Antrag	der	Prüfungsteilnehmerin	oder	des	
Prüfungsteilnehmers	eine	schriftliche	Prüfung	im	Um-
fang	einer	Schulaufgabe	statt.

(2)	1Die	mündliche	Prüfung	erstreckt	sich	auf	den	
Stoff	 der	 letzten	 Ja	hrgangsstufe	 und	 dauert	 je	 Fach		
min	destens	15	Minuten.	2Bei	der	mündlichen	Prüfung	
soll,	unbeschadet	der	notwendigen	Behandlung	ande-
rer	Stoffgebiete,	auch	auf	Lehrplanthemen	der	letzten	
Jahrgangsstufe	eingegangen	werden,	mit	denen	sich	
die	Bewerberin	oder	der	Bewerber	besonders	gründ-
lich	beschäftigt	hat.	 3Mindestens	die	Hälfte	der	Prü-
fungszeit	muss	den	anderen	Stoffgebieten	des	Lehr-
plans	vorbehalten	bleiben.

(3)	Abweichend	von	Abs.	2	gelten	für	die	mündli-
che	Prüfung	im	Fach	Englisch	§ 65	Abs.	6	Sätze	2	und	
3	Halbsatz	1,	Satz	4	Halbsatz	1	entsprechend.

§	79	

Festsetzung	des	Prüfungsergebnisses

(1)	1Die	Zeugnisnoten	erg	eben	sich	ausschließlich	
aus	den	in	der	Prüfung	erbrachten	Leistungen.	2Wird	
in	einem	Fach	schriftlich	und	mündlich	geprüft,	zählt	
die	Note	der	schriftlichen	Prüfung	zweifach,	die	Note	
der	 praktischen	 Prüfung	 und	 der	 mündlichen	 Prü-
fung	 jeweils	 einfach.	 3D	ie	 Bildung	 der	 Prüfungsnote	
in	Textverarbeitung	richtet	sich	nach	den	Bestimmun-
gen	 des	 Staatsministeriums	 für		 die	 Prüfung	 in	 Text-
verarbeitung	an	den	bayerischen	Wirtschaftsschulen.	
4In	den	Fällen	der	§	77	Abs.	2	Satz	1,	§	78	Abs.	1	Satz	
2	ergibt	sich	die	Zeugnisnote	aus	den	gleichgewichte-
ten	Noten	der	mündli		chen		und	schriftlichen	Prüfung;	
im	Zweifel	überwiegt	die	schriftliche	Prüfung.

(2)	 1Bewerberinnen		 und	 Bewerber,	 welche	 die	
Abschlussprüfung	 nicht	 bestanden	 haben,	 erhalten	
auf	 Wunsch	 eine	 Bescheinigung	 hierüber.	 2Auf	 An-
trag	 entscheidet	 der	 Prüfungsausschuss	 darüber,	 ob	
und	 gegebenenfal	ls	 für	 welche	 Jahrgangsstufe	 die	
nichtbestandene	 Abschlussprüfung	 als	 bestandene	
Aufnahmeprüfung	in	eine	Wirtschaftsschule	gewertet	
werden	kann.

(3)	 1Tritt	eine	Bewerberin	oder	ein	Bewe	rber	vor	
der	Prüfung	im	fünften	Fach	zurück,	gilt	die	Prüfung	
als	nicht	abgelegt.	 2Bei	einem	Rücktritt	nach	diesem	
Zeitpunkt	gilt	die	Prüfung	als	abgelegt	und	nicht	be-
standen,	es	sei	denn,	der	Rücktritt	erfolgt	aus	Gr	ün-
de	n,	die	die	Bewerberin	oder	der	Bewerber	nicht	zu	
vertreten	hat.

(4)	 Wurde	 die	 Zulassung	 zur	 Abschlussprüfung	
durch	Täuschung	erlan	gt,	ist	nach	§ 74	zu	verfahren.

§	80	

Zusätzliche	Regelungen	
für	Schülerinnen	und	Schüler	

staatlich	genehmigter	Ersatzschulen

(1)	Anträge	mehrerer	Bewerberinnen	und	Bewer-
ber,	 die	 gemeinsam	 an	 einer	 staatlich	 genehmigten	
E	rsat	zschule	 unterrichtet	 werden,	 sollen	 von	 dieser	
Schule	bei	der	prüfenden	öffentlichen	Schule	gesam-
melt	eingereicht	werden.
	

(2)	Die	Abschlussprüfung	 ist	 in	den	Räumen	der	
staatlich	 genehmigten	 Ersatzschule	 abzunehmen,	
wenn	diese	dafür	geeignet	sind	und	die	Belange	der	
prüfenden	Schule	es	zulassen.

(3)	 Bei	 der	 Auswahl	 der	 zentral		 gestellten	 Prü-
fungsaufgaben	 wirken	 Lehrkräfte	 der	 staatlich	 ge-
nehmigten	Ersatzschule	mit.

(4)	 1In	den	Prüfungsausschuss	soll	 für	 jedes	Prü-
fungsfach	 eine	 Lehrkraft	 der	 staatlich	 genehmigten	
Ersatzschule	a	l	s	Mitglied,	nicht	aber	als	Vorsitzende	
oder	Vorsitzender	berufen	werden,	soweit	sie	eine	für	
Wirtschaftsschulen	 geeignete	 Lehramtsbefähigung	
besitzt	 oder	 für	 sie	 die	 erforderliche	 Unterrichtsge-
nehmigung	 nach	 dem	 Bayerischen	 G	esetz	 über	 das	
Erziehungs-	 und	 Unterrichtswesen	 endgültig	 erteilt	
worden	ist.	2Sie	soll,	soweit	Schülerinnen	und	Schüler	
der	Ersatzschule	betroffen	sind,	bei	der	Korrektur	und	
Bewe	rtung	der	Prüfungsarbeiten	und	bei	den	mündli-
chen	Prüfungen	nach	Anweisung	der	oder	des	Vorsit-
zenden	des	Prüfungsausschusses		mitw	irken.

(5)	 Entscheidungen	 nach	 Abs.	 2	 und	 4	 trifft	 die	
oder	der	Vorsitzende	des	Prüfungsausschusses.

Abschnitt	3	

Ergänzungsprüfungen

§	81	

Ergänzungsprüfungen

(1)	 1Ergänzungsprüfungen	 in	 den	 Fächern	 Rech-
nungswesen	oder	Mathematik	können	von	Schülerinnen	
und	 Schülern	 der	 Abschlussklassen	 oder	 von	 anderen	
Bewerberinnen	und	Bewerbern	gleichzeitig	mit	der	Ab-
schlussprüfung	oder	auch	nachträglich	abgelegt	werden,	
wen	n	 sie	 für	 den	 in	 Aussicht	 genommenen	 Berufsweg	
oder	Bildungsgang	erforderlich	sind.	2Die	Prüfungen	wer-
den	im	Rahmen	der	Abschlussprüfung	durchgeführt.

(2)	 1Die	 Zulassung	 ist	 bis	 spätestens	 1.	 März	 zu	
beantragen.	2Eine	Erklärung,	aus	der	hervorg	eht,	wie	
sich	 die	 Bewerberin	 oder	 der	 Bewerber	 vorbereitet	
hat	 und	 gegebenenfalls	 eine	 beglaubig		te	 Abschrift	
des	 Abschlusszeugnisses	 sind	 beizufügen.	 3Über	 die	
Zulas	sung		 entscheidet	 die	 oder	 der	 Vorsitzende	 des	
Prüfungsausschusses.
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(3)	1Die	Ergänzungsprüfungen	werden	schriftlich	
vor	 einem	 Prüfungsausschuss	 abgelegt,	 der	 aus	 der	
oder	dem	Vorsitzenden	und	je	zwei	Berichterstatten-
den	für	jedes	Prüfungsfach	besteht.	2Die	Bewerberin-
nen	 und	 Bewerber	 können	 zusätzlich	 in	 die	 münd-
liche	 Prüfung	 verwiesen	 werden	 oder		 sich	 freiwillig	
einer	 mündlichen	 Prüfung	 unterziehen.	 3Im	 Übrigen	
gelt	en	d	ie	Bestimmungen	der	§§ 75	bis	80.

(4)	 Die	 Ergänzungsprüfun	g	 ist	 bestanden,	 wenn	
mindestens	die	Gesamtnote	4	erzielt	wurde.

(5)	Über	die	erfolgreiche	Teilnahme	an	der	Ergän-
zungsprüfung	wird	ein	Zeugnis	nach	dem	vom	Staats-
ministerium	herausgeg	ebenen	Muster	ausgestellt.

Siebter	Teil

Schlussvorschriften

§	82

Inkrafttreten,		Auße	rkrafttreten

(1)	1Diese	Verordnung	tritt	am	1.	August	2010	in	
Kraft.	²Abweichend	von	Satz	1	treten	die	§§	26	und	27	
bereits	am	1.	Februar	2010	in	Kraft.

(2)	 1Mit	 Ablauf	 des	 31.Juli	 20	09	 tritt	 die	 Schul-
ordnung	 für	 die	 Wirtschaftsschulen	 in	 Bayern	 (Wirt-
schaftsschulordnung	 –	 WSO)	 vom	 25.	 August	 1983	
(GVBl	S.	971,	BayRS	2236-5-1-UK),	 zuletzt	 	geändert	
durch	Verordnung	vom	18.	April	2005	(GVBl	S.	132),		
mit	Ausnahme	der	§§	3,	4,	6,	7,	8,	9	und	10	außer	Kraft.	
2Die	§§	3,	4,	6,	7,	8,	9	und	10	tr	eten	bereits	mit	Ablauf	
des	31.	Januar	2010	außer	Kraft.

München,	den	30.	Dezember	2009

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kult   us

Dr.	Ludwig										S	p	a	e	n	l	e	,		Staatsminister
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  Anlage 1 

Stundentafel für vierstufi ge Wirtschaftsschule

Wahlpfl ichtfächergruppe H M

Jahrgangsstufe 7 8 9 10 8 9 10

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 2 2 2 2 2 2

Deutsch 4 4 4 4 4 4 4

Englisch 5 5 3 3 5 3 3

Geschichte 2 2 1 1 2 1 1

Sozialkunde - - 1 1 - 1 1

Erdkunde 2 1 1 - 2 - -

Biologie 2 - - - - - -

Physik - - - - - 1 1

Mathematik 5 - - - 3 4 4

Musische	Erziehung 2 1 1 - 1 1 -

Sport 2	+	2 2	+	2 2	+	2 2	+	2 2	+	2 2	+	2 2	+	2

Textverarbeitung	 4 2 2 4 2 1 1

Datenverarbeitung - 2 2 - 1 1 -

Betriebswirtschaft - 3 3 3 3 3 3

Volkswirtschaft - - - 2 - - 2

Rechnungswesen - 3 4 4 3 2 2

Wirtschaftsmathematik - 3 - - - - -

Projektarbeit - - 1 1 - 1 1

2. Wahlpfl ichtfächer1)

Übungsfi	rmenarbeit - - 3 3 - 3 3

Bürokommunikation	mit	Kurz-
schrift

- - 3 3 - 3 3

Französisch2) - - 3 3 - 3 3

Chemie/Physik	(Übungen) - - - - - 3 3

Mathematik - - 3 3 - - -

Gesamt 30	+	2 30	+	2 30	+	2 30	+	2 30	+	2 30	+	2 30	+	2

1)	Es	ist	ein	Wahlpfl	ichtfach	zu	belegen.
2)	Auf	Antrag	können	auch	andere	Sprachen	genehmigt	werden.	
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Anlage 2

Stundentafel für dreistufi ge Wirtschaftsschulen

Jahrgangsstufe 8 9 10

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 2 2

Deutsch 4 4 4

Englisch 5 3 3

Geschichte 2 1 1

Sozialkunde - 1 1

Erdkunde 1 1 -

Musische	Erziehung 1 1 -

Sport 2	+	2 2	+	2 2	+	2

Textverarbeitung	 2 2 4

Datenverarbeitung 2 2 -

Betriebswirtschaft 3 3 3

Volkswirtschaft - - 2

Rechnungswesen 3 4 4

Wirtschaftsmathematik 3 - -

Projektarbeit - 1 1

2. Wahlpfl ichtfächer3)

Übungsfi	rmenarbeit - 3 3

Bürokommunikation	mit	Kurzschrift - 3 3

Französisch4) - 3 3

Mathematik - 3 3

Gesamt 30	+	2 30	+	2 30	+	2

3)	Es	ist	ein	Wahlpfl	ichtfach	zu	belegen.
4)	Auf	Antrag	können	auch	andere	Sprachen	genehmigt	werden.
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Anlage 3

Stundentafel für zweistufi ge Wirtschaftsschulen

Jahrgangsstufe 10 11

1. Pfl ichtfächer

Religionslehre 2 1

Deutsch 4 4

Englisch 5 4

Sozialkunde 1 1

Sport 2 1

Textverarbeitung 2 4

Datenverarbeitung 2 -

Betriebswirtschaft 4 5

Volkswirtschaft - 2

Rechnungswesen 5 6

Projektarbeit - 1

2. Wahlpfl ichtfächer5)

Übungsfi	rmenarbeit 3 3

Bürokommunikation	mit	Kurzschrift 3 3

Französisch6) 3 3

Mathematik 3 3

Gesamt: 30 32

5)	Es	ist	ein	Wahlpfl	ichtfach	zu	belegen.
6)	Auf	Antrag	können	auch	andere	Sprachen	genehmigt	werden.
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Auf	Grund	von	§	7	Abs.	5	Satz	2,	§	25	Abs.	2	Satz	1,	
§	96	Abs.	4	Satz	2	sowie		§	112	Satz	1	der	Bundesnotar-
ordnung	–	BNotO	–	(BGBl	III	303-1),	zuletzt	geändert	
durch	Art.	3	des	Gesetzes	vom	30.	Juli	2009	(BGBl	 I	
S.	2449),	in	Verbindung	mit		§	3	Nrn. 2,	3,	7	und	8	der	
Verordnung	zur	Ausführung	der	Bundesnotarordnung	
vom	 27.	 Juli	 1999	 (GVBl	 S.	 339,	 BayRS	 303-1-2-J),	
zuletzt	 geändert	 durch	 §	 1	 der	 Verordnung	 vom	 9.	
November	2009	(GVBl	S.	556),	erlässt	das	Bayerische	
Staatsministerium	 der	 Justiz	 und	 für	 Verbraucher-
schutz	folgende	Verordnung:

§	1

Die	 Verordnung	 zur	 Regelung	 von	 Angelegen-
heiten	 auf	 dem	 Gebiet	 des	 Notarwesens	 (Notarver-
ordnung	–	NotV)	vom	10.	Februar	2000	(GVBl	S.	60,	
BayRS	303-1-3-J),	zuletzt	geändert	durch	Verordnung	
vom	8.	Dezember	2004	(GVBl	S.	571),	wird	wie	folgt	
geändert:

1.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nr.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Buchst.	a	eingefügt:

„a)	 die	Erteilung	der	Auskunft	über	den	
Namen	 und	 die	 Adresse	 der	 Berufs-
haftpfl	ichtversicherung	 des	 Notars	
sowie	 die	 Versicherungsnummer	
(§	19a	Abs.	6	BNotO),“.

bb)	Der	 bisherige	 Buchst.	 a	 wird	 Buchst.	 b.

cc)	 Der	 bisherige	 Buchst.	 b	 wird	 Buchst.	 c;	
nach	 dem	 Wort	 „Rücknahme“	 werden	
die	Worte	„oder	der	Widerruf“	eingefügt.

b)	 Nrn.	2	und	3	erhalten	folgende	Fassung:

„2.	 auf	den	Generalstaatsanwalt	in	München	
die	 Befugnis	 zur	 Erhebung	 der	 Diszipli-

narklage;	 nach	 Übernahme	 eines	 gegen	
den	 Notar	 eingeleiteten	 Disziplinarver-
fahrens	 ist	 der	 Generalstaatsanwalt	 fer-
ner	befugt,	selbständig	Ermittlungen	an-
zustellen	 und	 das	 Verfahren	 auch	 durch	
Einstellungs-	 bzw.	 Disziplinarverfügung	
zu	erledigen.

	3.	 auf	 den	 Präsidenten	 des	 Oberlandesge-
richts	 München	 die	 Ernennung	 der	 Bei-
sitzer	nach	Maßgabe	des	§	4	(§ 103	Abs.	1	
Satz	1	BNotO),	der	Antrag	auf	Entschei-
dung	über	die	Beendigung	des	Amtes	ei-
nes	Beisitzers	(§	104	Abs.	1a	Satz	3	BNotO),
der	Antrag	auf	Amtsenthebung	eines	Bei-
sitzers	(§	104	Abs.	2	Satz	1	BNotO)	sowie	
die	Entlassung	eines	Beisitzers	auf	Antrag	
(§	104	Abs.	3	BNotO).“

2.	 §	7	Abs.	4	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	Genehmigung	kann	mit	Aufl	agen	verbun-
den	und	mit	dem	Vorbehalt	des	Widerrufs	erteilt	
sowie	befristet	werden.“

3.	 In	§	13	Abs.	2	Satz	1	werden	die	Worte	„Art.	80b	
Abs.	1	Satz	1	Nr.	2“	durch	die	Worte	„Art.	89	Abs.	1	
Nr.	1“	ersetzt.

§	2

Diese	Verordnung	tritt	mit	Wirkung	vom	1.	Januar	
2010	in	Kraft.

München,	den		8.	Januar	2010

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz

											Dr.	Beate	M	e	r	k	,	Staatsministerin

303-1-3-J

Verordnung
zur Änderung der 
Notarverordnung

Vom 8. Januar 2010

303-1-3-J

Verordnung
zur Änderung der 
Notarverordnung

Vom 8. Januar 2010
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95-6-W

Bayerische Landeshafen- und Schifffahrtsuntersuchungsordnung
(BayLHafSchUO)1)

Vom 14. Januar 2010

1)	 Diese	Verordnung	dient	der	Umsetzung	folgender	Richtlinien:
1.	 Richtlinie	2005/44/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	7.	September	2005	über	harmonisierte	Binnenschiff-

fahrtsinformationsdienste	(RIS)	auf	den	Binnenwasserstraßen	der	Gemeinschaft	 (ABl	L	255	S.	152,	ber.	ABl	L	344	S.	52),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	(EG)	Nr. 219/2009	(ABl	L	87	S.	109).	

2.	 Richtlinie	2006/87/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	12.	Dezember	2006	über	die	technischen	Vorschrif-
ten	 für	Binnenschiffe	und	zur	Aufhebung	der	Richtlinie	82/714/EWG	des	Rates	 (ABl	L	389	S.	1),	zuletzt	geändert	durch	
Richtlinie	2009/46/EG	(ABl	L	109	S. 14).	

Die	Verpfl	ichtungen	der	Richtlinie	98/34/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	22.	Juni	1998	über	ein	Informa-
tionsverfahren	auf	dem	Gebiet	der	Normen	und	technischen	Vorschriften	(ABl	L	204	S.	37),	zuletzt	geändert	durch	Richtlinie	
2006/96/EG	(ABl	L	363	S. 81),	sind	beachtet	worden.

Auf	 Grund	 des	 Art.	 10a	 des	 Gesetzes	 über	 Zu-
ständigkeiten	 im	 Verkehrswesen	 (ZustGVerk)	 vom	
28.	Juni	1990	(GVBl	S.	220,	BayRS	9210-1-W),	zuletzt	
geändert	durch	Gesetz	vom	23.	November	2009	(GVBl	
S.	 576),	 erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	 für	
Wirtschaft,	 Infrastruktur,	 Verkehr	 und	 Technologie	
folgende	Verordnung:

§	1

Geltungsbereich	und	Begriffsbestimmungen

(1)	Die	Pfl	ichten	gemäß	§	2	gelten	für	Häfen,	die

1.	 sich	 an	 Binnenwasserstraßen	 der	 Klasse	 IV	 und	
darüber	 gemäß	 der	 Klassifi	zierung	 der	 europä-
ischen	 Binnenwasserstraßen	 befi	nden,	 die	 über	
eine	 Wasserstraße	 mindestens	 der	 Klasse	 IV	 mit	
einer	Wasserstraße	mindestens	der	Klasse	 IV	ei-
nes	anderen	Mitgliedstaates	verbunden	sind,

2.	 zu	 dem	 Binnenwasserstraßennetz	 des	 Sche-
mas	 in	 Anhang	 I	 Abschnitt	 4	 der	 Entscheidung	
Nr.	 1346/2001/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	
und	des	Rates	vom	22. Mai 2001	zur	Änderung	der	
Entscheidung	Nr.	1692/96/EG	hinsichtlich	Seehä-
fen,	Binnenhäfen	und	intermodaler	Terminals	so-
wie	des	Vorhabens	Nr.	8	in	Anhang	III	(Abl	L	185	
S.	1,	ber.	L	288	S.	53)	gehören,

3.	 an	 andere	 transeuropäische	 Verkehrswege	 ge-
mäß	Anhang	 I	der	Entscheidung	Nr.	 1346/2001/
EG	angeschlossen	sind,

4.	 dem	gewerblichen	Verkehr	offen	stehen	und

5.	 mit	Umschlagsanlagen	für	den	intermodalen	Ver-
kehr	ausgestattet	sind	oder	deren	jährliches	Gü-
terumschlagsvolumen	 mindestens	 500	 000	 Ton-
nen	beträgt.

(2)	 Häfen	 im	 Sinn	 dieser	 Verordnung	 sind	 auch	
Lade-	und	Löschplätze.

(3)	 1Die	 Bereiche	 der	 Häfen	 im	 Sinn	 der	 Abs.	 1	
und	2	sind	in	der	jeweiligen	Hafenordnung	beschrie-
ben.	2Die	Grenzen	der	Hafengebiete	sind	an	den	Zu-
gängen	durch	Hinweisschilder	bezeichnet.

(4)	 Binnenschifffahrtsinformationsdienste	sind	har-
monisierte	Informationsdienste	zur	Unterstützung	des	
Verkehrs-	und	Transportmanagements	in	der	Binnen-
schifffahrt	einschließlich,	sofern	technisch	durchführ-
bar,	der	Schnittstellen	mit	anderen	Verkehrsträgern.	

(5)	 Benutzer	 der	 Binnenschifffahrtsinformati-
onsdienste	 sind	 alle	 Nutzergruppen	 wie	 Schiffsfüh-
rer,	 Binnenschifffahrtsinformationsdienste-Betriebs-
personal,	 Betreiber	 von	 Schleusen	 oder	 Brücken,	
Wasserstraßenverwaltungen,	 Betreiber	 von	 Häfen,	
Umschlagsstellen	und	Terminals,	Personal	 in	Unfall-
bekämpfungszentren	der	Rettungsdienste,	Flottenma-
nager,	Verlader,	Absender,	Empfänger,	Frachtmakler	
und	Ausrüster.

(6)	 1Betreiber	 eines	 Hafens	 ist	 der	 Rechtsträger,	
durch	 den	 die	 Bewirtschaftung	 der	 zusammenhän-
genden	Land-	und	Wasserfl	ächen	und	deren	Hafen-
infrastrukturen	 erfolgt.	 2Kommen	 als	 Betreiber	 eines	
Hafens	 im	 Sinn	 des	 Abs.	 3	 mehrere	 Rechtsträger	 in	
Betracht,	 so	 wird	 die	 Verantwortlichkeit	 für	 die	 Er-
füllung	der	Pfl	ichten	nach	§ 2	Abs.	1	Nrn. 1	bis	4	im	
Einzelfall	 von	 der	 zuständigen	 Hafenbehörde	 nach	
pfl	ichtgemäßem	Ermessen	festgelegt.

§	2

Pfl	ichten

(1)	Für	den	räumlich	abgegrenzten	Bereich	eines	
Hafens	im	Sinn	des	§	1	Abs.	3	stellt	der	Betreiber	des	
Hafens	sicher,	dass

1.	 den	Benutzern	der	Binnenschifffahrtsinformations-
dienste	alle	 für	die	Navigation	und	Reiseplanung	
relevanten	 Daten	 gemäß	 Anhang	 I	 der	 Richtlinie	
2005/44/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	
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Bayerische Landeshafen- und Schifffahrtsuntersuchungsordnung 
(BayLHafSchUO)1)

Vom 14. Januar 2010

1)	 Diese	Verordnung	dient	der	Umsetzung	folgender	Richtlinien:
1.	 Richtlinie	2005/44/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	7.	September	2005	über	harmonisierte	Binnenschiff-

fahrtsinformationsdienste	(RIS)	auf	den	Binnenwasserstraßen	der	Gemeinschaft	 (ABl	L	255	S.	152,	ber.	ABl	L	344	S.	52),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	(EG)	Nr. 219/2009	(ABl	L	87	S.	109).	

2.	 Richtlinie	2006/87/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	12.	Dezember	2006	über	die	technischen	Vorschrif-
ten	 für	Binnenschiffe	und	zur	Aufhebung	der	Richtlinie	82/714/EWG	des	Rates	 (ABl	L	389	S.	1),	zuletzt	geändert	durch	
Richtlinie	2009/46/EG	(ABl	L	109	S. 14).	

Die	Verpflichtungen	der	Richtlinie	98/34/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	22.	Juni	1998	über	ein	Informa-
tionsverfahren	auf	dem	Gebiet	der	Normen	und	technischen	Vorschriften	(ABl	L	204	S.	37),	zuletzt	geändert	durch	Richtlinie	
2006/96/EG	(ABl	L	363	S. 81),	sind	beachtet	worden.



48 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	2/20102 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	2/2010

Rates	vom	7.	September	2005	über	harmonisierte	
Binnenschifffahrtsinformationsdienste	(RIS)	auf	den	
Binnenwasserstraßen	der	Gemeinschaft	(ABl	L	255	
S.	152,	ber.	ABl	L	344	S.	52),	zuletzt	geändert	durch	
Verordnung	(EG)	Nr. 219/2009	(ABl	L	87	S.	109)	in	
einem	elektronischen	Format	zugänglich	sind,

2.	 den	 Benutzern	 der	 Binnenschifffahrtsinforma-
tionsdienste	 über	 die	 in	 Nr.	 1	 genannten	 Daten	
hinaus	navigationstaugliche	elektronische	Schiff-
fahrtskarten	 zur	 Verfügung	 stehen,	 soweit	 sich	
der	Hafen	an	einer	Binnenwasserstraße	der	Klas-
se	Va	und	darüber	gemäß	der	Klassifi	zierung	der	
europäischen	Binnenwasserstraßen	befi	ndet,

3.	 elektronische	Meldungen	der	erforderlichen	Da-
ten	von	Schiffen	empfangen	werden	können,	so-
weit	internationale,	bundes-	oder	landesgesetzli-
che	 Vorschriften	 ein	 Meldeverfahren	 für	 Schiffe	
vorsehen	und

4.	 Nachrichten	für	die	Binnenschifffahrt	 in	standar-
disierter,	 codierter	 und	 abrufbarer	 Form	 bereit	
stehen,	 wobei	 die	 standardisierten	 Nachrichten	
mindestens	die	für	die	sichere	Schiffsführung	er-
forderlichen	 Informationen	 enthalten	 und	 diese	
für	die	Binnenschifffahrt	zumindest	in	einem	elek-
tronischen	Format	zugänglich	sein	müssen.

(2)	 1Die	 in	 Abs.	 1	 genannten	 Verpfl	ichtungen	
sind	entsprechend	den	in	den	Anhängen	I	und	II	der	
Richtlinie	2005/44/EG	festgelegten	Spezifi	kationen	zu	
erfüllen.	2Für	den	Betrieb	der	in	Abs.	1	aufgeführten	
Binnenschifffahrtsinformationsdienste	 gelten	 die	 in	
Art.	 5	 der	 Richtlinie	 2005/44/EG	 genannten	 techni-
schen	Leitlinien	und	Spezifi	kationen.

(3)	1Die	Maßnahmen	im	Sinn	der	Abs.	1	und	2	sind	
spätestens	30	Monate	nach	dem	Inkrafttreten	der	ein-
schlägigen	technischen	Leitlinien	und	Spezifi	kationen	

gemäß	Art. 5	der	Richtlinie	2005/44/EG	umzusetzen.	
2Die	technischen	Leitlinien	und	Spezifi	kationen	treten	
am	Tag	nach	ihrer	Veröffentlichung	im	Amtsblatt	der	
Europäischen	Union	in	Kraft.

§	3

Anwendbarkeit	der	Binnenschiffsuntersuchungs-
ordnung

Für	die	Anforderungen	an	Bau,	Ausrüstung,	Ein-
richtung	 und	 Besatzung	 von	 Fahrzeugen,	 schwim-
menden	Anlagen	und	Schwimmkörpern	zum	Verkehr	
auf	Gewässern,	die	mit	der	Main-Donau-Wasserstra-
ße	 in	 schiffbarer	 Weise	 verbunden	 sind,	 sowie	 für	
das	 Verfahren	 für	 deren	 technische	 Zulassung	 zum	
Verkehr	 ist	 die	 Binnenschiffsuntersuchungsordnung	
(BinSchUO)	vom	6.	Dezember	2008	(BGBl	I	S.	2450)	in	
der	jeweils	geltenden	Fassung	insoweit	anzuwenden,	
als	 sich	deren	Bestimmungen	auf	Wasserstraßen	der	
Zone	4	im	Sinn	des	Anhang	I	BinSchUO	beziehen	und	
keine	Ordnungswidrigkeit	festlegen.

§	4

Inkrafttreten

Diese	 Verordnung	 tritt	 am	 1.	 Februar	 2010	 in	
Kraft.

München,	den	14.	Januar	2010

Bayerisches Staatsministerium
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Martin	Z	e	i	l	,		Staatsminister
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